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Erster Abschnitt

Anwendungsbereich

§ 1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der
Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung.

Zweiter Abschnitt

Grundsätze

§ 2

Ziele des Vollzugs

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung dient dem Ziel, die Gefährlichkeit
der Untergebrachten für die Allgemein-
heit so zu mindern, dass die Vollstre-
ckung der Unterbringung möglichst bald
zur Bewährung ausgesetzt oder für erle-
digt erklärt werden kann. Die Unterge-
brachten sollen befähigt werden, künftig
in sozialer Verantwortung ein Leben ohne
Straftaten zu führen.

(2) Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung bezweckt zugleich den Schutz der
Allgemeinheit vor erheblichen Straftaten.

§ 3

Gestaltung des Vollzugs

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung ist behandlungs- und therapiege-
richtet auszugestalten und unter Berück-
sichtigung notwendiger Sicherheitsbelan-
ge freiheitsorientiert auszurichten.

(2) Das Leben im Vollzug ist den allge-
meinen Lebensverhältnissen soweit wie
möglich anzugleichen. Es soll auch bei
langer Dauer der Unterbringung den Be-
zug zum Leben außerhalb des Vollzugs
erhalten, die Untergebrachten in ihrer Ei-
genverantwortung stärken und ihnen hel-
fen, sich in das Leben in Freiheit einzu-
gliedern. Schädlichen Folgen des Freihei-
tentzugs ist entgegenzuwirken.

(3) Die unterschiedlichen Lebenslagen
und Bedürfnisse der Untergebrachten,
insbesondere im Hinblick auf Alter, Ge-
schlecht und Herkunft, werden bei der
Gestaltung des Vollzugs und bei allen
Einzelmaßnahmen berücksichtigt.



§ 4

Grundsätze der Behandlung und 
Betreuung

(1) Den Untergebrachten sind die zur
Erreichung der Vollzugsziele erforderli-
chen Behandlungs- und Betreuungsmaß-
nahmen anzubieten. Die Behandlungs-
maßnahmen haben wissenschaftlichen
Erkenntnissen zu entsprechen. Soweit be-
stehende Angebote nicht ausreichen oder
keinen Erfolg versprechen, sind individu-
ell zugeschnittene Behandlungsangebote
zu unterbreiten.

(2) Bei der Behandlung und Betreuung
wirken Bedienstete der verschiedenen
Fachrichtungen in enger Abstimmung zu-
sammen. Soweit dies erforderlich ist, sind
externe Fachkräfte einzubeziehen. Den
Untergebrachten sollen feste Ansprech-
personen zur Verfügung stehen.

§ 5

Mitwirkung und Motivierung

(1) Die Erreichung der Vollzugsziele
nach § 2 Abs. 1 erfordert die Mitwirkung
der Untergebrachten. Ihre Bereitschaft
hierzu ist fortwährend zu wecken und zu
fördern. Dazu gehören insbesondere wie-
derkehrende Gesprächsangebote, die Be-
ziehungsfähigkeit fördernde Maßnahmen
und die Vermittlung des therapeutischen
Konzepts. Die Motivationsmaßnahmen
sind zu dokumentieren.

(2) Die Motivation kann durch Maß-
nahmen der Anerkennung gefördert wer-
den. Dabei sind die Beteiligung an Maß-
nahmen wie auch besonderer Einsatz
oder erreichte Fortschritte angemessen zu
berücksichtigen.

§ 6

Stellung der Untergebrachten

(1) Die Untergebrachten unterliegen
den in diesem Gesetz vorgesehenen Frei-
heitsbeschränkungen. Soweit das Gesetz
eine besondere Regelung nicht enthält,
dürfen nur Beschränkungen auferlegt
werden, die zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder zur Abwendung einer
schwerwiegenden Störung der Ordnung
der Einrichtung oder zum Schutz der All-
gemeinheit vor erheblichen Straftaten un-
erlässlich sind.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen,
die den Untergebrachten zur Aufrechter-
haltung der Sicherheit oder Ordnung der
Einrichtung auferlegt werden, sind so zu
wählen, dass sie in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und
die Untergebrachten nicht mehr und nicht
länger als notwendig beeinträchtigen;
von mehreren gleich geeigneten Maßnah-
men ist diejenige zu wählen, die die Un-
tergebrachten voraussichtlich am Wenigs-
ten belastet.

(3) Vollzugliche Maßnahmen sollen
den Untergebrachten erläutert werden.

§ 7

Einbeziehung Dritter

(1) Die Einrichtungen arbeiten mit öf-
fentlichen Stellen sowie privaten Organi-
sationen und Personen, die der Eingliede-
rung der Untergebrachten förderlich sein
können, zusammen.

(2) Die Unterstützung der Unterge-
brachten durch geeignete ehrenamtlich
tätige Personen ist zu fördern.

Dritter Abschnitt

Aufnahme und Behandlung 
der Untergebrachten

§ 8

Aufnahme

(1) Mit den Untergebrachten wird un-
verzüglich ein Aufnahmegespräch ge-
führt, bei dem andere Untergebrachte
nicht zugegen sein dürfen. Dabei werden
sie auch über ihre Rechte und Pflichten
sowie über die Ausgestaltung der Unter-
bringung informiert. Ihnen ist ein Exem-
plar dieses Gesetzes zugänglich zu ma-
chen.

(2) Die Untergebrachten werden als-
bald ärztlich untersucht.

§ 9

Behandlungsuntersuchung

(1) An das Aufnahmeverfahren
schließt sich zur Vorbereitung der Voll-
zugsplanung unverzüglich eine umfas-
sende, wissenschaftlichen Erkenntnissen
entsprechende Behandlungsuntersuchung
an.

(2) Die Behandlungsuntersuchung er-
streckt sich auf alle Umstände, die für die
Beurteilung der Gefährlichkeit der Unter-
gebrachten maßgeblich sind. Im Rahmen
der Behandlungsuntersuchung sind die
Ursachen der Straftaten, die individuellen
Risikofaktoren sowie der Behandlungsbe-
darf und die Behandlungsfähigkeit und 
-motivation der Untergebrachten festzu-
stellen. Gleichzeitig sollen die Fähigkei-
ten der Untergebrachten ermittelt wer-
den, deren Stärkung der Gefährlichkeit
der Untergebrachten entgegenwirken.
Erkenntnisse aus vorangegangenen Frei-
heitsentziehungen sind einzubeziehen.

§ 10

Vollzugsplan

(1) Auf der Grundlage der in der Be-
handlungsuntersuchung gewonnenen Er-
kenntnisse wird alsbald ein Betreuungs-
und Behandlungsplan (Vollzugsplan) auf-
gestellt, der unter Berücksichtigung auch
des Alters, der Persönlichkeit und des
Entwicklungsstands, der Lebensverhält-
nisse und der Gefährlichkeit der oder des
Untergebrachten die individuell anzustre-
benden Behandlungsziele festlegt und die
zu ihrer Erreichung geeigneten und erfor-
derlichen Maßnahmen benennt. Er ent-
hält insbesondere Angaben über
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1. psychiatrische, psychotherapeutische
oder sozialtherapeutische Behand-
lungsmaßnahmen,

2. andere Einzel- oder Gruppenbehand-
lungsmaßnahmen,

3. Maßnahmen zur Förderung der Be-
handlungsbereitschaft,

4. die Zuweisung zu Wohngruppen 
(§ 19 Abs. 3 und 4),

5. Unterbringung in einer sozialthera-
peutischen Anstalt oder Abteilung 
(§ 11 Abs. 2 Satz 1 und 2),

6. Art und Umfang der Beschäftigung,

7. Maßnahmen zur strukturierten Ge-
staltung der Freizeit,

8. Maßnahmen zur Ordnung der finan-
ziellen Verhältnisse,

9. Maßnahmen zur Ordnung der fami-
liären Verhältnisse,

10. Maßnahmen der Gesundheitsfürsor-
ge und zur Förderung der Suchtmit-
telfreiheit,

11. Maßnahmen zur Förderung von 
Außenkontakten,

12. Maßnahmen zur Vorbereitung eines
sozialen Empfangsraums,

13. vollzugsöffnende Maßnahmen,

14. Entlassungsvorbereitung und Nach-
sorge.

(2) Der Vollzugsplan ist unter Berück-
sichtigung der Entwicklung der Unterge-
brachten und weiterer für die Behandlung
bedeutsamer Erkenntnisse fortzuschrei-
ben. Hierfür ist im Vollzugsplan eine an-
gemessene Frist vorzusehen, die sechs
Monate nicht übersteigen soll.

(3) Ist abzusehen, dass die Vollstre-
ckung zur Bewährung ausgesetzt wird
oder die Unterbringung für erledigt er-
klärt wird, sind in den Vollzugsplan kon-
krete Angaben über die notwendigen
vorbereitenden Maßnahmen aufzuneh-
men.

(4) Der Vollzugsplan und seine Fort-
schreibungen werden in einer Konferenz
nach § 70 Abs. 3 beraten und mit den Un-
tergebrachten erörtert. Deren Anregun-
gen und Vorschläge werden angemessen
berücksichtigt.

(5) An der Behandlung mitwirkende
Personen außerhalb des Vollzugs sollen in
die Planung einbezogen werden. Sie kön-
nen mit Zustimmung der Untergebrach-
ten auch an der Konferenz beteiligt wer-
den.

(6) Den Untergebrachten werden der
Vollzugsplan und seine Fortschreibungen
ausgehändigt.

§ 11

Verlegung, Überstellung 
und Ausantwortung

(1) Die Untergebrachten können in ei-
ne andere Einrichtung verlegt oder über-
stellt werden, wenn die Erreichung der

Vollzugsziele hierdurch gefördert wird
oder wenn zwingende Gründe der Voll-
zugsorganisation oder andere wichtige
Gründe dies erfordern, insbesondere ihr
Verhalten oder ihr Zustand eine erhebli-
che Gefahr für die Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung darstellt.

(2) Wenn es die Behandlung nach 
§ 66c Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs
erfordert, dürfen Untergebrachte aus-
nahmsweise in eine Anstalt des Justiz-
vollzugs verlegt oder überstellt werden.
Dies gilt insbesondere für eine Behand-
lung in einer sozialtherapeutischen An-
stalt oder Abteilung des Strafvollzugs
oder zur Entlassungsvorbereitung im offe-
nen Vollzug. Auf Antrag können Unterge-
brachte aus wichtigem Grund, insbeson-
dere zum Zwecke einer erleichterten Be-
suchsdurchführung in eine Anstalt des
Justizvollzugs überstellt werden, wenn
dies die Behandlung nicht beeinträchtigt
und sie sich mit den dortigen Unterbrin-
gungsbedingungen einverstanden erklä-
ren.

(3) Verlegungen und Überstellungen
sollen unmittelbar in die aufnehmende
Einrichtung erfolgen.

(4) Untergebrachte dürfen befristet
dem Gewahrsam einer Strafverfolgungs-
behörde überlassen werden, wenn dies
zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behör-
de erforderlich ist (Ausantwortung).

§ 12

Sozialtherapeutische Behandlung

Den Untergebrachten sind sozialthera-
peutische Maßnahmen anzubieten, wenn
dies aus Gründen der Behandlung ange-
zeigt ist. Die Behandlung soll in der Ein-
richtung erfolgen.

§ 13

Geschlossener Vollzug und 
vollzugsöffnende Maßnahmen

(1) Die Unterbringung erfolgt in ge-
schlossenen Einrichtungen.

(2) Zur Erreichung der Vollzugsziele
nach § 2 Abs. 1 werden den Unterge-
brachten nach Anhörung der Strafvoll-
streckungskammer vollzugsöffnende Maß -
nahmen gewährt, soweit nicht zwingende
Gründe entgegenstehen, insbesondere
konkrete Anhaltspunkte die Gefahr be-
gründen, dass die Untergebrachten sich
dem Vollzug der Sicherungsverwahrung
entziehen oder die vollzugsöffnenden
Maßnahmen zur Begehung erheblicher
Straftaten missbrauchen werden.

(3) Als vollzugsöffnende Maßnahmen
kommen insbesondere in Betracht:

1. regelmäßige Beschäftigung außerhalb
der Einrichtung unter Aufsicht von
Vollzugsbediensteten (Außenbeschäf-
tigung),

2. Verlassen der Einrichtung für eine be-
stimmte Zeit ohne Aufsicht von Voll-
zugsbediensteten (Ausgang), gegebe-
nenfalls jedoch in Begleitung einer von
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der Einrichtung bestimmten Person
(Ausgang in Begleitung),

3. tageweise Freistellung aus der Unter-
bringung.

(4) Werden vollzugsöffnende Maßnah-
men nach Abs. 3 nicht gewährt, ist den
Untergebrachten das Verlassen der Ein-
richtung unter ständiger und unmittelba-
rer Aufsicht für eine bestimmte Tageszeit
(Ausführung) mindestens vier Mal im
Jahr zu gestatten. Die Ausführung dient
der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, der
Förderung der Mitwirkung an der Be-
handlung oder der Vorbereitung weiterer
vollzugsöffnender Maßnahmen. Sie darf
nur versagt werden, wenn

1. konkrete Anhaltspunkte die Gefahr
begründen, dass die Untergebrachten
sich trotz besonderer Sicherungsmaß-
nahmen dem Vollzug entziehen oder
die Ausführung zu erheblichen Strafta-
ten missbrauchen werden oder

2. die zur Sicherung erforderlichen Maß-
nahmen den Zweck der Ausführung
gefährden.

(5) Der Entscheidung über die Gewäh-
rung vollzugsöffnender Maßnahmen nach
Abs. 3 sind in der Regel zwei Gutachten
von Sachverständigen zugrunde zu legen;
dabei kann auf vorhandene aktuelle Gut-
achten, die zur Frage der Eignung für
vollzugsöffnende Maßnahmen Stellung
nehmen, zurückgegriffen werden. Gut-
achten sind gegebenenfalls so rechtzeitig
einzuholen, dass die Entscheidung über
die vollzugsöffnende Maßnahme zum vor-
gesehenen Zeitpunkt getroffen werden
kann.

(6) Durch vollzugsöffnende Maßnah-
men wird die Vollstreckung der Siche-
rungsverwahrung nicht unterbrochen.

§ 14

Weisungen, Rücknahme und Widerruf

(1) Für vollzugsöffnende Maßnahmen,
mit Ausnahme der Ausführung nach § 13
Abs. 4 und der Unterbringung im offenen
Vollzug nach § 16 Abs. 2, sollen Unterge-
brachten Weisungen erteilt werden. Ins-
besondere können sie angewiesen wer-
den,

1. den Wohn- oder Aufenthaltsort oder
einen bestimmten Bereich nicht ohne
Erlaubnis zu verlassen,

2. sich nicht an bestimmten Orten aufzu-
halten,

3. Kontakt mit bestimmten Personen oder
Gruppen zu meiden,

4. sich zu festgesetzten Zeiten bei einer
bestimmten Stelle oder Person zu mel-
den,

5. sich einer bestimmten Betreuungsper-
son zu unterstellen,

6. bestimmte Gegenstände nicht zu besit-
zen,

7. Alkohol oder andere berauschende
Stoffe zu meiden,

8. in regelmäßigen Abständen Proben
zur Überwachung einer Weisung nach
Nr. 7 abzugeben,

9. die für eine elektronische Überwa-
chung ihres Aufenthaltsortes nach
Abs. 2 erforderlichen technischen Mit-
tel ständig in betriebsbereitem Zu-
stand bei sich zu führen und deren
Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Ein-
richtung (Leitung der Einrichtung) kann
eine elektronische Überwachung anord-
nen und eine Weisung nach Abs. 1 Satz 2
Nr. 9 erteilen, wenn dies erforderlich er-
scheint, um Untergebrachte davon abzu-
halten,

1. gegen Weisungen nach Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 und 2 zu verstoßen,

2. sich dem Vollzug der Sicherungsver-
wahrung zu entziehen oder

3. weitere Straftaten der in § 66 Abs. 3
Satz 1 des Strafgesetzbuchs genannten
Art zu begehen.

(3) Bei der Ausgestaltung der vollzugs-
öffnenden Maßnahmen ist den Belangen
des Opferschutzes Rechnung zu tragen.

(4) Vollzugsöffnende Maßnahmen kön-
nen zurückgenommen werden, wenn die
Voraussetzungen für ihre Bewilligung
nicht vorgelegen haben.

(5) Vollzugsöffnende Maßnahmen kön-
nen widerrufen werden, wenn

1. aufgrund nachträglich eingetretener
Umstände die Maßnahmen hätten ver-
sagt werden können,

2. die Maßnahmen missbraucht werden
oder

3. Weisungen nicht befolgt werden.

(6) Im Übrigen gelten für den Widerruf
oder die Rücknahme von vollzuglichen
Maßnahmen nach diesem Gesetz die Vor-
schriften der §§ 48 bis 49a des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes entspre-
chend, soweit dieses Gesetz keine abwei-
chende Regelung enthält.

§ 15

Vollzugsöffnende Maßnahmen 
aus wichtigem Anlass

(1) Vollzugsöffnende Maßnahmen kön-
nen auch aus wichtigem Anlass gewährt
werden. Wichtige Anlässe sind insbeson-
dere die Teilnahme an gerichtlichen Ter-
minen, die medizinische Behandlung so-
wie eine akute lebensgefährliche Erkran-
kung oder der Tod naher Angehöriger der
Untergebrachten.

(2) § 13 Abs. 2, 4 und 5 sowie § 14 gel-
ten entsprechend.

(3) Ausführungen, insbesondere aus
medizinischen Gründen oder zur Beschaf-
fung von Ausweisdokumenten, sind auch
ohne Zustimmung der Untergebrachten
zulässig, wenn dies aus besonderem
Grund notwendig ist. Auf Ersuchen eines
Gerichts erfolgt eine Vorführung.
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§ 16

Entlassungsvorbereitung

(1) Die Einrichtung arbeitet frühzeitig,
spätestens sechs Monate vor dem voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt, darauf
hin, dass die Untergebrachten über eine
geeignete Unterkunft und eine Arbeits-
oder Ausbildungsstelle verfügen sowie
bei Bedarf in therapeutische oder andere
nachsorgende Maßnahmen vermittelt
werden. Hierbei arbeitet sie mit Dritten
nach § 7, insbesondere der Bewährungs-
hilfe, den Führungsaufsichtsstellen und
der freien Straffälligenhilfe zur Eingliede-
rung der Untergebrachten, eng zusam-
men. Die Bewährungshilfe ist zu einer
solchen Zusammenarbeit schon während
des Vollzugs verpflichtet, um einen best-
möglichen Übergang der Betreuung zu
gewährleisten.

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung
können zusätzlich zu Maßnahmen nach 
§ 13 weitere vollzugsöffnende Maßnah-
men gewährt werden, insbesondere

1. die Unterbringung in einer Anstalt
oder Abteilung des offenen Vollzugs,

2. eine regelmäßige Beschäftigung au-
ßerhalb der Einrichtung ohne Aufsicht
(Freigang),

3. nach Anhörung der Vollstreckungsbe-
hörde die Freistellung aus der Unter-
bringung bis zu sechs Monaten.

§ 13 Abs. 2 und 5 sowie § 14 gelten ent-
sprechend.

§ 17

Entlassung und nachgehende Betreuung

(1) Untergebrachte sollen am Tag ihrer
Entlassung möglichst frühzeitig entlassen
werden. Bei Bedarf soll die Einrichtung
den Transport zur Unterkunft sicherstel-
len. Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu
fünf Tage vorverlegt werden, wenn Un-
tergebrachte zu ihrer Eingliederung oder
aus anderen dringenden Gründen hierauf
angewiesen sind.

(2) Bedürftigen Untergebrachten kann
eine Entlassungsbeihilfe, insbesondere
ein Reisekostenzuschuss oder angemesse-
ne Kleidung, gewährt werden.

(3) Die Einrichtung kann früheren Un-
tergebrachten auf Antrag nach der Ent-
lassung Hilfestellung gewähren, soweit
diese nicht anderweitig sichergestellt
werden kann und der Erfolg der Behand-
lung gefährdet erscheint.

§ 18

Verbleib und Aufnahme auf 
freiwilliger Grundlage

(1) Frühere Untergebrachte können
auf ihren Antrag hin vorübergehend in ei-
ner Einrichtung des Justizvollzugs ver-
bleiben oder wieder aufgenommen wer-
den, wenn die Eingliederung gefährdet
ist. Der Verbleib und die Aufnahme sind
jederzeit widerruflich.

(2) Für diese Personen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes entsprechend
mit der Maßgabe, dass Maßnahmen des
Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang
durchgesetzt werden können. Das Haus-
recht bleibt hiervon unberührt.

(3) Auf ihren Antrag sind nach Abs. 1
verbliebene oder wieder aufgenommene
Personen unverzüglich zu entlassen.

Vierter Abschnitt

Unterbringung und Versorgung 
der Untergebrachten

§ 19

Unterbringung, Wohngruppen

(1) Untergebrachte erhalten einen
Wohn- und Schlafbereich (Zimmer) zur
alleinigen Nutzung.

(2) Sofern Untergebrachte hilfsbedürf-
tig sind oder eine Gefahr für Leben oder
Gesundheit besteht, können sie mit einer
oder einem anderen Untergebrachten ge-
meinsam untergebracht werden, wenn
diese oder dieser zustimmt. Bei Hilfsbe-
dürftigkeit bedarf es der Zustimmung bei-
der Untergebrachter.

(3) Geeignete Untergebrachte sollen in
Wohngruppen untergebracht werden. Der
Wohngruppenvollzug dient der Vermitt-
lung eines sozialverträglichen Zusam-
menlebens, insbesondere von gegenseiti-
ger Toleranz sowie der Übernahme von
Verantwortung für sich und andere.

(4) Eine Eignung im Sinne des Abs. 3
Satz 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn
Untergebrachte aufgrund ihres Verhal-
tens nicht gruppenfähig sind, eine Gefahr
für die Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung oder für die anderen Unterge-
brachten darstellen oder die Freiräume
der Wohngruppe wiederholt oder schwer-
wiegend missbraucht haben.

§ 20

Ausstattung des Zimmers, 
persönlicher Besitz

(1) Die Untergebrachten dürfen ihr
Zimmer in angemessenem Umfang mit ei-
genen Gegenständen ausstatten. Gegen-
stände, die die Sicherheit beeinträchtigen
oder die in schwerwiegender Weise die
Ordnung oder die Erreichung der Voll-
zugsziele nach § 2 Abs. 1 gefährden, sind
ausgeschlossen.

(2) Untergebrachte dürfen Gegenstän-
de nur mit Erlaubnis der Einrichtung be-
sitzen, annehmen oder abgeben. Gegen-
stände von geringem Wert dürfen sie oh-
ne Erlaubnis an andere Untergebrachte
weitergeben und von ihnen annehmen;
die Einrichtung kann Annahme und Be-
sitz auch dieser Gegenstände von ihrer
Erlaubnis abhängig machen oder weitere
Ausnahmen zulassen. Abs. 1 Satz 2 gilt
entsprechend. Die Erlaubnis kann unter
den Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 2
widerrufen werden.
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(3) Eingebrachte Gegenstände, die
Untergebrachte nicht in Besitz haben dür-
fen, sind für sie aufzubewahren, sofern
dies nach Art und Umfang möglich ist.
Andernfalls ist den Untergebrachten Ge-
legenheit zu geben, die Gegenstände au-
ßerhalb der Einrichtung aufbewahren zu
lassen. Das Gleiche gilt für Gegenstände,
die die Untergebrachten während des
Vollzugs und für ihre Entlassung nicht be-
nötigen.

(4) Werden Gegenstände, deren Auf-
bewahrung nach Art oder Umfang nicht
zumutbar ist, von den Untergebrachten
trotz Aufforderung nicht aus der Einrich-
tung verbracht, so darf die Einrichtung
diese Gegenstände auf Kosten der Unter-
gebrachten außerhalb der Einrichtung
verwahren, verwerten oder vernichten.
Für die Voraussetzungen und das Verfah-
ren der Verwertung und Vernichtung gilt
§ 42 des Hessischen Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung, für die
Inanspruchnahme der Kosten gilt § 52
Abs. 2 und 3 entsprechend.

§ 21

Kleidung

Die Untergebrachten dürfen eigene
Kleidung tragen und eigene Bettwäsche
benutzen, soweit sie für Reinigung und
Instandsetzung auf eigene Kosten sowie
für regelmäßigen Wechsel sorgen. Bei Be-
darf oder auf Antrag der Untergebrachten
stellt die Einrichtung Kleidung und Bett-
wäsche zur Verfügung und ordnet diese
persönlich zu.

§ 22

Verpflegung und Einkauf

(1) Die Untergebrachten erhalten Ver-
pflegung durch die Einrichtung. Zusam-
mensetzung und Nährwert müssen den
Anforderungen an eine gesunde Ernäh-
rung entsprechen und ärztlich überwacht
werden. Auf ärztliche Anordnung wird
besondere Verpflegung gewährt. Den Un-
tergebrachten ist zu ermöglichen, Speise-
vorschriften ihrer Religionsgemeinschaft
zu befolgen.

(2) Den Untergebrachten soll gestattet
werden, sich selbst zu verpflegen, soweit
Gründe der Sicherheit oder schwerwie-
gende Gründe der Ordnung der Einrich-
tung nicht entgegenstehen. Die Unterge-
brachten sollen angeleitet werden, sich
gesund zu ernähren.

(3) Soweit sich die Untergebrachten
selbst verpflegen, tragen sie hierfür die
Kosten und werden von der Gemein-
schaftsverpflegung ausgenommen. Die
Einrichtung unterstützt die Untergebrach-
ten durch einen zweckgebundenen Zu-
schuss mindestens in Höhe der ersparten
Aufwendungen. Die Einrichtung kann
stattdessen Lebensmittel zur Verfügung
stellen.

(4) Die Untergebrachten erhalten die
Möglichkeit, mindestens einmal wöchent-

lich unter Vermittlung der Einrichtung in
angemessenen Umfang einzukaufen. Die
Einrichtung wirkt auf ein Angebot hin,
das auf die Wünsche und Bedürfnisse der
Untergebrachten Rücksicht nimmt. Für
den Ausschluss von Gegenständen gilt 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. Für den
Einkauf können die Untergebrachten die
ihnen frei zur Verfügung stehenden Gel-
der verwenden.

§ 23

Gesundheitsvorsorge

(1) Die Einrichtung unterstützt die Un-
tergebrachten bei der Wiederherstellung
und Erhaltung ihrer körperlichen, geisti-
gen und seelischen Gesundheit. Die Be-
deutung einer gesunden Lebensführung
ist den Untergebrachten in geeigneter
Form zu vermitteln. Die Untergebrachten
haben an Maßnahmen zum allgemeinen
Gesundheitsschutz und zur Hygiene mit-
zuwirken.

(2) Die Einrichtung kann Anordnun-
gen zum Gesundheitsschutz und zur Hy-
giene treffen.

(3) Den Untergebrachten wird ein Auf-
enthalt im Freien von mindestens einer
Stunde täglich ermöglicht. An arbeitsfrei-
en Tagen soll ihnen ermöglicht werden,
sich mindestens zwei Stunden im Freien
aufzuhalten. § 27 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 24

Medizinische Versorgung

(1) Untergebrachte haben einen An-
spruch auf notwendige, ausreichende und
zweckmäßige medizinische Versorgung
unter Beachtung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch umfasst
auch Untersuchungen zur Früherkennung
von Krankheiten und Vorsorgeleistungen.
Die Beurteilung der Notwendigkeit orien-
tiert sich an der Versorgung der gesetz-
lich Versicherten.

(2) Der Anspruch umfasst weiter die
Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 33 des
Fünften Buchs Sozialgesetzbuch.

(3) An den Kosten für Leistungen nach
den Abs. 1 und 2 können Untergebrachte
in angemessenem Umfang beteiligt wer-
den, höchstens jedoch bis zum Umfang
der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich
Versicherter. Für die Beteiligung an den
Kosten gilt § 52 Abs. 2 Satz 2 entspre-
chend.

(4) Erkrankte Untergebrachte können
in ein Krankenhaus des Justizvollzugs
überstellt werden, wenn dies aus medizi-
nischen Gründen notwendig ist. Können
Krankheiten von Untergebrachten in ei-
nem Krankenhaus des Justizvollzuges
nicht erkannt oder behandelt werden
oder ist es nicht möglich, die Unterge-
brachten rechtzeitig dorthin zu überstel-
len, sind sie in ein Krankenhaus außer-
halb des Vollzugs zu bringen.

(5) Die Leitung der Einrichtung kann
nach Anhörung des ärztlichen Dienstes
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der Einrichtung den Untergebrachten auf
ihren Antrag hin gestatten, auf ihre Kos-
ten externen ärztlichen Rat einzuholen,
wenn Gründe der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung nicht entgegenste-
hen. Die hierzu erforderlichen Untersu-
chungen sollen in der Einrichtung statt-
finden. Die Untergebrachten haben die
gewählte ärztliche Vertrauensperson und
den ärztlichen Dienst der Einrichtung
wechselseitig von der Schweigepflicht zu
entbinden, um der Einrichtung die weite-
re Erfüllung ihrer Aufgaben nach Abs. 1
bis 4 zu ermöglichen.

(6) Während eines Ausgangs nach § 13
Abs. 3 Nr. 2 oder einer Freistellung nach
§ 13 Abs. 3 Nr. 3 oder § 16 Abs. 2 Nr. 3
haben Untergebrachte nur einen An-
spruch auf medizinische Versorgung in
der für sie zuständigen Einrichtung.

(7) Der Anspruch auf medizinische
Versorgung ruht, solange Untergebrachte
aufgrund eines freien Beschäftigungsver-
hältnisses krankenversichert sind.

(8) Wird die Sicherungsverwahrung
während einer Behandlung von Unterge-
brachten außerhalb einer Einrichtung des
Justizvollzugs unterbrochen oder been-
det, so hat die Einrichtung nur die Kosten
zu tragen, die bis zu diesem Zeitpunkt
angefallen sind.

(9) Bei schwerer Erkrankung oder Tod
von Untergebrachten werden die der Ein-
richtung bekannten nächsten Angehöri-
gen unverzüglich benachrichtigt. Dem
Wunsch der Untergebrachten, auch ande-
re Personen zu benachrichtigen, soll nach
Möglichkeit entsprochen werden.

§ 25

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und
Behandlung sowie Ernährung sind
zwangsweise gegen den natürlichen Wil-
len Untergebrachter nur zulässig bei

1. Lebensgefahr,

2. erheblicher Gefahr einer schwerwie-
genden Schädigung der Gesundheit
der Untergebrachten oder

3. erheblicher Gefahr einer schwerwie-
genden Schädigung der Gesundheit
anderer Personen.

(2) Zwangsmaßnahmen nach Abs. 1
dürfen nur angeordnet werden, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die auf
Vertrauen gegründete Zustimmung
der Untergebrachten zu der Untersu-
chung, Behandlung oder Ernährung zu
erwirken,

2. deren Anordnung den Untergebrach-
ten angekündigt wurde und sie über
Art, Umfang und Dauer der Maßnah-
men durch eine Ärztin oder einen Arzt
aufgeklärt wurden,

3. die Maßnahme zur Abwendung der
Lebens- oder Gesundheitsgefahr ge-
eignet, erforderlich, für die Betroffenen
nicht mit unverhältnismäßigen Belas-
tungen und Folgen verbunden ist und
mildere Mittel keinen Erfolg verspre-
chen und

4. der zu erwartende Nutzen der Maß-
nahmen den möglichen Schaden der
Nichtbehandlung deutlich überwiegt.

(3) Zur Durchführung von Zwangs-
maßnahmen in den Fällen des Abs. 1 
Nr. 1 und 2 ist die Einrichtung nicht be-
rechtigt, solange von einer freien Willens-
bestimmung der Untergebrachten ausge-
gangen werden kann. Liegen Anhalts-
punkte vor, dass Untergebrachte zur Ein-
sicht in die Notwendigkeit von medizini-
schen Behandlungsmaßnahmen oder zum
Handeln gemäß solcher Einsicht krank-
heitsbedingt nicht fähig sind, hat die Lei-
tung der Einrichtung bei dem zuständi-
gen Gericht unverzüglich die Bestellung
einer Betreuung von Amts wegen anzure-
gen. Die Entscheidung des Gerichts ist
abzuwarten.

(4) Zwangsmaßnahmen nach Abs. 1
werden durch eine Ärztin oder einen Arzt
angeordnet, geleitet und überwacht. Die
Anordnung bedarf der Zustimmung der
Leitung der Einrichtung. Die Gründe für
die Anordnung der Maßnahmen nach
Abs. 1, das Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach Abs. 2 sowie die ergriffenen
Maßnahmen, einschließlich ihres Zwangs-
charakters, der Durchsetzungsweise, der
Wirkungsüberwachung sowie der Unter-
suchungs- und Behandlungsverlauf sind
zu dokumentieren.

(5) Anordnungen nach Abs. 4 sind den
Untergebrachten unverzüglich bekannt
zu geben. Sie sind darüber zu belehren,
dass sie gegen die Anordnung Antrag auf
gerichtliche Entscheidung stellen und bei
Gericht um einstweiligen Rechtsschutz
ersuchen können. Mit dem Vollzug einer
Anordnung ist zuzuwarten, bis die Unter-
gebrachten Gelegenheit hatten, eine ge-
richtliche Entscheidung herbeizuführen.

(6) Von den Anforderungen nach Abs. 2
Nr. 1 und 2, Abs. 3 Satz 3 und Abs. 5 
Satz 3 kann abgesehen werden, wenn
Gefahr im Verzug besteht.

(7) Zur Gewährleistung des Gesund-
heitsschutzes und der Hygiene ist die
zwangsweise körperliche Untersuchung
der Untergebrachten zulässig, wenn sie
nicht mit einem körperlichen Eingriff ver-
bunden ist.

§ 26

Soziale Hilfe

Die Untergebrachten werden darin un-
terstützt, ihre persönlichen, wirtschaftli-
chen und sozialen Schwierigkeiten zu be-
heben. Sie sollen dazu angeregt und in
die Lage versetzt werden, ihre Angele-
genheiten selbst zu regeln.
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Fünfter Abschnitt

Tageseinteilung, Beschäftigung, 
Freizeit und Sport

§ 27

Tageseinteilung und Bewegungsfreiheit

(1) Die Untergebrachten sollen durch
die Tageseinteilung an eine eigenverant-
wortliche Lebensführung herangeführt
werden. Die Tageseinteilung umfasst ins-
besondere Zeiten der Behandlung und
Betreuung, Beschäftigung und Freizeit so-
wie der Nachtruhe.

(2) Außerhalb der Nachtruhe dürfen
sich die Untergebrachten in den für sie
vorgesehenen Bereichen innerhalb der
Einrichtung frei bewegen. Einschränkun-
gen sind zulässig, wenn es die Sicherheit
oder schwerwiegende Gründe der Ord-
nung der Einrichtung erfordern oder ein
schädlicher Einfluss auf andere Unterge-
brachte zu befürchten ist.

§ 28

Beschäftigung

(1) Untergebrachte sind nicht zur Ar-
beit verpflichtet.

(2) Ihnen sollen Arbeit, arbeitsthera-
peutische Maßnahmen sowie schulische
oder berufliche Bildung (Beschäftigung)
angeboten werden, die ihre Fähigkeiten,
Fertigkeiten und Neigungen berücksich-
tigen.

(3) Beschäftigung soll insbesondere
dazu dienen, die Fähigkeiten und Fertig-
keiten für eine regelmäßige Erwerbstätig-
keit zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach der Entlassung und eine geordnete
Tagesstruktur zu vermitteln, zu fördern
oder zu erhalten.

(4) Den Untergebrachten ist zu gestat-
ten, sich selbst zu beschäftigen, soweit
nicht die Sicherheit oder Ordnung der
Einrichtung oder die Erreichung der Voll-
zugsziele gefährdet werden.

(5) Zur Entlassungsvorbereitung kann
ihnen gestattet werden, im Rahmen einer
Maßnahme nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 einem
Beschäftigungsverhältnis außerhalb der
Einrichtung nachzugehen.

(6) Die Zeugnisse oder Nachweise
über eine Bildungsmaßnahme dürfen kei-
nen Hinweis auf die Unterbringung ent-
halten.

(7) Haben die Untergebrachten sechs
Monate lang zusammenhängend eine Be-
schäftigung nach Abs. 2 ausgeübt, wer-
den sie hiervon auf Antrag zehn Arbeits-
tage freigestellt. Dabei werden Zeiten, in
denen die Untergebrachten infolge
Krankheit verhindert waren, bis zur Dau-
er von drei Wochen im halben Jahr als
Beschäftigungszeiten angerechnet. Sons-
tige Fehlzeiten hemmen den Ablauf des
Zeitraums nach Satz 1. Untergebrachte
erhalten für die Zeit der Freistellung nach
Satz 1 die zuletzt gezahlten Bezüge wei-
ter. Der Anspruch auf Freistellung ver-

fällt, wenn die Freistellung nicht inner-
halb eines halben Jahres nach seiner Ent-
stehung in Anspruch genommen wurde.

§ 29

Ablösung

(1) Untergebrachte können von der
Beschäftigung abgelöst werden, wenn

1. sie den Anforderungen nicht gewach-
sen sind,

2. sie die Aufnahme oder Ausübung der
Beschäftigung verweigern,

3. dies zur Erreichung des Vollzugsziels
nach § 2 Abs.1 unerlässlich ist oder

4. dies aus Gründen der Sicherheit oder
schwerwiegenden Gründen der Ord-
nung der Einrichtung unerlässlich ist.

(2) Werden Untergebrachte nach 
Abs. 1 Nr. 2 oder aufgrund ihres Verhal-
tens nach Abs. 1 Nr. 4 abgelöst, beginnt
bei erneuter Aufnahme einer Beschäfti-
gung die Frist nach § 28 Abs. 7 Satz 1
neu.

§ 30

Freizeit

(1) Die Untergebrachten erhalten Ge-
legenheit und Anregungen, ihre Freizeit
sinnvoll zu gestalten. Die Einrichtung hat
insbesondere Angebote zur kulturellen
Betätigung sowie Bildungsangebote vor-
zuhalten. Die Benutzung einer Bücherei
ist zu ermöglichen.

(2) Die Untergebrachten sind zur Teil-
nahme und Mitwirkung an Angeboten
der Freizeitgestaltung zu motivieren und
anzuleiten. Die Gestaltung der Freizeit
kann auch dazu dienen, die Unterge-
brachten an die Behandlung heranzufüh-
ren.

(3) Die Untergebrachten dürfen auf ei-
gene Kosten Zeitungen und Zeitschriften
in angemessenem Umfang durch Vermitt-
lung der Einrichtung beziehen. Ausge-
schlossen sind Zeitungen und Zeitschrif-
ten, deren Verbreitung mit Strafe oder
Geldbuße bedroht ist. Einzelne Ausgaben
oder Teile von Zeitungen oder Zeitschrif-
ten können den Untergebrachten vorent-
halten werden, wenn sie die Vollzugsziele
nach § 2 Abs. 1 oder die Sicherheit oder
Ordnung der Einrichtung erheblich ge-
fährden.

(4) Den Untergebrachten ist Gelegen-
heit zu geben, am Fernseh- und Hörfunk-
empfang teilzunehmen.

(5) Die Untergebrachten dürfen eigene
Hörfunk- und Fernsehgeräte sowie in an-
gemessenem Umfang Bücher und andere
Gegenstände zur Fortbildung oder zur
Freizeitbeschäftigung besitzen. Das Ein-
bringen der Gegenstände wird durch die
Einrichtung geregelt. § 20 Abs. 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(6) Der Hörfunk- und Fernsehempfang
kann vorübergehend ausgesetzt oder ein-
zelnen Untergebrachten untersagt wer-
den, wenn dies zur Aufrechterhaltung der
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Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung
unerlässlich ist.

§ 31

Sport

Die Untergebrachten erhalten Gele-
genheit, in ihrer Freizeit Sport zu treiben.
Hierfür sind ausreichende Angebote vor-
zuhalten. § 30 Abs. 2 gilt entsprechend.

Sechster Abschnitt

Religionsausübung und Seelsorge

§ 32

Religionsausübung und Seelsorge

(1) Den Untergebrachten ist eine seel-
sorgerische und religiöse Betreuung
durch ihre Religionsgemeinschaft zu er-
möglichen. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu
helfen, mit der Seelsorge ihrer Religions-
gemeinschaft in Verbindung zu treten.

(2) Den Untergebrachten sind Gegen-
stände des religiösen Gebrauchs in ange-
messenem Umfang zu belassen. § 20 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Grundle-
gende religiöse Schriften dürfen ihnen
nur bei grobem Missbrauch entzogen
werden.

(3) Die Untergebrachten haben das
Recht, am Gottesdienst und an anderen
religiösen Veranstaltungen ihres Be-
kenntnisses teilzunehmen. Zu religiösen
Veranstaltungen einer anderen Religions-
gemeinschaft werden Untergebrachte zu-
gelassen, wenn deren Seelsorgerin oder
Seelsorger einwilligt. Untergebrachte
können von der Teilnahme ausgeschlos-
sen werden, wenn dies aus überwiegen-
den Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung geboten ist; die
Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vor-
her gehört werden.

(4) Für Angehörige weltanschaulicher
Bekenntnisse gelten die Abs. 1 bis 3 ent-
sprechend.

Siebter Abschnitt

Außenkontakte der Untergebrachten

§ 33

Grundsätze

(1) Die Untergebrachten haben das
Recht, Kontakte mit Personen außerhalb
der Einrichtung im Rahmen der Bestim-
mungen dieses Gesetzes zu pflegen. Der
Verkehr mit der Außenwelt sowie die Er-
haltung und Schaffung des sozialen Emp-
fangsraumes sind zu fördern. Insbesonde-
re gilt dies für den Kontakt der Unterge-
brachten zu ihren Angehörigen im Sinne
von § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetz-
buchs.

(2) Die Leitung der Einrichtung kann
den Kontakt untersagen

1. mit bestimmten Personen, wenn die Si-
cherheit oder Ordnung der Einrich-
tung gefährdet würde,

2. zu Personen, die nicht Angehörige der
oder des Untergebrachten im Sinne
des § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetz-
buchs sind, wenn zu befürchten ist,
dass sie einen schädlichen Einfluss auf
die Untergebrachte oder den Unterge-
brachten haben oder die Erreichung
der Vollzugsziele gefährdet würde,

3. zu Opfern der Straftat, wenn zu be-
fürchten ist, dass der Kontakt schädli-
che Auswirkungen auf diese hat.

(3) Kontakte mit Verteidigerinnen und
Verteidigern sind zu gewährleisten und
dürfen nicht überwacht werden. § 148
Abs. 2 und § 148a der Strafprozessord-
nung gelten entsprechend. Satz 1 gilt ent-
sprechend für bevollmächtigte Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte sowie No-
tarinnen und Notare in die Untergebrach-
ten betreffenden Rechtssachen.

(4) Nicht überwacht werden auch Kon-
takte mit den in § 119 Abs. 4 Satz 2 der
Strafprozessordnung genannten Personen
und Stellen, soweit

1. bei mündlicher Kommunikation die
Identität der Kontaktperson zweifels-
frei feststeht,

2. ausgehende Schreiben an den jeweili-
gen Dienstsitz gerichtet sind und der
Absender zutreffend angeben ist oder

3. bei eingehenden Schreiben begründe-
te Zweifel an der Identität des Absen-
ders nicht vorliegen oder auf andere
Weise als durch Überwachung ausge-
räumt werden können.

(5) Die Kosten für Telekommunikation
sowie abgehende Schreiben und Pakete
tragen die Untergebrachten. Sind sie
hierzu nicht in der Lage, kann die Ein-
richtung die Kosten in begründeten Fäl-
len in angemessenem Umfang überneh-
men.

§ 34

Besuch

(1) Den Untergebrachten ist Gelegen-
heit zu geben, mindestens zehn Stunden
im Monat Besuch zu empfangen.

(2) Den Untergebrachten sollen über
Abs. 1 hinaus mehrstündige unbeaufsich-
tigte Besuche (Langzeitbesuche) ermög-
licht werden, wenn dies zur Förderung fa-
miliärer, partnerschaftlicher oder ihnen
gleichzusetzender Kontakte geboten er-
scheint und die Untergebrachten hierfür
geeignet sind.

(3) Aus Gründen der Sicherheit kann
ein Besuch, auch in den Fällen des § 33
Abs. 3 und 4, davon abhängig gemacht
werden, dass sich die Besucherin oder der
Besucher absuchen oder durchsuchen
lässt. § 46 Abs. 1 gilt entsprechend.

(4) Abgesehen von den Fällen des § 33
Abs. 3 und 4 dürfen Besuche aus Grün-
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den der Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung oder aus Gründen der Behand-
lung offen überwacht werden. Die Unter-
haltung darf nur überwacht werden, so-
weit dies im Einzelfall aus den in Satz 1
genannten Gründen erforderlich ist. Ein
Besuch darf abgebrochen werden, wenn
Beteiligte gegen die Vorschriften dieses
Gesetzes oder die aufgrund dieses Geset-
zes getroffenen Anordnungen trotz Er-
mahnung verstoßen. Dies gilt auch, wenn
Verhaltensweisen von Besuchspersonen
geeignet sind, einen schädlichen Einfluss
auf die Untergebrachten auszuüben. Ei-
ner Ermahnung bedarf es nicht, wenn es
unerlässlich ist, den Besuch sofort abzu-
brechen. Gegenstände dürfen beim Be-
such nur mit Erlaubnis übergeben wer-
den. Dies gilt nicht für die bei dem Be-
such von Personen nach § 33 Abs. 3 und 4
übergebenen Schriftstücke und sonstigen
Unterlagen.

(5) Die optische Überwachung eines
Besuchs kann auch durch technische
Hilfsmittel erfolgen. Aufzeichnungen sind
zulässig, soweit dies im Einzelfall für die
Sicherheit und Ordnung der Einrichtung
erforderlich ist. Die betroffenen Personen
sind auf Maßnahmen nach Satz 1 und 2
vorher hinzuweisen. Die Leitung der Ein-
richtung kann die Nutzung einer Trenn-
vorrichtung anordnen, wenn dies zum
Schutz von Personen oder zur Verhinde-
rung einer Übergabe von Gegenständen
erforderlich ist. Eine Erforderlichkeit ist
insbesondere in der Regel anzunehmen,
wenn ein Fall des § 47 Abs. 3 vorliegt
oder Untergebrachte aus anderen Grün-
den im Verdacht stehen, unerlaubt Sucht-
mittel zu besitzen oder solche konsumiert
zu haben.

§ 35

Schriftwechsel

(1) Die Untergebrachten haben das
Recht, Schreiben abzusenden und zu
empfangen. Sie haben Absendung und
Empfang ihrer Schreiben durch die Ein-
richtung vermitteln zu lassen, soweit
nichts anderes gestattet ist.

(2) Abgesehen von den Fällen des § 33
Abs. 3 und 4 darf der Schriftwechsel
überwacht werden, soweit es aus Grün-
den der Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung oder aus Gründen der Behand-
lung erforderlich ist. Besteht der Ver-
dacht, dass ein Schreiben, das nach § 33
Abs. 3 und 4 keiner Überwachung unter-
liegt, unzulässige Einlagen enthält, so
wird dieses mit Einverständnis und im
Beisein der oder des Untergebrachten ei-
ner Sichtkontrolle ohne Kenntnisnahme
des gedanklichen Inhalts unterzogen, an-
dernfalls an den Absender zurückgesandt
oder der oder dem Untergebrachten zu-
rückgegeben.

(3) Eingehende und ausgehende
Schreiben sind umgehend, fristgebunde-
ne unverzüglich weiterzuleiten. Davon
abweichend soll die Leitung der Einrich-
tung Schreiben anhalten, wenn

1. andernfalls die Erreichung der Voll-
zugsziele oder die Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung gefährdet wür-
de,

2. der Inhalt des Schreibens einen Straf-
oder Bußgeldtatbestand erfüllt oder im
Falle der Weiterleitung erfüllen würde,

3. sie grob unrichtige oder erheblich ent-
stellende Darstellungen von Einrich-
tungsverhältnissen enthalten,

4. sie in Geheimschrift, unlesbar, unver-
ständlich oder ohne zwingenden
Grund in einer fremden Sprache abge-
fasst sind.

Ausgehenden Schreiben, die unrichtige
Darstellungen enthalten, kann ein Be-
gleitschreiben beigefügt werden, wenn
die Untergebrachten auf der Absendung
bestehen. Ist ein Schreiben angehalten
worden, wird das den Untergebrachten
mitgeteilt. Angehaltene Schreiben wer-
den an die Absender zurückgegeben
oder, sofern dies unmöglich oder aus be-
sonderen Gründen untunlich ist, von der
Einrichtung verwahrt.

§ 36

Telekommunikation

(1) Den Untergebrachten ist zu gestat-
ten, Telefongespräche unter Vermittlung
der Einrichtung zu führen. Beschränkun-
gen zu Zeiten der Nachtruhe sind zuläs-
sig.

(2) Den Untergebrachten soll gestattet
werden, andere von der Aufsichtsbehörde
zugelassene Formen der Telekommunika-
tion unter Vermittlung der Einrichtung zu
nutzen, wenn hierdurch die Sicherheit
und Ordnung der Einrichtung nicht ge-
fährdet wird.

(3) Für Telefongespräche und sonstige
mündliche Kommunikation gilt § 34 
Abs. 4 entsprechend. Findet danach eine
Überwachung statt, so sind die Ge-
sprächsbeteiligten vor Beginn der Über-
wachung hierauf hinzuweisen. Für
schriftliche Kommunikation gelten die
Vorschriften über den Schriftwechsel ent-
sprechend.

(4) Untergebrachten ist der Besitz und
Betrieb von Mobilfunkendgeräten und
sonstigen Telekommunikationsanlagen
auf dem Gelände der Einrichtung unter-
sagt. Die Einrichtung darf technische Ge-
räte zur Störung oder Unterdrückung von
Frequenzen betreiben, die der Herstel-
lung unerlaubter Telekommunikation auf
dem Einrichtungsgelände, insbesondere
des Mobilfunkverkehrs, dienen. Sie hat
hierbei die von der Bundesnetzagentur
nach § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommuni-
kationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I
S. 1190), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958), festge-
legten Rahmenbedingungen zu beachten.
Frequenznutzungen außerhalb des Ge-
ländes der Einrichtungen dürfen nicht er-
heblich gestört werden.
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§ 37

Pakete

(1) Den Untergebrachten ist zu gestat-
ten, in zumutbarem Umfang Pakete zu
empfangen. Die Einrichtung kann das zu-
lässige Gewicht und die zulässige Größe
von Sendungen und einzelnen Gegen-
ständen festsetzen. Für den Ausschluss
von Gegenständen gilt § 20 Abs. 1 Satz 2
entsprechend.

(2) Pakete sind in Gegenwart der Un-
tergebrachten zu öffnen. Ausgeschlosse-
ne Gegenstände können zu ihrer Habe
genommen oder zurückgesandt werden.
Sie dürfen vernichtet werden, wenn bei
der Versendung oder Aufbewahrung Per-
sonen verletzt oder Sachschäden verur-
sacht werden können oder wenn sie leicht
verderblich sind. Die hiernach getroffe-
nen Maßnahmen werden den Unterge-
brachten eröffnet.

(3) Den Untergebrachten ist zu gestat-
ten, Pakete zu versenden. Die Einrichtung
kann ihren Inhalt aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung der Einrichtung
überprüfen.

Achter Abschnitt

Vergütung, Gelder der Untergebrachten

§ 38

Vergütung von Beschäftigung, 
Ausfallentschädigung

(1) Untergebrachte, die eine angebote-
ne Arbeit oder arbeitstherapeutische
Maßnahmen ausüben, erhalten Arbeits-
entgelt. Untergebrachte, die während der
Arbeitszeit ganz oder teilweise an einer
schulischen oder beruflichen Bildungs-
maßnahme teilnehmen, erhalten hierfür
eine Ausbildungsbeihilfe, soweit kein An-
spruch auf andere Leistungen besteht, die
freien Personen aus solchem Anlass zu-
stehen.

(2) Nehmen beschäftigte Unterge-
brachte während der Arbeitszeit an im
Vollzugsplan festgelegten Maßnahmen
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 teil,
erhalten sie für deren Dauer ihr Arbeits-
entgelt oder die Ausbildungsbeihilfe (Ver-
gütung) nach Abs. 1 weiter.

(3) Der Bemessung der Vergütung
nach Abs. 1 ist der zweihundertfünfzigste
Teil (Tagessatz) von 16 Prozent der Be-
zugsgröße nach § 18 des Vierten Buchs
Sozialgesetzbuch zugrunde zu legen
(Eckvergütung).

(4) Die Vergütung kann je nach Art der
Maßnahme und der Leistung der Unter-
gebrachten gestuft werden; dabei dürfen
75 Prozent der Eckvergütung nicht unter-
schritten werden. Die für Justiz zuständi-
ge Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung entsprechende Vergütungs-
stufen festzusetzen.

(5) Die Höhe der Vergütung wird den
Untergebrachten schriftlich bekannt ge-
geben.

(6) Soweit Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung zu entrichten sind, kann von
der Vergütung der Betrag einbehalten
werden, der dem Anteil der Unterge-
brachten am Beitrag entsprechen würde,
wenn sie die Vergütung als Arbeitnehme-
rin oder Arbeitnehmer erhielten.

§ 39

Zusätzliche Anerkennung von 
Beschäftigung und Behandlung

(1) Als zusätzliche Anerkennung ne-
ben der Vergütung nach § 38 erwerben
Untergebrachte auf Antrag einen An-
spruch auf Erlass der von ihnen zu tra-
genden Kosten des Strafverfahrens im
Sinne von § 464a der Strafprozessord-
nung, soweit diese dem Land Hessen zu-
stehen oder einem Land, mit dem eine
Vollzugsgemeinschaft besteht und das ei-
ne entsprechende Regelung vorsieht,
wenn sie

1. jeweils sechs Monate zusammenhän-
gend eine Tätigkeit nach § 28 Abs. 2
ausgeübt haben, in Höhe der von ih-
nen in diesem Zeitraum erzielten Ver-
gütung, höchstens aber 5 Prozent der
zu tragenden Kosten, oder

2. unter Vermittlung der Einrichtung von
ihrer Vergütung nach § 38 Schadens-
wiedergutmachung leisten, in Höhe
der Hälfte der geleisteten Zahlungen.

In den Fällen des Satz 1 Nr. 1 gelten § 28
Abs. 7 Satz 2 und 3 und § 29 Abs. 2 ent-
sprechend.

(2) Haben Untergebrachte während
der vorangegangenen Vollstreckung ei-
ner Freiheitsstrafe Freistellungstage nach
§ 39 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Straf-
vollzugsgesetzes vom 28. Juni 2010
(GVBl. I S. 185), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. März 2013 (GVBl S. 46), 
erworben, wird ihnen bei Antritt der Si-
cherungsverwahrung eine Ausgleichsent-
schädigung entsprechend § 39 Abs. 4
Satz 1 des Hessischen Strafvollzugsgeset-
zes zum Eigengeld gutgeschrieben.

(3) Nehmen die Untergebrachten re-
gelmäßig an sämtlichen im Vollzugplan
festgelegten Maßnahmen nach § 10 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 und 2 teil, erhalten sie eine
zusätzliche Anerkennung, die mit 9 Pro-
zent der Eckvergütung nach § 38 Abs. 3
bemessen wird.

§ 40

Hausgeld

(1) Die Untergebrachten erhalten von
der ihnen nach § 38 zustehenden Vergü-
tung fünf Siebtel monatlich als Hausgeld.

(2) Für Untergebrachte, die in einem
freien Beschäftigungsverhältnis stehen
oder denen gestattet ist, sich selbst zu be-
schäftigen, wird aus ihren Bezügen oder
Einkünften ein angemessenes Hausgeld
festgesetzt.

Nr. 4 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 11. März 2013 57



§ 41

Taschengeld

(1) Untergebrachten wird auf Antrag
Taschengeld gewährt, soweit sie bedürf-
tig sind.

(2) Das Taschengeld wird mit 24 Pro-
zent der Eckvergütung nach § 38 Abs. 3
bemessen, soweit den Untergebrachten in
dem Monat, für den das Taschengeld be-
antragt wurde, aus Hausgeld und Eigen-
geld nicht ein Betrag bis zu dieser Höhe
zur Verfügung steht. Eine Anerkennung
nach § 39 Abs. 3 bleibt unberücksichtigt.

(3) Verweigern Untergebrachte ohne
zwingenden Grund die Teilnahme an im
Vollzugsplan festgelegten Maßnahmen
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2, ver-
ringert sich die Höhe des Taschengeldes
auf 14 Prozent der Eckvergütung nach §
38 Abs. 3.

§ 42

Überbrückungsgeld

(1) Aus den in diesem Gesetz geregel-
ten Bezügen und aus den Bezügen oder
Einkünften der Untergebrachten, die in
einem freien Beschäftigungsverhältnis
stehen oder denen gestattet ist, sich selbst
zu beschäftigen, ist ein Überbrückungs-
geld zu bilden, das den notwendigen Le-
bensunterhalt der Untergebrachten und
deren Unterhaltsberechtigten für die ers-
ten vier Wochen nach der Entlassung si-
chern soll.

(2) Das Überbrückungsgeld wird den
Untergebrachten bei der Entlassung in
die Freiheit ausgezahlt. Liegen Anhalts-
punkte dafür vor, dass Untergebrachte
das Überbrückungsgeld nicht zweckent-
sprechend verwenden, kann die Einrich-
tung es ganz oder teilweise der Bewäh-
rungshilfe zur Verwaltung für die Unter-
gebrachten in den ersten vier Wochen
nach der Entlassung überlassen.

(3) Die Leitung der Einrichtung kann
gestatten, dass das Überbrückungsgeld
schon vor der Entlassung für Ausgaben in
Anspruch genommen wird, die der Ein-
gliederung der Untergebrachten dienen.

§ 43

Kostenbeteiligung

(1) An den Kosten für Unterbringung
und Verpflegung werden die Unterge-
brachten nicht beteiligt.

(2) Untergebrachte können an den
über die Grundversorgung der Einrich-
tung hinausgehenden Kosten des Voll-
zugs angemessen beteiligt werden. Sie
haben ferner die Kosten zu tragen, die
durch die Inanspruchnahme gewünschter
Leistungen der Einrichtung oder von ihr
vermittelter Leistungen Dritter entstehen.

(3) Von der Erhebung von Kosten nach
Abs. 2 Satz 1 ist abzusehen, soweit dies
notwendig ist, um die Erreichung der
Vollzugsziele nicht zu gefährden.

§ 44

Eigengeld

(1) Vergütung nach § 38 oder Einkünf-
te aus einem freien Beschäftigungsver-
hältnis, die nicht als Hausgeld oder Über-
brückungsgeld in Anspruch genommen
werden, sowie Gelder, die Untergebrach-
te in die Einrichtung einbringen oder die
für sie von Dritten eingebracht werden,
sind als Eigengeld gutzuschreiben. Die
Untergebrachten können über ihr Eigen-
geld verfügen, soweit dieses nicht als
Überbrückungsgeld notwendig ist.

(2) Die Leitung der Einrichtung kann
zweckgebundene Einzahlungen Dritter
gestatten, die der medizinischen Versor-
gung, der Gewährleistung der Informati-
onsfreiheit oder der Eingliederung der
Untergebrachten dienen (zweckgebunde-
nes Eigengeld). Sonstige zweckgebunde-
ne Einzahlungen können gestattet wer-
den, wenn Sicherheit und Ordnung der
Einrichtung nicht entgegenstehen.

Neunter Abschnitt

Sicherheit und Ordnung

§ 45

Grundsätze, Verhaltensvorschriften

(1) Sicherheit und Ordnung der Ein-
richtung tragen maßgeblich zu einem an
der Erreichung der Ziele der Unterbrin-
gung ausgerichteten Leben in der Ein-
richtung bei. Das Verantwortungsbe-
wusstsein der Untergebrachten für ein
geordnetes und gewaltfreies Zusammen-
leben in der Einrichtung ist zu wecken
und zu stärken.

(2) Zur Gewährleistung von Sicherheit
und Ordnung kann eine offene optische
Überwachung der Untergebrachten au-
ßerhalb der Zimmer mit technischen
Hilfsmitteln erfolgen. Aufzeichnungen
sind zulässig, soweit dies für die Sicher-
heit und Ordnung der Einrichtung erfor-
derlich ist. § 34 Abs. 5 Satz 3 gilt entspre-
chend.

(3) Die Untergebrachten dürfen durch
ihr Verhalten gegenüber Bediensteten,
anderen Untergebrachten oder sonstigen
Personen das geordnete Zusammenleben
nicht stören.

(4) Die Untergebrachten haben die
Anordnungen der Bediensteten zu befol-
gen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich
dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlassen.

(5) Die Untergebrachten haben die
Zimmer und die ihnen von der Einrich-
tung überlassenen Sachen in Ordnung zu
halten, schonend zu behandeln und zu
reinigen.

(6) Die Untergebrachten haben Um-
stände, die eine erhebliche Gefahr für ei-
ne Person oder eine erhebliche Störung
der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung begründen oder darauf hindeuten,
unverzüglich zu melden.
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§ 46

Absuchung, Durchsuchung

(1) Untergebrachte, ihre Sachen und
die Zimmer dürfen, auch mit technischen
oder sonstigen Hilfsmitteln, abgesucht
oder durchsucht werden. Die Durchsu-
chung Untergebrachter darf nur von Per-
sonen gleichen Geschlechts vorgenom-
men werden. Auf das Schamgefühl ist
Rücksicht zu nehmen.

(2) Nur bei Gefahr im Verzuge oder
auf Anordnung der Leitung der Einrich-
tung im Einzelfall ist es zulässig, eine mit
einer Entkleidung verbundene körperli-
che Durchsuchung vorzunehmen. Die Un-
tersuchung von Körperöffnungen darf nur
durch den ärztlichen Dienst vorgenom-
men werden. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Die Durchsuchung ist an ei-
nem Ort durchzuführen, der einen Sicht-
kontakt Unbeteiligter nicht zulässt. Ande-
re Untergebrachte dürfen nicht anwesend
sein.

(3) Abweichend von Abs. 2 Satz 1
kann die Leitung der Einrichtung anord-
nen, dass Untergebrachte bei der Aufnah-
me, nach Kontakten mit Besuchspersonen
und nach jeder Abwesenheit von der Ein-
richtung nach Abs. 2 zu durchsuchen
sind.

(4) Bei der Durchsuchung von Zim-
mern nach Abs. 1 Satz 1 dürfen Unterla-
gen, die von Untergebrachten als Schrei-
ben von Personen nach § 33 Abs. 3 und 4
gekennzeichnet sind, einer Sichtkontrolle
auf verbotene Gegenstände ohne Kennt-
nisnahme des Inhalts unterzogen werden.

§ 47

Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs

(1) Zur Bekämpfung des Suchtmittel-
missbrauchs werden Kontrollen durchge-
führt.

(2) Eine Kontrolle kann allgemein an-
geordnet werden, wenn dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung oder zur Gesund-
heitsvorsorge geboten ist. Gegen einzelne
Untergebrachte kann eine Kontrolle an-
geordnet werden, wenn sie im Verdacht
stehen, unerlaubt Suchtmittel zu besitzen
oder solche konsumiert zu haben.

(3) Bei Untergebrachten, die eine Mit-
wirkung an der Durchführung der Kon-
trolle ohne hinreichenden Grund verwei-
gern, ist in der Regel davon auszugehen,
dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

§ 48

Lichtbildausweise

Die Einrichtung kann Untergebrachte
verpflichten, einen Lichtbildausweis mit
sich zu führen, wenn dies aus Gründen
der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung erforderlich ist. Der Ausweis ist bei
der Entlassung oder der Verlegung aus
der Einrichtung einzuziehen und zu ver-
nichten.

§ 49

Festnahmerecht

Untergebrachte, die entwichen sind
oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb
der Einrichtung aufhalten, können durch
die Einrichtung oder auf deren Veranlas-
sung hin im Rahmen der Nacheile festge-
nommen und in die Einrichtung zurück-
geführt werden.

§ 50

Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Untergebrachte können be-
sondere Sicherungsmaßnahmen angeord-
net werden, wenn nach deren Verhalten
oder aufgrund des seelischen Zustands in
erhöhtem Maße die Gefahr der Entwei-
chung, von Gewalttätigkeiten gegen Per-
sonen oder Sachen oder der Selbsttötung
oder der Selbstverletzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnah-
men sind zulässig:

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von
Gegenständen,

2. die Beobachtung der Untergebrachten,
auch durch technische Hilfsmittel,

3. die Trennung von anderen Unterge-
brachten (Absonderung),

4. der Entzug oder die Beschränkung des
Aufenthalts im Freien,

5. die Unterbringung in einem besonders
gesicherten Raum ohne gefährdende
Gegenstände und

6. die Fesselung.

(3) Maßnahmen nach Abs. 2 Nr. 1 und
3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Ge-
fahr einer Befreiung oder eine sonstige
erhebliche Störung der Ordnung der Ein-
richtung anders nicht abgewendet wer-
den kann.

(4) Bei einer Ausführung, Vorführung
oder beim Transport ist die Fesselung
auch dann zulässig, wenn die vorgesehe-
ne Bewachung durch Bedienstete nicht
ausreicht, die Gefahr einer Entweichung
zu beseitigen.

(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an
den Händen oder an den Füßen angelegt
werden. Im Interesse der Untergebrach-
ten kann die Leitung der Einrichtung eine
andere Art der Fesselung anordnen.

(6) Für die Beobachtung der Unterge-
brachten durch technische Hilfsmittel
nach Abs. 2 Nr. 2 gilt § 34 Abs. 5 Satz 2
und 3 entsprechend. Eine dauerhafte Be-
obachtung unter Verwendung technischer
Hilfsmittel ist nur zulässig, wenn und so-
lange dies zur Abwendung der Gefahr ei-
ner Selbsttötung oder Selbstverletzung
erforderlich ist. Eine Abdunkelung zur
Nachtzeit ist zu gewährleisten. Das
Schamgefühl ist so weit wie möglich zu
schonen.

(7) Eine Absonderung von mehr als
vierundzwanzig Stunden ist nur zulässig,
wenn dies aus Gründen, die in der Person
der Untergebrachten liegen, unerlässlich
ist.
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(8) Während der Absonderung oder
Unterbringung in einem besonders gesi-
cherten Raum sind die Untergebrachten
in besonderem Maße zu betreuen. Sind
die Untergebrachten darüber hinaus ge-
fesselt, sind sie ständig und in unmittel-
barem Sichtkontakt zu beobachten. Eine
Absonderung von mehr als 30 Tagen
Dauer oder mehr als drei Monaten inner-
halb von zwölf Monaten bedarf der Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde.

§ 51

Anordnung besonderer Sicherungsmaß-
nahmen, ärztliche Überwachung

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen
ordnet die Leitung der Einrichtung an.
Bei Gefahr im Verzuge können auch an-
dere Bedienstete diese Maßnahmen vor-
läufig anordnen; die Entscheidung der
Leitung der Einrichtung ist unverzüglich
einzuholen. Die an der Behandlung maß-
geblich beteiligten Personen sind über
angeordnete Maßnahmen nach § 50 
Abs. 2 alsbald zu unterrichten.

(2) Vor der Anordnung ist eine Stel-
lungnahme des ärztlichen oder psycholo-
gischen Dienstes einzuholen, wenn hierzu
begründeter Anlass besteht. Ist dies we-
gen Gefahr im Verzuge nicht möglich,
wird die Stellungnahme unverzüglich
nachträglich eingeholt. Wenn Unterge-
brachten der tägliche Aufenthalt im Frei-
en entzogen wird oder sie länger als vier-
undzwanzig Stunden abgesondert sind,
ist eine Stellungnahme des ärztlichen
Dienstes spätestens nach drei Tagen und
danach in angemessenen Abständen ein-
zuholen.

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen
dürfen nur so weit aufrechterhalten wer-
den, wie es ihr Zweck erfordert. Eine
Überprüfung hat in angemessenen Ab-
ständen zu erfolgen.

(4) Sind Untergebrachte in einem be-
sonders gesicherten Raum untergebracht
oder gefesselt (§ 50 Abs. 2 Nr. 5 und 6), so
sucht sie der ärztliche Dienst alsbald und
danach in der Regel täglich auf. Dies gilt
nicht bei einer Fesselung während einer
Ausführung, Vorführung oder eines
Transports.

(5) Die besonderen Sicherungsmaß-
nahmen sind den Untergebrachten zu er-
läutern. Die Anordnung und die Durch-
führung der Maßnahmen einschließlich
der Beteiligung des ärztlichen oder psy-
chologischen Dienstes sind zu dokumen-
tieren.

(6) Besondere Sicherungsmaßnahmen
nach § 50 Abs. 2 Nr. 5 und 6 sind der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich zu berichten,
wenn sie länger als drei Tage aufrechter-
halten werden.

§ 52

Ersatz von Aufwendungen

(1) Die Untergebrachten sind ver-
pflichtet, der Einrichtung Aufwendungen
zu ersetzen, die sie durch eine vorsätzli-

che oder grob fahrlässige Selbstverlet-
zung, Verletzung anderer Personen oder
Beschädigung fremder Sachen verursacht
haben. Ansprüche aufgrund anderer
Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(2) Die Einrichtung kann den An-
spruch durch Bescheid gegen die Unter-
gebrachten geltend machen. Bei der Gel-
tendmachung dieser Forderungen kann
auch ein den zweifachen Tagessatz der
Eckvergütung (§ 38 Abs. 2) übersteigen-
der Teil des Hausgelds (§ 40) in Anspruch
genommen werden.

(3) Von der Aufrechnung oder Vollstre-
ckung wegen der in Abs. 1 genannten
Forderungen ist abzusehen, wenn hier-
durch die Erreichung der Vollzugsziele
nach § 2 Abs. 1 gefährdet würde.

Zehnter Abschnitt

Unmittelbarer Zwang

§ 53

Unmittelbarer Zwang

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Ein-
wirkung auf Personen oder Sachen durch
körperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel und
durch Waffen. Körperliche Gewalt ist jede
unmittelbare körperliche Einwirkung auf
Personen oder Sachen. Hilfsmittel der
körperlichen Gewalt sind namentlich Fes-
seln. Waffen sind die dienstlich zugelas-
senen Hieb- und Schusswaffen sowie
Reizstoffe.

(2) Bedienstete dürfen unmittelbaren
Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs-
und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig
durchführen und der damit verfolgte
Zweck auf keine andere Weise erreicht
werden kann. Gegen andere Personen als
Untergebrachte darf unmittelbarer Zwang
angewendet werden, wenn sie es unter-
nehmen, Untergebrachte zu befreien oder
in den Einrichtungsbereich widerrechtlich
einzudringen oder wenn sie sich unbefugt
im Einrichtungsbereich aufhalten. Das
Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund
anderer Regelungen bleibt unberührt.

(3) Unter mehreren möglichen und ge-
eigneten Maßnahmen des unmittelbaren
Zwangs ist diejenige zu wählen, die den
Einzelnen und die Allgemeinheit voraus-
sichtlich am wenigsten beeinträchtigt.
Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn
ein durch ihn zu erwartender Schaden er-
kennbar außer Verhältnis zu dem ange-
strebten Erfolg steht.

(4) Unmittelbarer Zwang ist vorher an-
zudrohen. Von der Androhung kann ab-
gesehen werden, wenn die Umstände sie
nicht zulassen, insbesondere wenn die so-
fortige Anwendung des Zwangsmittels
zur Abwehr einer Gefahr notwendig ist.

§ 54

Schusswaffengebrauch

(1) Schusswaffen dürfen gegen Unter-
gebrachte nur
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1. zur Abwehr eines gegenwärtigen
rechtswidrigen Angriffs auf Leib oder
Leben oder

2. zur Vereitelung einer Flucht oder zur
Wiederergreifung

gebraucht werden, wenn andere Maß-
nahmen des unmittelbaren Zwanges be-
reits erfolglos waren oder keinen Erfolg
versprechen. Sie dürfen nur von den dazu
bestimmten Bediensteten mit dem Ziel
gebraucht werden, angriffs- oder flucht-
unfähig zu machen. Ihr Gebrauch hat zu
unterbleiben, wenn dadurch erkennbar
Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlich-
keit gefährdet würden. Der Gebrauch von
Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als
Androhung gilt auch ein Warnschuss. Oh-
ne Androhung dürfen Schusswaffen nur
dann gebraucht werden, wenn das zur
Abwehr eines Angriffs nach Satz 1 Nr. 1
unerlässlich ist.

(2) Um die Flucht von Untergebrach-
ten, die im offenen Vollzug untergebracht
sind, zu vereiteln, dürfen keine Schuss-
waffen gebraucht werden.

(3) Gegen andere Personen dürfen
Schusswaffen gebraucht werden, wenn
sie es unternehmen, Untergebrachte ge-
waltsam zu befreien oder gewaltsam in
eine Einrichtung einzudringen. Abs. 1
Satz 2 bis 6 und Abs. 2 gelten entspre-
chend.

Elfter Abschnitt

Disziplinarmaßnahmen

§ 55

Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen können an-
geordnet werden, wenn Untergebrachte
rechtswidrig und schuldhaft

1. gegen Strafgesetze verstoßen oder ei-
ne Ordnungswidrigkeit begehen,

2. verbotene Gegenstände in die Einrich-
tung einbringen, sich daran beteiligen
oder solche Gegenstände besitzen,

3. entweichen oder zu entweichen versu-
chen,

4. unerlaubt Betäubungsmittel oder an-
dere berauschende Stoffe konsumie-
ren,

5. wiederholt oder schwerwiegend gegen
sonstige Pflichten verstoßen, die ihnen
durch dieses Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes auferlegt sind.

(2) Zulässige Disziplinarmaßnahmen
sind

1. der Verweis,

2. der Ausschluss von einzelnen Freizeit-
veranstaltungen bis zu drei Monaten,

3. die Beschränkung oder der Entzug der
Bewegungsfreiheit außerhalb des Zim-
mers (§ 27 Abs. 2 Satz 2) bis zu einem
Monat,

4. die Beschränkung oder der Entzug des
Fernsehempfangs bis zu drei Monaten,

5. der Entzug von Geräten der Unterhal-
tungselektronik bis zu drei Monaten
und

6. Arrest bis zu vier Wochen.

(3) In geeigneten Fällen kann von Dis-
ziplinarmaßnahmen abgesehen werden,
wenn andere Maßnahmen ausreichend
erscheinen. Zur Abwendung oder Milde-
rung von Disziplinarmaßnahmen können
im Wege einvernehmlicher Streitbeile-
gung Vereinbarungen getroffen werden,
insbesondere die Wiedergutmachung des
Schadens, die Entschuldigung bei Ge-
schädigten oder die Erbringung von Leis-
tungen für die Gemeinschaft.

(4) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch
zulässig, wenn wegen derselben Verfeh-
lung ein Straf- oder Bußgeldverfahren
eingeleitet wird. Mehrere Disziplinarmaß-
nahmen können miteinander verbunden
werden. Der Verweis kann auch mit der
Anordnung, gemeinnützige Arbeit zu
leisten, verbunden werden. Arrest darf
nur wegen schwerer oder mehrfach wie-
derholter Verfehlungen verhängt werden.

(5) Unabhängig von einer disziplinari-
schen Ahndung sollen Pflichtverstöße
nach Abs. 1 im Rahmen der Behandlung
aufgearbeitet werden.

§ 56

Verfahren und Vollstreckung

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die
Leitung der Einrichtung an. Bei einer Ver-
fehlung, die während der Verlegung in
eine andere Einrichtung begangen wird,
ist die Leitung dieser Einrichtung zustän-
dig. Wenn sich eine Verfehlung gegen die
Leitung der Einrichtung richtet, entschei-
det die Aufsichtsbehörde.

(2) Im Rahmen der Sachverhaltsaufklä-
rung sind sowohl die belastenden als
auch die entlastenden Umstände zu er-
mitteln. Die Untergebrachten werden ge-
hört. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es
ihnen freisteht, sich zu äußern. Die Äuße-
rungen der Untergebrachten und die wei-
teren Ergebnisse der Ermittlungen sind
zu dokumentieren. Die Leitung der Ein-
richtung soll sich vor der Entscheidung
mit Personen besprechen, die maßgeblich
an der Behandlung der Untergebrachten
mitwirken. § 51 Abs. 2 Satz 1 und 2 gilt
entsprechend. Die Entscheidung ist den
Untergebrachten mündlich zu eröffnen
und schriftlich kurz zu begründen.

(3) Disziplinarmaßnahmen sollen in
der Regel sofort vollstreckt werden. Die
Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es
zur Gewährung eines effektiven Rechts-
schutzes erforderlich ist. Die Vollstre-
ckung hat zu unterbleiben oder ist aufzu-
schieben oder zu unterbrechen, wenn an-
sonsten der Erfolg der Behandlung nach-
haltig gefährdet wäre.

(4) Eine Disziplinarmaßnahme kann
ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten
zur Bewährung ausgesetzt werden. Die
Aussetzung zur Bewährung kann wider-
rufen werden, wenn die Untergebrachten
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erneut gegen Pflichten verstoßen. Diszi-
plinarmaßnahmen, die gegen Unterge-
brachte in einer anderen Einrichtung oder
während des Strafvollzugs angeordnet
worden sind, werden auf Ersuchen voll-
streckt. Die Befugnis nach Satz 1 steht
auch der ersuchten Einrichtung zu.

(5) Für die Dauer des Arrests werden
die Untergebrachten abgesondert. Sie
können in einem besonderen Raum un-
tergebracht werden, der den Anforderun-
gen entsprechen muss, die an ein zum
Aufenthalt bei Tag und Nacht bestimmtes
Zimmer gestellt werden. Soweit nichts
anderes angeordnet wird, ruhen die Be-
fugnisse der Untergebrachten zur Teil-
nahme an Maßnahmen außerhalb des
Raumes, in dem Arrest vollstreckt wird,
sowie die Befugnisse zur Ausstattung des
Zimmers mit eigenen Gegenständen, zum
Fernsehempfang und Einkauf. Gegen-
stände für die Freizeitbeschäftigung mit
Ausnahme des Lesestoffs sind nicht zuge-
lassen. Bevor der Arrest vollzogen wird,
ist eine ärztliche Stellungnahme einzuho-
len. Während des Arrests stehen die Un-
tergebrachten unter ärztlicher Aufsicht.
Der Vollzug des Arrests hat zu unterblei-
ben oder ist zu unterbrechen, wenn die
Gesundheit der Untergebrachten gefähr-
det würde.

(6) Die Rechte zur Teilnahme an un-
aufschiebbaren Behandlungsmaßnahmen
und zur Teilnahme am Gottesdienst sowie
auf einen täglichen einstündigen Aufent-
halt im Freien bleiben unberührt.

Zwölfter Abschnitt

Beschwerde

§ 57

Beschwerderecht

(1) Untergebrachte können sich mit
Wünschen, Anregungen und Beschwer-
den (Eingaben) in Angelegenheiten, die
sie selbst betreffen, an die Leitung der
Einrichtung wenden. Eingaben, die belei-
digenden Charakter haben oder bloße
Wiederholungen enthalten, brauchen
nicht in der Sache beschieden zu werden.
Untergebrachte sind über die Gründe zu
unterrichten.

(2) Es ist zu gewährleisten, dass sich
Untergebrachte in eigenen Angelegen-
heiten an hierfür zuständige Bedienstete
der Aufsichtsbehörde, die die Einrichtung
aufsuchen, wenden können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstauf-
sichtsbeschwerde bleibt unberührt.

Dreizehnter Abschnitt

Datenschutz

§ 58

Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten

(1) Die Einrichtung und die Aufsichts-
behörde dürfen personenbezogene Daten

erheben und weiterverarbeiten, soweit
dies für den Vollzug der Unterbringung
erforderlich ist, eine Rechtsvorschrift dies
vorsieht oder zwingend voraussetzt oder
die Betroffenen ohne Zweifel eingewilligt
haben. Soweit in den nachfolgenden Vor-
schriften nichts Abweichendes geregelt
ist, sind die Vorschriften des Hessischen
Datenschutzgesetzes in der Fassung vom
7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I
S. 208), ergänzend anwendbar.

(2) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung oder zur Identitäts-
feststellung sind mit Kenntnis der Unter-
gebrachten zulässig:

1. die Erfassung biometrischer Daten von
Fingern und Händen,

2. die Aufnahme von Lichtbildern,

3. die Feststellung äußerlicher körperli-
cher Merkmale,

4. Körpermessungen.

(3) Alle zur Person der Untergebrach-
ten erhobenen und für den Vollzug der
Unterbringung erforderlichen Daten ein-
schließlich derjenigen, die nach Abs. 2 er-
hoben worden sind, sind in eine Personal-
akte der Untergebrachten aufzunehmen,
die auch elektronisch geführt werden
kann. Daten, die den Gesundheitszustand
betreffen, und die sonstigen in § 61 Abs. 2
und 3 aufgeführten personenbezogenen
Daten sind getrennt von der Personalakte
zu führen.

(4) Die einzelnen Bediensteten sowie
die in § 61 Abs. 3, § 71 Abs. 1 Satz 2 und
3, § 72 Abs. 1 und § 76 genannten Perso-
nen dürfen von personenbezogenen Da-
ten Kenntnis erhalten, soweit dies zur Er-
füllung der ihnen obliegenden Aufgabe
oder für die Zusammenarbeit nach § 4
Abs. 2 und § 71 Abs. 5 erforderlich ist.

(5) Die Einrichtung ist befugt, die
Identität aller Personen, die Zugang zur
Einrichtung begehren, festzustellen.

(6) Soweit dies zur Aufrechterhaltung
von Sicherheit und Ordnung der Einrich-
tung erforderlich ist, können Außenberei-
che der Einrichtung mit technischen
Hilfsmitteln offen optisch überwacht wer-
den. Auf die Überwachung ist in geeigne-
ter Form hinzuweisen. § 45 Abs. 2 Satz 2
gilt entsprechend.

§ 59

Datenerhebung

(1) Personenbezogene Daten sind
grundsätzlich bei den Betroffenen mit ih-
rer Kenntnis zu erheben. Ohne Kenntnis
der Betroffenen dürfen sie bei anderen
Personen oder Stellen nur erhoben wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 12
Abs. 2 und 3 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes oder des Abs. 2 vorliegen.

(2) Daten über Personen, die nicht Un-
tergebrachte sind, dürfen ohne ihre
Kenntnis bei Personen oder Stellen außer-
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halb der Einrichtung oder Aufsichtsbe-
hörde nur erhoben werden, wenn dies für
die Erreichung der Vollzugsziele nach § 2
oder der Sicherheit der Einrichtung uner-
lässlich ist und die Art der Erhebung
schutzwürdige Interessen der Betroffenen
nicht beeinträchtigt.

(3) Werden personenbezogene Daten
bei den Betroffenen erhoben, sind die in 
§ 12 Abs. 4 und 5 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes bestimmten Aufklärungs-,
Hinweis- und Benachrichtigungspflichten
zu beachten. Werden die Daten bei einer
anderen Person oder einer nicht öffentli-
chen Stelle erhoben, so ist diese auf die
Rechtsvorschrift, die zur Auskunft ver-
pflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen.

§ 60

Zweckbindung und Übermittlung

(1) Personenbezogene Daten dürfen zu
Zwecken, für die sie nicht erhoben oder
gespeichert worden sind, nur verarbeitet,
insbesondere übermittelt werden, wenn
ein Fall des § 12 Abs. 2 oder 3 des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes vorliegt oder
soweit dies

1. in gerichtlichen Verfahren wegen
Maßnahmen nach diesem Gesetz,

2. für Maßnahmen der Vollstreckung
oder vollstreckungsrechtliche Ent-
scheidungen,

3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe,
Bewährungshilfe oder Führungsauf-
sicht,

4. zur Vorbereitung und Durchführung
von Maßnahmen der Entlassungsvor-
bereitung und Nachsorge,

5. für Entscheidungen in Gnadensa-
chen,

6. für sozialrechtliche Maßnahmen,

7. für die Einleitung von Hilfsmaßnah-
men für Angehörige (§ 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuchs) der Un-
tergebrachten,

8. für ausländerrechtliche Maßnahmen,

9. für die Durchführung der Besteue-
rung,

10. zur Ausübung von Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken oder

11. für gesetzlich angeordnete Statistiken
der Rechtspflege

erforderlich ist.

(2) Bei der Überwachung der Besuche
oder des Schriftwechsels sowie bei der
Überwachung des Inhalts von Paketen
bekannt gewordene personenbezogene
Daten dürfen nur verarbeitet werden,
wenn ein Fall des § 12 Abs. 2 Nr. 1, 3 
oder 4 des Hessischen Datenschutzgeset-
zes oder des Abs. 1 Nr. 1 oder 2 vorliegt
oder soweit dies zur Wahrung der Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung oder
zur Erreichung der Vollzugsziele erforder-
lich ist.

(3) Die Einrichtung oder Aufsichtsbe-
hörde kann auf Antrag mitteilen, ob sich
jemand in Sicherungsverwahrung befin-
det sowie ob und wann die Entlassung
voraussichtlich bevorsteht, soweit

1. dies zur Erfüllung der Aufgaben einer
öffentlichen Stelle erforderlich ist oder

2. eine Person oder nicht öffentliche Stel-
le ein berechtigtes Interesse an dieser
Mitteilung glaubhaft darlegt und keine
überwiegenden schutzwürdigen Be-
lange der Untergebrachten entgegen-
stehen.

Weiterhin können unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 auf schriftlichen An-
trag Auskünfte auch über die Vermögens-
verhältnisse der Untergebrachten oder ih-
re Entlassungsadresse erteilt werden,
wenn dies zur Feststellung oder Durchset-
zung von Rechtsansprüchen im Zusam-
menhang mit der Straftat erforderlich ist.
Unter den Voraussetzungen des § 406d
Abs. 2 und 3 der Strafprozessordnung
können Mitteilungen über die erstmalige
Gewährung von vollzugsöffnenden Maß-
nahmen nach den §§ 13 und 16 Abs. 2
auch durch die Einrichtung erfolgen. Die
Untergebrachten werden vor Mitteilun-
gen nach Satz 1 bis 3 gehört, es sei denn,
es ist zu besorgen, dass dadurch die Ver-
folgung des Interesses der Antragsteller
vereitelt oder wesentlich erschwert wer-
den würde. Ist die Anhörung unterblie-
ben, werden die betroffenen Unterge-
brachten über die Mitteilung der Einrich-
tung oder Aufsichtsbehörde nachträglich
unterrichtet.

(4) Akten mit personenbezogenen Da-
ten dürfen nur anderen Einrichtungen,
Aufsichtsbehörden, den für strafvollzugs-,
strafvollstreckungs- und strafrechtliche
Entscheidungen zuständigen Gerichten
sowie den Strafvollstreckungs- und Straf-
verfolgungsbehörden überlassen werden;
die Überlassung an andere öffentliche
Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung
einer Auskunft einen unvertretbaren Auf-
wand erfordert oder nach Darlegung der
die Akteneinsicht begehrenden Stellen
für die Erfüllung der Aufgabe nicht aus-
reicht. Entsprechendes gilt für die Über-
lassung von Akten an die von der Voll-
zugsbehörde mit Gutachten beauftragten
Personen oder Stellen.

(5) Von der Einrichtung oder der Auf-
sichtsbehörde übermittelte personenbezo-
gene Daten dürfen nur zu dem Zweck
verarbeitet werden, zu dessen Erfüllung
sie übermittelt worden sind. Der Empfän-
ger darf die Daten für andere Zwecke nur
verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen
und wenn im Falle einer Übermittlung an
nicht öffentliche Stellen die übermittelnde
Vollzugsbehörde eingewilligt hat. Die
Einrichtung oder Aufsichtsbehörde hat
den nicht öffentlichen Empfänger auf die
Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen.

(6) Die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten hat zu unterbleiben, so-
weit die in § 61 Abs. 2 und 3 sowie § 65
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Abs. 3 und 5 geregelten Einschränkungen
oder besondere gesetzliche Verwen-
dungsregelungen entgegenstehen.

(7) Die Verantwortung für die Zuläs-
sigkeit der Übermittlung trägt die über-
mittelnde Einrichtung oder Aufsichtsbe-
hörde. Erfolgt die Übermittlung auf Ersu-
chen einer öffentlichen Stelle, trägt diese
die Verantwortung. In diesem Fall hat die
übermittelnde Einrichtung oder Auf-
sichtsbehörde nur zu prüfen, ob das Über-
mittlungsersuchen im Rahmen der Auf-
gaben des Empfängers liegt und die 
Abs. 2 und 6 der Übermittlung nicht ent-
gegenstehen, es sei denn, dass besonde-
rer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit
der Übermittlung besteht.

(8) Für Daten, die im Rahmen einer
Maßnahme nach § 14 Abs. 2 erhoben
werden, gilt § 463a Abs. 4 der Strafpro-
zessordnung entsprechend mit der Maß-
gabe, dass

1. diese Daten ohne Einwilligung der be-
troffenen Person nur verwendet wer-
den, soweit dies erforderlich ist zur

a) Feststellung oder Ahndung eines
Verstoßes gegen eine Weisung
nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 9,

b) Wiederergreifung,

c) Abwehr einer erheblichen gegen-
wärtigen Gefahr für das Leben, die
körperliche Unversehrtheit, die per-
sönliche Freiheit oder sexuelle
Selbstbestimmung Dritter oder

d) Verfolgung einer Straftat der in § 66
Abs. 3 Satz 1 des Strafgesetzbuchs
genannten Art,

2. sich die Einrichtung zur Verarbeitung
der Daten einer öffentlichen Stelle be-
dienen kann, zu deren Aufgaben die
elektronische Überwachung von Wei-
sungen nach § 68b Abs. 1 Nr. 12 des
Strafgesetzbuchs gehört.

§ 61

Schutz besonderer Daten

(1) Das religiöse oder weltanschauliche
Bekenntnis von Untergebrachten und
personenbezogene Daten, die anlässlich
ärztlicher Untersuchungen erhoben wor-
den sind, dürfen in der Einrichtung nicht
allgemein kenntlich gemacht werden.
Andere personenbezogene Daten über
die Untergebrachten dürfen innerhalb der
Einrichtung allgemein kenntlich gemacht
werden, soweit dies für ein geordnetes
Zusammenleben in der Einrichtung erfor-
derlich ist.

(2) Personenbezogene Daten, die in
der Einrichtung tätigen Personen im Sin-
ne von § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des
Strafgesetzbuchs von Untergebrachten
als Geheimnis anvertraut oder über Un-
tergebrachte als Geheimnis sonst bekannt
geworden sind, unterliegen auch gegen-
über der Einrichtung und der Aufsichts-
behörde der Schweigepflicht. Die in 
Satz 1 genannten Personen sind befugt
und verpflichtet, diese Daten gegenüber

der Leitung der Einrichtung zu offenba-
ren, soweit dies für die Sicherheit der Ein-
richtung oder zur Abwehr von erhebli-
chen Gefahren für Leben oder Gesund-
heit von Untergebrachten oder Dritten
unerlässlich ist. Eine Befugnis zur Über-
mittlung besteht auch, soweit es die Fest-
stellung betrifft, ob Untergebrachte fähig
sind, an bestimmten vollzuglichen Maß-
nahmen teilzunehmen oder ob sie an Be-
handlungsmaßnahmen teilnehmen und
daran mitwirken.

(3) Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend für die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4
und 5 des Strafgesetzbuchs genannten
Personen außerhalb des Vollzugs, die mit
der Untersuchung, Behandlung oder Be-
treuung von Untergebrachten beauftragt
wurden, mit der Maßgabe, dass sie zu ei-
ner Offenbarung befugt sind.

(4) Die Untergebrachten sind bei der
Aufnahme über die nach Abs. 2 Satz 2
und 3 sowie Abs. 3 bestehenden Offenba-
rungsbefugnisse und -pflichten zu unter-
richten.

(5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten
Daten dürfen nur für den Zweck, für den
sie offenbart wurden oder für den eine
Offenbarung zulässig gewesen wäre, und
in dem hierfür unerlässlichen Umfang
verarbeitet werden.

§ 62

Abruf durch die Aufsichtsbehörde, 
gemeinsame Datei, Einrichtung 

automatisierter Übermittlungs- und 
Abrufverfahren

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann
die Aufsichtsbehörde Daten, die in der
Einrichtung gespeichert sind, abrufen.

(2) Daten über die persönlichen Ver-
hältnisse der Untergebrachten, Vollstre-
ckungsdaten, Daten zum Vollzugsverlauf
und sicherheitsrelevante Daten können in
einer von der Aufsichtsbehörde einge-
richteten und geführten gemeinsamen
Datei gespeichert werden. Die Aufsichts-
behörde darf diese Daten, soweit erfor-
derlich, verwenden zur übergeordneten
Planung, zur Sicherung der Qualität des
Vollzugs oder zur Durchführung von Ein-
zelmaßnahmen. Für die Einrichtungen
sind die Daten Teil der jeweiligen Perso-
nalakte der Untergebrachten. Eingabe,
Änderung und Löschung der Daten er-
folgt jeweils durch die Einrichtung, die
für die Untergebrachten zuständig ist. Die
Übermittlung und der Abruf personenbe-
zogener Daten aus dieser Datei zu den in
§ 60 Abs. 1 genannten Zwecken sind zu-
lässig, soweit diese Form der Datenüber-
mittlung oder des Datenabrufs unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen Be-
lange der betroffenen Personen und der
Erfüllung des Zwecks der Übermittlung
angemessen ist.

(3) Für die Ausgestaltung des Verfah-
rens nach Abs. 2 gilt § 15 des Hessischen
Datenschutzgesetzes.

(4) Durch Staatsvertrag kann mit ande-
ren Ländern und dem Bund ein automati-
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sierter Datenverbund nach Maßgabe der
Abs. 2 und 3 eingerichtet werden.

§ 63

Datensicherung

Akten und Dateien mit personenbezo-
genen Daten sind nach Maßgabe des § 10
des Hessischen Datenschutzgesetzes
durch technische und organisatorische
Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu
schützen. Personalakte der Untergebrach-
ten, Gesundheitsakten, Krankenblätter
und sonstige in § 61 Abs. 2 und 3 sowie in
§ 60 Abs. 8 aufgeführte personenbezoge-
ne Daten sind getrennt von anderen Un-
terlagen zu führen und besonders zu si-
chern.

§ 64

Auskunft an die Betroffenen, 
Akteneinsicht

Die Betroffenen erhalten nach Maßga-
be des § 18 Abs. 3 bis 6 des Hessischen
Datenschutzgesetzes Auskunft oder, so-
weit dies zur Wahrnehmung rechtlicher
Interessen erforderlich ist, Akteneinsicht
hinsichtlich der zu ihrer Person gespei-
cherten Daten. Eine Pflicht zur Benach-
richtigung nach § 18 Abs. 1 des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes besteht nicht.

§ 65

Berichtigung, Sperrung und Löschung

(1) Personenbezogene Daten sind nach
Maßgabe des § 19 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes zu berichtigen, zu sperren
oder zu löschen, soweit nachfolgend kei-
ne besonderen Regelungen getroffen
sind.

(2) Videoaufnahmen sind spätestens 
72 Stunden nach Ende des Kalenderta-
ges, an dem sie angefallen sind, zu lö-
schen, soweit nicht die weitere Aufbe-
wahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken
unerlässlich ist.

(3) Daten, die in der Personalakte der
Untergebrachten oder in anderen zur Per-
son der Untergebrachten geführten Datei-
en und Akten gespeichert sind, sind nach
Ablauf von fünf Jahren seit der Entlas-
sung oder der Verlegung in eine andere
Einrichtung zu sperren. Hiervon können
bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist
für die Personalakte der Untergebrachten
oder eine andere zur Person der Unterge-
brachten geführten Datei oder Akte die
Angaben über Familienname, Vorname,
Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort,
Eintritts- und Austrittsdatum ausgenom-
men werden, soweit dies für das Auffin-
den dieser Datei oder Akte erforderlich
ist. Gesperrte Daten dürfen nur verarbei-
tet, insbesondere übermittelt werden, so-
weit dies

1. zur Verhinderung oder Verfolgung von
Straftaten oder zur Vollstreckung von
Freiheitsstrafen,

2. für die Durchführung wissenschaftli-
cher Forschungsvorhaben nach § 66,

3. zur Behebung einer bestehenden Be-
weisnot oder

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder
Abwehr von Rechtsansprüchen im Zu-
sammenhang mit dem Vollzug einer
Freiheitsstrafe oder Unterbringung

unerlässlich ist.

(4) Sonstige personenbezogenen Da-
ten, die nicht von Abs. 3 Satz 1 erfasst
werden, sind spätestens fünf Jahre nach
der Entlassung oder der Verlegung der
Untergebrachten in eine andere Einrich-
tung zu löschen.

(5) Bei der Aufbewahrung von Dateien
und Akten mit nach Abs. 3 gesperrten
Daten dürfen folgende Fristen nicht über-
schritten werden:

1. Personalakten, Gesundheits-
akten und Krankenblätter 
der Untergebrachten 20 Jahre,

2. Bestandsbücher 30 Jahre.

Dies gilt nicht, wenn aufgrund von Tatsa-
chen anzunehmen ist, dass die Aufbe-
wahrung für die in Abs. 3 Satz 3 genann-
ten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die
Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf
das Jahr der Weglegung folgenden Ka-
lenderjahr. Die Vorschriften des Hessi-
schen Archivgesetzes vom 26. November
2012 (GVBl. S. 458) bleiben unberührt.

Vierzehnter Abschnitt

Evaluation, kriminologische Forschung

§ 66

Evaluation, kriminologische Forschung

(1) Die im Vollzug der Unterbringung
eingesetzten Maßnahmen, namentlich
Therapien, Behandlungsprogramme und
Methoden zur Förderung der Unterge-
brachten, sind in Zusammenarbeit mit der
Forschung, wissenschaftlichen Erkennt-
nissen Dritter und dem kriminologischen
Dienst auf ihre Wirksamkeit wissenschaft-
lich zu überprüfen. Auf Grundlage der
gewonnenen Erkenntnisse sind Konzepte
für den Einsatz vollzuglicher Maßnahmen
zu entwickeln und fortzuschreiben.

(2) Der Vollzug der Unterbringung,
insbesondere seine Gestaltung, soll regel-
mäßig wissenschaftlich begleitet und er-
forscht werden.

(3) Zum Zweck der wissenschaftlichen
Forschung können die Einrichtungen und
die Aufsichtsbehörde Daten über den
Vollzug der Unterbringung und die Un-
tergebrachten verarbeiten, insbesondere
erheben und an die in Abs. 1 Satz 1 ge-
nannten Stellen übermitteln. Dazu gehö-
ren insbesondere Angaben über

1. die Einrichtungen und deren Personal-
ausstattung einschließlich Dritter nach
§ 7,

2. die bei der Behandlungsuntersuchung
nach § 9 Abs. 2 ermittelten Umstände,
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3. den Vollstreckungs- und Vollzugsver-
lauf,

4. die gutachterlichen Ergebnisse, die Er-
gebnisse standardisierter Untersu-
chungen und Befunde sowie

5. die Ausgestaltung des Vollzugs, insbe-
sondere die Durchführung von Be-
handlungsmaßnahmen.

(4) Für die Übermittlung personenbe-
zogener Daten gilt § 476 der Strafprozess-
ordnung mit der Maßgabe entsprechend,
dass auch elektronisch gespeicherte per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden
können.

Fünfzehnter Abschnitt

Aufbau der Einrichtungen

§ 67

Einrichtungen

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung erfolgt in Einrichtungen der Landes-
justizverwaltung.

(2) Die Einrichtungen werden mit den
für die Erreichung der Vollzugsziele und
der Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Gesetz erforderlichen Personal- und
Sachmitteln ausgestattet. Die Gestaltung
der Einrichtungen muss therapeutischen
Erfordernissen entsprechen und Wohn-
gruppenvollzug ermöglichen.

(3) Es sind eine bedarfsgerechte An-
zahl von Plätzen und die erforderliche
Ausstattung mit Räumlichkeiten, insbe-
sondere für therapeutische Maßnahmen,
Maßnahmen der Beschäftigung, Freizeit,
Sport und Seelsorge vorzusehen.

(4) Zimmer sowie Gemeinschafts- und
Besuchsräume sind wohnlich und zweck-
entsprechend auszustatten. Die Zimmer
sollen so gestaltet werden, dass den Un-
tergebrachten 18 Quadratmeter zum
Wohnen und Schlafen einschließlich Sani-
tärbereich zur Verfügung stehen.

(5) Die Aufsichtsbehörde setzt die Be-
legungsfähigkeit der Einrichtungen fest.

§ 68

Trennungsgrundsätze

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung erfolgt in Einrichtungen, die vom
Strafvollzug getrennt sind. Die Unter-
bringung kann in gesonderten Gebäuden,
Abteilungen oder Zweiganstalten einer
Justizvollzugsanstalt vollzogen werden.

(2) Bei einer Unterbringung nach 
Abs. 1 Satz 2 ist neben den in der Einrich-
tung vorgehaltenen Maßnahmen eine
Nutzung von Angeboten der Justizvoll-
zugsanstalt, auf deren Gelände sich die
Einrichtung befindet, insbesondere im
Bereich der Beschäftigung, der Freizeit,
des Sports, des Besuchs und der Religi-
onsausübung, auch gemeinsam mit Straf-
gefangenen zulässig.

(3) Von einer getrennten Unterbrin-
gung nach Abs. 1 darf abgewichen wer-
den, wenn die Voraussetzungen für eine
Verlegung oder Überstellung nach § 11
Abs. 2 oder § 24 Abs. 4 vorliegen. In den
Fällen des § 11 Abs. 2 Satz 1 und 2 finden
die Vorschriften dieses Gesetzes weiter
Anwendung, soweit die örtlichen Gege-
benheiten oder die Sicherheitsbelange
der Anstalt dem nicht entgegenstehen.
Die Vollzugsbehörde hat alle zumutbaren
Maßnahmen zu treffen, um eine Anwen-
dung der Vorschriften dieses Gesetzes zu
ermöglichen.

(4) Weibliche und männliche Unterge-
brachte sind getrennt voneinander unter-
zubringen.

(5) Ist die Zahl weiblicher Unterge-
brachter so gering, dass eine getrennte
Unterbringung einer Absonderung gleich
käme, können auf Antrag der Unterge-
brachten in der Einrichtung auch eine
oder mehrere Strafgefangene mit deren
Zustimmung aufgenommen werden. Im
Übrigen gilt § 19 Abs. 2 entsprechend.

§ 69

Vollstreckungsplan, 
länderübergreifende Zusammenarbeit

(1) Die örtliche und sachliche Zustän-
digkeit der Einrichtungen wird im Voll-
streckungsplan durch die Aufsichtsbehör-
de nach allgemeinen Merkmalen gere-
gelt.

(2) Für den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung können Vollzugsgemeinschaften
mit anderen Ländern gebildet werden.
Wird die Sicherungsverwahrung in Hes-
sen vollzogen, findet dieses Gesetz auch
für die im Rahmen einer Vollzugsgemein-
schaft aufgenommenen Untergebrachten
Anwendung.

(3) Untergebrachte können mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde in ein an-
deres Land verlegt oder überstellt wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 11
Abs. 1 oder 2 vorliegen und die zuständi-
ge Behörde des anderen Landes zu-
stimmt.

§ 70

Leitung der Einrichtung

(1) Die Leitung der Einrichtung trägt
die Verantwortung für den Vollzug der Si-
cherungsverwahrung. In den Fällen des 
§ 68 Abs. 1 Satz 2 ist die Leitung der Jus-
tizvollzugsanstalt, an die die Einrichtung
angegliedert ist, zugleich auch Leitung
der Einrichtung. Die Leitung kann be-
stimmte Entscheidungsbefugnisse auf an-
dere Bedienstete übertragen. Die Auf-
sichtsbehörde kann sich die Zustimmung
zur Übertragung vorbehalten. Befindet
sich die Einrichtung auf dem Gelände ei-
ner anderen Justizvollzugsanstalt, kann
die Leitung der Einrichtung die Amtshilfe
von Bediensteten dieser Anstalt in An-
spruch nehmen.

(2) Die Leitung der Einrichtung obliegt
einer Beamtin oder einem Beamten des
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höheren Dienstes. Zusätzlich kann eine
fachliche Leitung durch die Aufsichtsbe-
hörde bestellt werden.

(3) Zur Vorbereitung grundlegender
Entscheidungen im Vollzug, insbesondere
zur Aufstellung und Fortschreibung des
Vollzugsplans und zur Entwicklung und
Wahrung einheitlicher Qualitätsstan-
dards, richtet die Leitung der Einrichtung
Konferenzen mit den an der Betreuung
und Behandlung maßgeblich Beteiligten
ein.

§ 71

Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Einrichtung wer-
den von Beamtinnen und Beamten wahr-
genommen. Aus besonderen Gründen
können sie auch anderen Bediensteten
sowie nebenamtlich bestellten oder ver-
traglich verpflichteten Personen übertra-
gen werden. Nicht hoheitliche Aufgaben
können vertraglich verpflichteten Perso-
nen übertragen werden.

(2) Für die Einrichtung ist die erforder-
liche Anzahl von Bediensteten, insbeson-
dere des medizinischen, pädagogischen,
psychologischen und sozialen Dienstes,
des allgemeinen Vollzugsdienstes sowie
des Werkdienstes vorzusehen, um eine
Betreuung nach § 66c Abs. 1 Nr. 1 des
Strafgesetzbuches zu gewährleisten.

(3) Das Personal muss für den Vollzug
der Sicherungsverwahrung persönlich ge-
eignet und fachlich qualifiziert sein. Fort-
bildungen sowie Praxisberatung und Su-
pervision für die Bediensteten werden re-
gelmäßig durchgeführt.

(4) Die Bediensteten des allgemeinen
Vollzugsdienstes, des psychologischen
und sozialen Dienstes sollen den Wohn-
gruppen zugeordnet werden. Eine Be-
treuung in den Wohngruppen ist auch in
der beschäftigungsfreien Zeit der Unter-
gebrachten, insbesondere am Wochenen-
de, in dem erforderlichen Umfang zu ge-
währleisten.

(5) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten
zusammen und wirken daran mit, dessen
Ziele zu erreichen.

§ 72

Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Die Seelsorgerin oder der Seelsor-
ger wird im Einvernehmen mit der jewei-
ligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt
bestellt oder vertraglich verpflichtet.

(2) Wenn die geringe Zahl der Ange-
hörigen einer Religionsgemeinschaft eine
Seelsorge nach Abs. 1 nicht rechtfertigt,
ist die seelsorgerische Betreuung auf an-
dere Weise zu ermöglichen.

(3) Mit Zustimmung der Leitung der
Einrichtung kann sich die Seelsorge au-
ßenstehender Personen bedienen und sie
insbesondere zur Mitwirkung an Gottes-
diensten und anderen religiösen Veran-
staltungen hinzuziehen.

§ 73

Interessenvertretung 
der Untergebrachten

(1) Den Untergebrachten ist zu ermög-
lichen, eine Vertretung in der Einrichtung
zu wählen. Diese kann in allgemeinen
Angelegenheiten der Untergebrachten,
die sich für eine Mitwirkung eignen, Vor-
schläge und Anregungen an die Leitung
der Einrichtung herantragen.

(2) In den Fällen des § 68 Abs. 1 Satz 2
ist der Interessenvertretung zu gestatten,
an der Gefangeneninteressenvertretung
der Justizvollzugsanstalt, auf deren Ge-
lände sich die Einrichtung befindet, mit-
zuwirken, soweit Interessen und Belange
der Untergebrachten berührt sind.

§ 74

Hausordnung

(1) Die Leitung der Einrichtung erlässt
eine Hausordnung. Dazu soll sie die Ver-
tretung der Untergebrachten anhören.

(2) In die Hausordnung sind insbeson-
dere Regelungen aufzunehmen über Be-
suchszeiten, Häufigkeit und Dauer des
Besuchs sowie die Tageseinteilung.

(3) Den Untergebrachten wird die
Hausordnung zugänglich gemacht.

Sechzehnter Abschnitt

Aufsicht über die Einrichtungen, Beiräte

§ 75

Aufsichtsbehörde

(1) Die Aufsicht über die Einrichtun-
gen führt das für Justiz zuständige Minis-
terium.

(2) Die Aufsichtsbehörde bestimmt die
Leitlinien des Vollzugs und sorgt in Zu-
sammenarbeit mit den Einrichtungen für
die Qualitätssicherung.

(3) Soweit sich die Aufsichtsbehörde
zur Ausübung der Fachaufsicht fachlicher
Beratung bedient, findet § 60 Abs. 6 keine
Anwendung, soweit dieser die Weiterga-
be von Daten nach § 61 Abs. 2 und 3 aus-
schließt.

§ 76

Beirat

(1) Bei der Einrichtung ist ein ehren-
amtlicher Beirat zu bilden. Sofern die Ein-
richtung an eine Justizvollzugsanstalt an-
gebunden ist, kann ein gemeinsamer Bei-
rat gebildet werden. Der gemeinsame
Beirat berücksichtigt bei der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben die besonderen
Belange der Untergebrachten.

(2) Bedienstete des Justizvollzugs dür-
fen nicht Mitglieder des Beirats sein. Die
für Justiz zuständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minister wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die Bestel-
lung, die Amtszeit und die Abberufung
der Mitglieder zu regeln.
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(3) Der Beirat wirkt beratend bei der
Gestaltung des Vollzugs der Sicherungs-
verwahrung mit. Der Beirat steht der Lei-
tung der Einrichtung, den Bediensteten
und den Untergebrachten als Ansprech-
partner zur Verfügung.

(4) Der Beirat kann insbesondere Wün-
sche, Anregungen und Beanstandungen
entgegennehmen. Er kann sich über die
Unterbringung, Verpflegung, ärztliche
Versorgung und Behandlung, schulische
und berufliche Bildung sowie Beschäfti-
gung unterrichten. Hierzu können die
Mitglieder des Beirats die Einrichtung be-
sichtigen und die Untergebrachten per-
sönlich aufsuchen.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind,
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit,
verpflichtet, über alle im Rahmen ihrer
Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Dies gilt nicht für Mitteilungen, die
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich
sind, oder über Tatsachen, die offenkun-
dig sind oder ihrer Bedeutung nach kei-
ner Geheimhaltung bedürfen.

Siebzehnter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 77

Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können ein-
geschränkt werden die Grundrechte auf

1. die körperliche Unversehrtheit (Art. 2
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und 
Art. 3 der Verfassung des Landes Hes-
sen),

2. die Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2
Satz 2 des Grundgesetzes und Art. 5
der Verfassung des Landes Hessen)
und

3. das Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnis (Art. 10 Abs. 1 des Grundge-
setzes und Art. 12 der Verfassung des
Landes Hessen).

§ 78

Fortgeltung von Bundesrecht

Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März
1976 (BGBl. I S. 581, 2088), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. Dezember 2012
(BGBl. I S. 2425), findet für den Vollzug
der Sicherungsverwahrung keine Anwen-
dung mit Ausnahme der Vorschriften
über

1. den Pfändungsschutz (§ 50 Abs. 2 
Satz 5, § 51 Abs. 4 und 5, § 75 Abs. 3),

2. das Handeln auf Anordnung (§ 97),

3. das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis
121).

§ 79

Übergangsbestimmung

Bis zum Inkrafttreten einer Verord-
nung nach § 38 Abs. 4 Satz 3 gilt die Hes-
sische Strafvollzugsvergütungsverord-
nung vom 23. November 2011 (GVBl. I 
S. 75) entsprechend.

§ 80

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2018 außer Kraft.

Artikel 22)

Änderung des Hessischen Gesetzes über
den Vollzug der Freiheitsstrafe und der

Sicherungsverwahrung

Das Hessische Gesetz über den Voll-
zug der Freiheitsstrafe und der Siche-
rungsverwahrung vom 28. Juni 2010
(GVBl. I S. 185) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Hessisches Strafvollzugsgesetz
(HStVollzG)“

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

a) Die Angaben zum Dritten Ab-
schnitt werden wie folgt gefasst:

„Dritter Abschnitt

Besondere Vorschriften für 
Gefangene mit angeordneter 

oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung

§ 66 Grundsatz

§ 67 Zusätzliche Aufgabe

§ 68 Anwendung anderer Vor-
schriften, Ausnahmen“

b) In der Angabe zu § 78 werden die
Wörter „und Sicherungsverwahr-
ten“ gestrichen.

3. In § 1 werden die Wörter „und die
Unterbringung in der Sicherungsver-
wahrung“ gestrichen.

4. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 werden nach den Wör-
tern „vollzugsöffnende Maßnah-
men“ die Wörter „mit Ausnahme
der Ausführung“ eingefügt.

b) Als Abs. 8 wird angefügt:

„(8) In den Fällen des Abs. 5 
Nr. 1 ist der Entscheidung über
die Gewährung vollzugsöffnender
Maßnahmen nach diesem Gesetz
mit Ausnahme der Ausführung in
der Regel ein Sachverständigen-
gutachten zugrunde zu legen. In
schwerwiegenden Fällen, insbe-
sondere bei Freiheitsstrafen von
über vier Jahren wegen der in
Abs. 5 Nr. 1 genannten Straftaten
oder in den Fällen des Abs. 5 
Nr. 2, sollen der Entscheidung
zwei Gutachten zugrunde gelegt
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werden. In den Fällen des Satz 1
und 2 kann auf vorhandene aktu-
elle Gutachten, die zur Frage der
Eignung für vollzugsöffnende
Maßnahmen Stellung nehmen, zu-
rückgegriffen werden. Gutachten
sind gegebenenfalls so rechtzeitig
einzuholen, dass die Entscheidung
über die vollzugsöffnende Maß-
nahme zum vorgesehenen Zeit-
punkt getroffen werden kann.“

5. In § 15 Abs. 3 wird als neuer Satz 1
eingefügt:

„Ausführungen, insbesondere aus
medizinischen Gründen oder zur Be-
schaffung von Ausweisdokumenten,
sind auch ohne Zustimmung der Ge-
fangenen zulässig, wenn dies aus be-
sonderem Grund notwendig ist.“

6. § 18 Abs. 1 Satz 5 wird wie folgt ge-
fasst:

„Abweichend von Satz 2 ist eine ge-
meinsame Unterbringung ohne Ein-
willigung nur vorübergehend und
aus wichtigem Grund, insbesondere
zur Durchführung von Baumaßnah-
men, zulässig.“

7. § 20 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Werden Gegenstände, deren
Aufbewahrung nach Art oder Um-
fang nicht zumutbar ist, von den Ge-
fangenen trotz Aufforderung nicht
aus der Anstalt verbracht, so darf die
Anstalt diese Gegenstände auf Kos-
ten der Gefangenen außerhalb der
Anstalt verwahren, verwerten oder
vernichten. Für die Voraussetzungen
und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 42 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung, für die In-
anspruchnahme der Kosten gilt § 52
Abs. 2 und 3 entsprechend.“

8. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 wird die Angabe „vom
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477,
2482), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2495)“ gestrichen.

b) An Abs. 3 wird folgender Satz 2
angefügt:

„Für die Beteiligung an den Kos-
ten gilt § 52 Abs. 2 Satz 2 entspre-
chend.“

9. § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung
und Behandlung sowie Ernährung
sind zwangsweise gegen den natürli-
chen Willen Gefangener nur zulässig
bei

1. Lebensgefahr,

2. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit der Gefangenen oder

3. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit anderer Personen.

(2) Zwangsmaßnahmen nach 
Abs. 1 dürfen nur angeordnet wer-
den, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die
auf Vertrauen gegründete Zustim-
mung der Gefangenen zu der Un-
tersuchung, Behandlung oder Er-
nährung zu erwirken,

2. deren Anordnung den Gefange-
nen angekündigt wurde und sie
über Art, Umfang und Dauer der
Maßnahmen durch eine Ärztin
oder einen Arzt aufgeklärt wur-
den,

3. die Maßnahme zur Abwendung
der Lebens- oder Gesundheitsge-
fahr geeignet, erforderlich, für die
Betroffenen nicht mit unverhält-
nismäßigen Belastungen und Fol-
gen verbunden ist und mildere
Mittel keinen Erfolg versprechen
und

4. der zu erwartende Nutzen der
Maßnahmen den möglichen Scha-
den der Nichtbehandlung deutlich
überwiegt.

(3) Zur Durchführung von
Zwangsmaßnahmen in den Fällen
des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die Anstalt
nicht berechtigt, solange von einer
freien Willensbestimmung der Gefan-
genen ausgegangen werden kann.
Liegen Anhaltspunkte vor, dass Ge-
fangene zur Einsicht in die Notwen-
digkeit von medizinischen Behand-
lungsmaßnahmen oder zum Handeln
gemäß solcher Einsicht krankheitsbe-
dingt nicht fähig sind, hat die Anstalt
bei dem zuständigen Gericht unver-
züglich die Bestellung einer Betreu-
ung von Amts wegen anzuregen. Die
Entscheidung des Gerichts ist abzu-
warten.

(4) Zwangsmaßnahmen nach Abs.
1 werden durch eine Ärztin oder ei-
nen Arzt angeordnet, geleitet und
überwacht. Die Anordnung bedarf
der Zustimmung der Anstaltsleitung.
Die Gründe für die Anordnung der
Maßnahmen nach Abs. 1, das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Abs. 2
sowie die ergriffenen Maßnahmen,
einschließlich ihres Zwangscharak-
ters, der Durchsetzungsweise, der
Wirkungsüberwachung sowie der
Untersuchungs- und Behandlungs-
verlauf sind zu dokumentieren.

(5) Anordnungen nach Abs. 4 sind
den Gefangenen unverzüglich be-
kannt zu geben. Sie sind darüber zu
belehren, dass sie gegen die Anord-
nung Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung stellen und bei Gericht um
einstweiligen Rechtsschutz ersuchen
können. Mit dem Vollzug einer An-
ordnung ist zuzuwarten, bis die Ge-
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fangenen Gelegenheit hatten, eine
gerichtliche Entscheidung herbeizu-
führen.

(6) Von den Anforderungen nach
Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 Satz 3 und
Abs. 5 Satz 3 kann abgesehen wer-
den, wenn Gefahr im Verzug besteht.

(7) Zur Gewährleistung des Ge-
sundheitsschutzes und der Hygiene
ist die zwangsweise körperliche Un-
tersuchung der Gefangenen zulässig,
wenn sie nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden ist.“

10. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„17. März 2009 (BGBl. I S. 550)“
durch „20. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2854)“ ersetzt.

b) Abs. 9 wird wie folgt gefasst:

„(9) Haben die Gefangenen
sechs Monate lang zusammenhän-
gend eine Beschäftigung nach
Abs. 3 ausgeübt, werden sie hier-
von auf Antrag zehn Arbeitstage
freigestellt. Dabei werden Zeiten,
in denen die Gefangenen infolge
Krankheit verhindert waren, bis
zur Dauer von drei Wochen im
halben Jahr als Beschäftigungszei-
ten angerechnet. Sonstige Fehlzei-
ten hemmen den Ablauf des Zeit-
raums nach Satz 1. Gefangene er-
halten für die Zeit der Freistellung
nach Satz 1 die zuletzt gezahlten
Bezüge weiter. Der Anspruch auf
Freistellung verfällt, wenn die
Freistellung nicht innerhalb eines
halben Jahres nach seiner Entste-
hung in Anspruch genommen
wurde. Auf die Zeit der Freistel-
lung nach Satz 1 wird Freistellung
aus der Haft nach § 13 Abs. 3 Nr. 4
angerechnet, soweit sie in die Ar-
beitszeit fällt.“

11. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Anstaltsleitung kann
den Kontakt untersagen

1. mit bestimmten Personen,
wenn die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt gefährdet
würde,

2. zu Personen, die nicht Angehö-
rige der oder des Gefangenen
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1
des Strafgesetzbuchs sind,
wenn zu befürchten ist, dass sie
einen schädlichen Einfluss auf
die Gefangene oder den Gefan-
genen haben oder deren Ein-
gliederung behindern würden,

3. zu Opfern der Straftat, wenn zu
befürchten ist, dass der Kontakt
schädliche Auswirkungen auf
diese hat.“

b) Abs. 3 Satz 2 und 3 wird wie folgt
gefasst:

„§ 148 Abs. 2 und § 148a der
Strafprozessordnung gelten ent-
sprechend. Satz 1 gilt entspre-
chend für bevollmächtigte Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte
sowie Notarinnen und Notare in
die Gefangenen betreffenden
Rechtssachen.“

12. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 46 Abs. 1 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 4 Satz 1 wird nach den
Worten „Sicherheit oder Ordnung
der Anstalt“ die Worte „oder aus
Gründen der Behandlung“ einge-
fügt.

c) Abs. 5 Satz 4 und 5 wird wie folgt
gefasst:

„Die Anstalt kann die Nutzung ei-
ner Trennvorrichtung anordnen,
wenn dies zum Schutz von Perso-
nen oder zur Verhinderung einer
Übergabe von Gegenständen er-
forderlich ist. Eine Erforderlichkeit
ist insbesondere in der Regel an-
zunehmen, wenn ein Fall des § 47
Abs. 3 vorliegt oder Gefangene
aus anderen Gründen im Verdacht
stehen, unerlaubt Suchtmittel zu
besitzen oder solche konsumiert
zu haben.“

13. In § 35 Abs. 2 Satz 1 werden nach
den Worten „Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt“ die Worte „oder
aus Gründen der Behandlung“ einge-
fügt.

14. In § 36 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe
„17. Februar 2010 (BGBl. I S. 78)“
durch „3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958)“
ersetzt.

15. In § 38 Abs. 2 wird die Angabe „in
der Fassung vom 12. November 2009
(BGBl. I S. 3710, 3973),“ gestrichen.

16. § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Nr. 5 werden die Wörter
„oder Sicherungsverwahrung“ ge-
strichen.

b) In Abs. 4 Satz 2 wird das Wort
„Freiheitsentziehungen“ durch
„Freiheitsentziehung“ ersetzt.

c) In Abs. 5 Nr. 1 wird das Wort „mo-
natlichen“ gestrichen.

d) In Abs. 6 wird die Angabe „bis 5“
durch „und 4“ ersetzt.

17. Dem § 42 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Eine Verwendung zur Tilgung von
Ersatzfreiheitsstrafen ist zulässig.“

18. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Gefangenen können über ihr
Eigengeld verfügen, soweit dieses
nicht als Überbrückungsgeld not-
wendig ist.“
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b) In Abs. 2 werden nach den Worten
„zu besonderen Anlässen“ die
Worte „mit Erlaubnis der Anstalt“
eingefügt.

19. § 46 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die bisherigen
Sätze 3 und 4 durch folgenden
Satz 3 ersetzt:

„Auf das Schamgefühl ist Rück-
sicht zu nehmen.“

b) Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Durchsuchung ist an einem
Ort durchzuführen, der einen
Sichtkontakt Unbeteiligter nicht
zulässt.“

20. In § 47 Abs. 2 Satz 2 wird vor dem
Wort „Suchtmittel“ das Wort „uner-
laubt“ eingefügt.

21. § 50 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter
„Fluchtgefahr oder die Gefahr“
durch „die Gefahr der Entwei-
chung,“ ersetzt und nach den
Wörtern „Sachen oder“ die Wörter
„die Gefahr“ gestrichen.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Bei einer Ausführung, Vor-
führung oder beim Transport ist
die Fesselung auch dann zulässig,
wenn die vorgesehene Bewa-
chung durch Bedienstete nicht
ausreicht, die Gefahr einer Ent-
weichung zu beseitigen.“

c) Dem Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Im Interesse der Gefangenen
kann die Anstaltsleitung eine an-
dere Art der Fesselung anordnen.“

d) Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Eine Absonderung von
mehr als vierundzwanzig Stunden
ist nur zulässig, wenn dies aus
Gründen, die in der Person der
Gefangenen liegen, unerlässlich
ist.“

e) Als Abs. 8 wird angefügt:

„(8) Während der Absonderung
oder Unterbringung in einem be-
sonders gesicherten Raum sind die
Gefangenen in besonderem Maße
zu betreuen. Sind die Gefangenen
darüber hinaus gefesselt, sind sie
ständig und in unmittelbarem
Sichtkontakt zu beobachten. Eine
Absonderung von mehr als 30 Ta-
gen Dauer oder mehr als drei Mo-
naten innerhalb von zwölf Mona-
ten bedarf der Zustimmung der
Aufsichtsbehörde.“

22. § 55 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „unerlaubt“
durch „unerlaubte“ ersetzt.

b) Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. wiederholt oder schwerwie-
gend gegen sonstige Pflichten

verstoßen, die ihnen durch
dieses Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes auferlegt
sind.“

23. § 56 Satz Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt
gefasst:

„Für die Dauer des Arrests werden
die Gefangenen abgesondert.“

24. § 58 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 98)“ ein Kom-
ma und die Angabe „geändert
durch Gesetz vom 20. Mai 2011
(GVBl. I S. 208),“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Erfassung biometri-
scher Daten von Fingern
und Händen,“

bb) In Nr. 3 wird das Komma
nach dem Wort „Merkmale“
durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Nr. 4 wird aufgehoben.

dd) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4.

c) Als Abs. 5 und 6 werden angefügt:

„(5) Die Anstalt ist befugt, die
Identität aller Personen, die Zu-
gang zur Anstalt begehren, festzu-
stellen.

(6) Soweit dies zur Aufrechter-
haltung von Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt erforderlich ist,
können Außenbereiche der An-
stalt mit technischen Hilfsmitteln
offen optisch überwacht werden.
Auf die Überwachung ist in geeig-
neter Form hinzuweisen. § 34 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.“

25. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 3 wird als neue Nr. 4 ein-
gefügt:

„4. zur Vorbereitung und Durch-
führung von Maßnahmen der
Entlassungsvorbereitung und
Nachsorge,“

b) Die bisherigen Nr. 4 bis 11 werden
Nr. 5 bis 12.

26. § 61 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Eine Befugnis zur Übermittlung
besteht auch, soweit es die Fest-
stellung betrifft, ob Gefangene fä-
hig sind, an bestimmten vollzugli-
chen Maßnahmen teilzunehmen
oder ob sie an Behandlungsmaß-
nahmen teilnehmen und daran
mitwirken.“

b) In Abs. 3 wird nach der Angabe
„Abs. 2 Satz 2“ die Angabe „und
3“ eingefügt.

27. § 65 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“
durch „Satz 3“ ersetzt.
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b) In Satz 4 wird die Angabe „18.
Oktober 1989 (GVBl. I S. 270), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
5. Juli 2007 (GVBl. I S. 380),“
durch „26. November 2012 (GVBl.
S. 458)“ ersetzt.

28. Der Dritte Abschnitt wird wie folgt
gefasst:

„Dritter Abschnitt

Besondere Vorschriften für Gefan-
gene mit angeordneter oder vor-

behaltener Sicherungsverwahrung

§ 66

Grundsatz

Für Gefangene mit angeordne-
ter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes, soweit
nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 67

Zusätzliche Aufgabe

Bei angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwahrung
dient der Vollzug auch dazu, die
Gefährlichkeit der Gefangenen für
die Allgemeinheit so zu minimie-
ren, dass die Vollstreckung der
Unterbringung oder deren Anord-
nung möglichst entbehrlich wird.

§ 68

Anwendung anderer Vorschriften,
Ausnahmen

(1) Bereits im Vollzug der Frei-
heitsstrafe ist den Gefangenen ei-
ne individuelle, intensive und the-
rapiegerichtete Betreuung im Sin-
ne von § 66c Abs. 1 Nr. 1 des
Strafgesetzbuchs einschließlich
der hierzu erforderlichen Behand-
lungs- und Betreuungsmaßnah-
men anzubieten.

(2) Die Behandlungsmaßnah-
men haben wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zu entsprechen. So-
weit bestehende Angebote nicht
ausreichen oder keinen Erfolg ver-
sprechen, sind individuell zuge-
schnittene Behandlungsangebote
zu unterbreiten. Bei der Behand-
lung und Betreuung wirken Be-
dienstete der verschiedenen Fach-
richtungen in enger Abstimmung
zusammen. Soweit dies erforder-
lich ist, sind externe Fachkräfte
einzubeziehen.

(3) Die Bereitschaft der Gefan-
genen zur Mitwirkung an Behand-
lungsmaßnahmen ist fortwährend
zu wecken und zu fördern. Die
Motivationsmaßnahmen sind zu
dokumentieren.

(4) Die Untersuchungen nach 
§ 9 erstrecken sich auch auf alle

Umstände, die für die Beurteilung
der Gefährlichkeit maßgeblich
sind. Im Rahmen der Behand-
lungsuntersuchung sind die Ursa-
chen der Straftaten, die individu-
ellen Risikofaktoren sowie der Be-
handlungsbedarf, die Behand-
lungsfähigkeit und die Behand-
lungsmotivation der Gefangenen
festzustellen. Gleichzeitig sollen
die Fähigkeiten der Gefangenen
ermittelt werden, deren Stärkung
der Gefährlichkeit der Gefange-
nen entgegenwirken. Erkenntnis-
se aus vorangegangenen Frei-
heitsentziehungen sind einzube-
ziehen.

(5) Der Vollzugsplan enthält
über § 10 Abs. 4 hinaus insbeson-
dere Angaben über

1. psychiatrische, psychothera-
peutische oder sozialtherapeu-
tische Behandlungsmaßnah-
men,

2. andere Einzel- oder Gruppen-
behandlungsmaßnahmen,

3. Maßnahmen zur Förderung der
Behandlungsmotivation und

4. eine gegebenenfalls erforderli-
che Nachsorge.

Für die Fortschreibung des Voll-
zugsplans ist eine angemessene
Frist vorzusehen, die sechs Mona-
te nicht übersteigen soll. An der
Behandlung mitwirkende Perso-
nen außerhalb des Vollzugs sind
nach Möglichkeit in die Planung
einzubeziehen. Sie können mit
Zustimmung der Gefangenen
auch an der Konferenz nach § 75
Abs. 3 beteiligt werden.

(6) Über § 12 Abs. 1 Satz 1 hi-
naus sind die Gefangenen in eine
sozialtherapeutische Anstalt oder
Abteilung zu verlegen, wenn ihre
Teilnahme an den dortigen Be-
handlungsprogrammen zur Ver-
ringerung ihrer Gefährlichkeit für
die Allgemeinheit angezeigt ist.
Die Verlegung soll zu einem Zeit-
punkt erfolgen, der den Abschluss
der Behandlung während des
Vollzugs der Freiheitsstrafe erwar-
ten lässt.

(7) § 12 Abs. 5 und 6 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass
die Wiederaufnahme in der Ent-
lassungsanstalt erfolgt.“

29. § 70 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „und
die Sicherungsverwahrung wer-
den“ durch das Wort „wird“ er-
setzt.

b) Abs. 4 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4
und wie folgt gefasst:

„(4) Von der getrennten Unter-
bringung nach den Abs. 2 und 3
kann abgewichen werden,
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1. wenn eine Zustimmung der
Gefangenen vorliegt,

2. wenn die Gefangenen hilfsbe-
dürftig sind oder für sie eine
Gefahr für Leben oder Gesund-
heit besteht,

3. um die Teilnahme an vollzugli-
chen Maßnahmen zu ermögli-
chen oder

4. wenn dringende Gründe der
Vollzugsorganisation dies vorü-
bergehend erfordern.“

30. § 78 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift sind die Wörter
„und Sicherungsverwahrten“ zu
streichen.

b) In Satz 1 werden die Wörter „und
Sicherungsverwahrten“ und das
Wort „gemeinsame“ gestrichen.

c) In Satz 2 werden die Wörter „und
Sicherungsverwahrten“ gestri-
chen.

31. Dem § 80 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Soweit sich die Aufsichtsbe-
hörde zur Ausübung der Fachaufsicht
fachlicher Beratung bedient, findet 
§ 60 Abs. 6 keine Anwendung, soweit
dieser die Weitergabe von Daten
nach § 61 Abs. 2 und 3 ausschließt.“

32. In § 81 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 3
werden jeweils die Wörter „und Si-
cherungsverwahrten“ gestrichen.

Artikel 33)

Änderung des Hessischen Jugendstraf-
vollzugsgesetzes

Das Hessische Jugendstrafvollzugsge-
setz vom 19. November 2007 (GVBl. I 
S. 758), geändert durch Gesetz vom 
28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185), wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

Nach der Angabe zu § 17 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 17a Besondere Vorschriften für
Gefangene mit vorbehaltener
Sicherungsverwahrung“

2. In § 1 wird die Angabe „(BGBl. I 
S. 3428), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2280)“ durch „(BGBl. I S. 3427),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. September 2012 (BGBl. I S. 1854)“
ersetzt.

3. Dem § 13 wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) Hinsichtlich der Einholung
von Gutachten zur Vorbereitung der
Entscheidung über vollzugsöffnende
Maßnahmen gilt § 13 Abs. 8 des Hes-
sischen Strafvollzugsgesetzes ent-
sprechend.“

4. In § 15 Abs. 3 wird als neuer Satz 1
eingefügt:

„Ausführungen, insbesondere aus
medizinischen Gründen oder zur Be-
schaffung von Ausweisdokumenten,
sind auch ohne Zustimmung der Ge-
fangenen zulässig, wenn dies aus be-
sonderem Grund notwendig ist.“

5. Nach § 17 wird als § 17a eingefügt:

„§ 17a

Besondere Vorschriften für Gefange-
ne mit vorbehaltener Sicherungsver-

wahrung

Ist bei Gefangenen im Vollzug der
Jugendstrafe die Anordnung der Si-
cherungsverwahrung vorbehalten,
gelten die §§ 66 und 67 sowie § 68
Abs. 1 bis 6 des Hessischen Strafvoll-
zugsgesetzes entsprechend mit der
Maßgabe, dass im Übrigen die Vor-
schriften dieses Gesetzes gelten. § 7
Abs. 3 des Jugendgerichtsgesetzes
bleibt unberührt.“

6. § 20 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Werden Gegenstände, deren
Aufbewahrung nach Art oder Um-
fang nicht zumutbar ist, von den Ge-
fangenen trotz Aufforderung nicht
aus der Anstalt verbracht, so darf die
Anstalt diese Gegenstände auf Kos-
ten der Gefangenen außerhalb der
Anstalt verwahren, verwerten oder
vernichten. Für die Voraussetzungen
und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 42 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung, für die In-
anspruchnahme der Kosten gilt § 51
Abs. 2 und 3 entsprechend.“

7. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 wird die Angabe „vom
20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2477, 2482), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. April 2010
(BGBl. I S. 410)“ gestrichen.

b) An Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Für die Beteiligung an den Kos-
ten gilt § 51 Abs. 2 Satz 2 entspre-
chend.“

8. § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung
und Behandlung sowie Ernährung
sind zwangsweise gegen den natürli-
chen Willen Gefangener nur zulässig
bei

1. Lebensgefahr,

2. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit der Gefangenen oder

3. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit anderer Personen.
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(2) Zwangsmaßnahmen nach 
Abs. 1 dürfen nur angeordnet wer-
den, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die
auf Vertrauen gegründete Zustim-
mung der Gefangenen zu der Un-
tersuchung, Behandlung oder Er-
nährung zu erwirken,

2. deren Anordnung den Gefange-
nen angekündigt wurde und sie
über Art, Umfang und Dauer der
Maßnahmen durch eine Ärztin
oder einen Arzt aufgeklärt wur-
den,

3. die Maßnahme zur Abwendung
der Lebens- oder Gesundheitsge-
fahr geeignet, erforderlich, für die
Betroffenen nicht mit unverhält-
nismäßigen Belastungen und Fol-
gen verbunden ist und mildere
Mittel keinen Erfolg versprechen
und

4. der zu erwartende Nutzen der
Maßnahmen den möglichen Scha-
den der Nichtbehandlung deutlich
überwiegt.

(3) Zur Durchführung von
Zwangsmaßnahmen in den Fällen
des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die Anstalt
nicht berechtigt, solange von einer
freien Willensbestimmung der Gefan-
genen ausgegangen werden kann.
Liegen Anhaltspunkte vor, dass Ge-
fangene zur Einsicht in die Notwen-
digkeit von medizinischen Behand-
lungsmaßnahmen oder zum Handeln
gemäß solcher Einsicht krankheitsbe-
dingt nicht fähig sind, hat die Anstalt
bei dem zuständigen Gericht unver-
züglich die Bestellung einer Betreu-
ung von Amts wegen anzuregen. Die
Entscheidung des Gerichts ist abzu-
warten.

(4) Zwangsmaßnahmen nach 
Abs. 1 werden durch eine Ärztin oder
einen Arzt angeordnet, geleitet und
überwacht. Die Anordnung bedarf
der Zustimmung der Anstaltsleitung.
Die Gründe für die Anordnung der
Maßnahmen nach Abs. 1, das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Abs. 2
sowie die ergriffenen Maßnahmen,
einschließlich ihres Zwangscharak-
ters, der Durchsetzungsweise, der
Wirkungsüberwachung sowie der
Untersuchungs- und Behandlungs-
verlauf sind zu dokumentieren.

(5) Anordnungen nach Abs. 4 sind
den Gefangenen unverzüglich be-
kannt zu geben. Sie sind darüber zu
belehren, dass sie gegen die Anord-
nung Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung stellen und bei Gericht um
einstweiligen Rechtsschutz ersuchen
können. Mit dem Vollzug einer An-
ordnung ist zuzuwarten, bis die Ge-
fangenen Gelegenheit hatten, eine
gerichtliche Entscheidung herbeizu-
führen.

(6) Von den Anforderungen nach
Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 Satz 3 und

Abs. 5 Satz 3 kann abgesehen wer-
den, wenn Gefahr im Verzug besteht.

(7) Zur Gewährleistung des Ge-
sundheitsschutzes und der Hygiene
ist die zwangsweise körperliche Un-
tersuchung der Gefangenen zulässig,
wenn sie nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden ist.“

9. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Die Vorschriften des Mutter-
schutzgesetzes vom 20. Juni 2002
(BGBl. I S. 2318), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 20. Dezember
2011 (BGBl. I S. 2854), über die
Gestaltung des Arbeitsplatzes und
die Beschäftigungsverbote finden
entsprechende Anwendung.“

b) Abs. 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) Haben die Gefangenen
sechs Monate lang zusammenhän-
gend Tätigkeiten nach Abs. 2 aus-
geübt, werden sie hiervon auf An-
trag zehn Arbeitstage freigestellt.
Dabei werden Zeiten, in denen die
Gefangenen infolge Krankheit
verhindert waren, bis zur Dauer
von drei Wochen im halben Jahr
als Beschäftigungszeiten ange-
rechnet. Sonstige Fehlzeiten hem-
men den Ablauf des Zeitraums
nach Satz 1. Gefangene erhalten
für die Zeit der Freistellung nach
Satz 1 die zuletzt gezahlten Bezü-
ge weiter. Der Anspruch auf Frei-
stellung verfällt, wenn die Frei-
stellung nicht innerhalb eines hal-
ben Jahres nach seiner Entste-
hung in Anspruch genommen
wurde. Auf die Zeit der Freistel-
lung nach Satz 1 wird Freistellung
aus der Haft nach § 13 Abs. 3 Nr. 5
angerechnet, soweit sie in die Ar-
beitszeit fällt.“

10. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Anstaltsleitung kann
den Kontakt untersagen

1. mit bestimmten Personen,
wenn die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt gefährdet
würde,

2. zu Personen, die nicht Angehö-
rige der oder des Gefangenen
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1
des Strafgesetzbuchs sind,
wenn zu befürchten ist, dass sie
einen schädlichen Einfluss auf
die Gefangene oder den Gefan-
genen haben oder deren Ein-
gliederung behindern würden,

3. zu Opfern der Straftat, wenn zu
befürchten ist, dass der Kontakt
schädliche Auswirkungen auf
diese hat, oder

4. wenn Personensorgeberechtig-
te nicht einverstanden sind.“
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b) Abs. 3 Satz 2 und 3 wird wie folgt
gefasst:

„§ 148 Abs. 2 und § 148a der
Strafprozessordnung gelten ent-
sprechend. Satz 1 gilt entspre-
chend für bevollmächtigte Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte
sowie Notarinnen und Notare in
die Gefangenen betreffenden
Rechtssachen.“

11. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 45 Abs. 1 gilt entsprechend.“

b) Abs. 5 Satz 4 und 5 wird wie folgt
gefasst:

„Die Anstalt kann die Nutzung ei-
ner Trennvorrichtung anordnen,
wenn dies zum Schutz von Perso-
nen oder zur Verhinderung einer
Übergabe von Gegenständen er-
forderlich ist. Eine Erforderlichkeit
ist insbesondere in der Regel an-
zunehmen, wenn ein Fall des § 47
Abs. 3 vorliegt oder Gefangene
aus anderen Gründen im Verdacht
stehen, unerlaubt Suchtmittel zu
besitzen oder solche konsumiert
zu haben.“

12. In § 35 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe
„17. Februar 2010 (BGBl. I S. 78)“
durch „3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958)“
ersetzt.

13. In § 37 Abs. 2 wird die Angabe „in
der Fassung vom 23. Januar 2006
(BGBl. I S. 89, 466), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 2. November 2006
(BGBl. I S. 2748),“ gestrichen.

14. § 38 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 Nr. 1 wird die Angabe
„Abs. 3“ durch „Abs. 2“ ersetzt
und wird das Wort „monatlichen“
gestrichen.

b) In Abs. 6 wird die Angabe „bis 5“
durch „und 4“ ersetzt.

15. In § 41 Abs. 4 wird die Angabe 
„29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2274)“
durch „5. Dezember 2012 (BGBl. I 
S. 2425)“ ersetzt.

16. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Gefangenen können über ihr
Eigengeld verfügen, soweit dieses
nicht als Überbrückungsgeld not-
wendig ist.“

b) In Abs. 2 werden nach den Worten
„zu besonderen Anlässen“ die
Worte „mit Erlaubnis der Anstalt“
eingefügt.

17. § 45 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die bisherigen
Sätze 3 und 4 durch folgenden
Satz 3 ersetzt:

„Auf das Schamgefühl ist Rück-
sicht zu nehmen.“

b) Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Durchsuchung ist an einem
Ort durchzuführen, der einen
Sichtkontakt Unbeteiligter nicht
zulässt.“

18. In § 46 Abs. 2 Satz 2 wird vor dem
Wort „Suchtmittel“ das Wort „uner-
laubt“ eingefügt.

19. § 49 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden die Wörter

„Fluchtgefahr oder die Gefahr“
durch „die Gefahr der Entwei-
chung,“ ersetzt und nach den
Wörtern „oder Sachen“ die Wörter
„die Gefahr“ gestrichen.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Bei einer Ausführung, Vor-

führung oder beim Transport ist
die Fesselung auch dann zulässig,
wenn die vorgesehene Bewa-
chung durch Bedienstete nicht
ausreicht, die Gefahr einer Ent-
weichung zu beseitigen.“

c) Dem Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:
„Im Interesse der Gefangenen
kann die Anstaltsleitung eine an-
dere Art der Fesselung anordnen.“

d) Abs. 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Eine Absonderung von

mehr als vierundzwanzig Stunden
ist nur zulässig, wenn dies aus
Gründen, die in der Person der
Gefangenen liegen, unerlässlich
ist.“

e) Als Abs. 8 wird angefügt:
„(8) Während der Absonderung

oder Unterbringung in einem be-
sonders gesicherten Raum sind die
Gefangenen in besonderem Maße
zu betreuen. Sind die Gefangenen
darüber hinaus gefesselt, sind sie
ständig und in unmittelbarem
Sichtkontakt zu beobachten. Eine
Absonderung von mehr als 30 Ta-
gen Dauer oder mehr als drei Mo-
naten innerhalb von zwölf Mona-
ten bedarf der Zustimmung der
Aufsichtsbehörde.“

20. § 55 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „unerlaubt“
durch „unerlaubte“ ersetzt.

b) Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. wiederholt oder schwerwie-
gend gegen sonstige Pflichten
verstoßen, die ihnen durch
dieses Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes auferlegt
sind.“

21. § 56 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Für die Dauer des Arrests werden
die Gefangenen abgesondert.“

22. § 58 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 98)“ ein Kom-
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ma und die Angabe „geändert
durch Gesetz vom 20. Mai 2011
(GVBl. I S. 208),“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:
aa) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Erfassung biometri-
scher Daten von Fingern
und Händen,“

bb) In Nr. 3 wird das Komma
nach dem Wort „Merkmale“
durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Nr. 4 wird aufgehoben.
dd) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4.

c) Als Abs. 5 und 6 werden angefügt:
„(5) Die Anstalt ist befugt, die

Identität aller Personen, die Zu-
gang zur Anstalt begehren, festzu-
stellen.

(6) Soweit dies zur Aufrechter-
haltung von Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt erforderlich ist,
können Außenbereiche der An-
stalt mit technischen Hilfsmitteln
offen optisch überwacht werden.
Auf die Überwachung ist in geeig-
neter Form hinzuweisen. § 33 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.“

23. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 3 wird als neue Nr. 4 ei-
genfügt:

„4. zur Vorbereitung und Durch-
führung von Maßnahmen der
Entlassungsvorbereitung und
Nachsorge,“

b) Die bisherigen Nr. 4 bis 11 werden
Nr. 5 bis 12.

24. § 61 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Eine Befugnis zur Übermittlung
besteht auch, soweit es die Fest-
stellung betrifft, ob Gefangene fä-
hig sind, an bestimmten vollzugli-
chen Maßnahmen teilzunehmen,
oder ob sie an Behandlungsmaß-
nahmen teilnehmen und daran
mitwirken.“

b) In Abs. 3 wird nach der Angabe
„Abs. 2 Satz 2“ die Angabe „und
3“ eingefügt.

25. § 65 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“
durch „Satz 3“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird die Angabe 
„18. Oktober 1989 (GVBl. I 
S. 270), geändert durch Gesetz
vom 10. März 2002 (GVBl. I 
S. 34),“ durch „26. November
2012 (GVBl. S. 458)“ ersetzt.

26. Dem § 76 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Soweit sich die Aufsichtsbe-
hörde zur Ausübung der Fachaufsicht
fachlicher Beratung bedient, findet 
§ 60 Abs. 6 keine Anwendung, soweit
dieser die Weitergabe von Daten
nach § 61 Abs. 2 und 3 ausschließt.“

Artikel 44)

Änderung des Hessischen Untersu-
chungshaftvollzugsgesetzes

Das Hessische Untersuchungshaftge-
setz vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185)
wird wie folgt geändert:

1. Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:

„Ausführungen, insbesondere aus
medizinischen Gründen oder zur Be-
schaffung von Ausweisdokumenten,
sind auch ohne Zustimmung der Un-
tersuchungsgefangenen zulässig.“

2. § 12 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Werden Gegenstände, deren
Aufbewahrung nach Art oder Um-
fang nicht zumutbar ist, von den Un-
tersuchungsgefangenen trotz Auffor-
derung nicht aus der Anstalt ver-
bracht, so darf die Anstalt diese Ge-
genstände auf Kosten der Untersu-
chungsgefangenen außerhalb der
Anstalt verwahren, verwerten oder
vernichten. Für die Voraussetzungen
und das Verfahren der Verwertung
und Vernichtung gilt § 42 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung, für die In-
anspruchnahme der Kosten gilt § 37
Abs. 2 entsprechend.“

3. In § 17 Abs. 2 wird die Angabe „vom
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477,
2482), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. April 2010 (BGBl. I S. 410)“
gestrichen.

4. § 18 wird wie folgt gefasst:

„§ 18

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung
und Behandlung sowie Ernährung
sind zwangsweise gegen den natürli-
chen Willen Untersuchungsgefange-
ner nur zulässig bei

1. Lebensgefahr,

2. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit der Untersuchungsgefan-
genen oder

3. erheblicher Gefahr einer schwer-
wiegenden Schädigung der Ge-
sundheit anderer Personen.

(2) Zwangsmaßnahmen nach 
Abs. 1 dürfen nur angeordnet wer-
den, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die
auf Vertrauen gegründete Zustim-
mung der Untersuchungsgefange-
nen zu der Untersuchung, Be-
handlung oder Ernährung zu er-
wirken,

2. deren Anordnung den Untersu-
chungsgefangenen angekündigt
wurde und sie über Art, Umfang
und Dauer der Maßnahmen durch
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eine Ärztin oder einen Arzt aufge-
klärt wurden,

3. die Maßnahme zur Abwendung
der Lebens- oder Gesundheitsge-
fahr geeignet, erforderlich, für die
Betroffenen nicht mit unverhält-
nismäßigen Belastungen und Fol-
gen verbunden ist und mildere
Mittel keinen Erfolg versprechen
und

4. der zu erwartende Nutzen der
Maßnahmen den möglichen Scha-
den der Nichtbehandlung deutlich
überwiegt.
(3) Zur Durchführung von

Zwangsmaßnahmen in den Fällen
des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die Anstalt
nicht berechtigt, solange von einer
freien Willensbestimmung der Unter-
suchungsgefangenen ausgegangen
werden kann. Liegen Anhaltspunkte
vor, dass Untersuchungsgefangene
zur Einsicht in die Notwendigkeit von
medizinischen Behandlungsmaßnah-
men oder zum Handeln gemäß sol-
cher Einsicht krankheitsbedingt nicht
fähig sind, hat die Anstalt bei dem
zuständigen Gericht unverzüglich die
Bestellung einer Betreuung von Amts
wegen anzuregen. Die Entscheidung
des Gerichts ist abzuwarten.

(4) Zwangsmaßnahmen nach 
Abs. 1 werden durch eine Ärztin oder
einen Arzt angeordnet, geleitet und
überwacht. Die Anordnung bedarf
der Zustimmung der Anstaltsleitung.
Die Gründe für die Anordnung der
Maßnahmen nach Abs. 1, das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Abs. 2
sowie die ergriffenen Maßnahmen,
einschließlich ihres Zwangscharak-
ters, der Durchsetzungsweise, der
Wirkungsüberwachung, sowie der
Untersuchungs- und Behandlungs-
verlauf sind zu dokumentieren.

(5) Anordnungen nach Abs. 4 sind
den Untersuchungsgefangenen un-
verzüglich bekannt zu geben. Sie
sind darüber zu belehren, dass sie
gegen die Anordnung Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung stellen und
bei Gericht um einstweiligen Rechts-
schutz ersuchen können. Mit dem
Vollzug einer Anordnung ist zuzu-
warten, bis die Untersuchungsgefan-
genen Gelegenheit hatten, eine ge-
richtliche Entscheidung herbeizufüh-
ren.

(6) Von den Anforderungen nach
Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 Satz 3 und
Abs. 5 Satz 3 kann abgesehen wer-
den, wenn Gefahr im Verzug besteht.

(7) Zur Gewährleistung des Ge-
sundheitsschutzes und der Hygiene
ist die zwangsweise körperliche Un-
tersuchung der Untersuchungsgefan-
genen zulässig, wenn sie nicht mit ei-
nem körperlichen Eingriff verbunden
ist.“

5. In § 21 Abs. 2 wird die Angabe „in
der Fassung vom 12. November 2009
(BGBl. I S. 3710, 3973),“ gestrichen.

6. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Anstaltsleitung kann
den Kontakt untersagen,

1. mit bestimmten Personen,
wenn die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt gefährdet
würde, oder

2. zu Personen, die Opfer der
Straftat sind, wenn zu befürch-
ten ist, dass der Kontakt schäd-
liche Auswirkungen auf diese
hat.“

b) Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„Satz 1 gilt entsprechend für be-
vollmächtigte Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte sowie Notarin-
nen und Notare in die Untersu-
chungsgefangenen betreffenden
Rechtssachen.“

7. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 31 Abs. 1 gilt entsprechend.“

b) In Abs. 4 Satz 7 wird die Angabe
„§ 32“ durch „§ 25“ ersetzt.

c) Abs. 5 Satz 4 und 5 wird wie folgt
gefasst:

„Die Anstalt kann die Nutzung ei-
ner Trennvorrichtung anordnen,
wenn dies zum Schutz von Perso-
nen oder zur Verhinderung einer
Übergabe von Gegenständen er-
forderlich ist. Eine Erforderlichkeit
ist insbesondere in der Regel an-
zunehmen, wenn ein Fall des § 32
Abs. 3 vorliegt oder Untersu-
chungsgefangene aus anderen
Gründen im Verdacht stehen, un-
erlaubt Suchtmittel zu besitzen
oder solche konsumiert zu haben.“

8. In § 28 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe
„17. Februar 2010 (BGBl. I S. 78)“
durch „3. Mai 2012 (BGBl. I S. 958)“
ersetzt.

9. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die bisherigen
Sätze 3 und 4 durch folgenden
Satz 3 ersetzt:

„Auf das Schamgefühl ist Rück-
sicht zu nehmen.“

b) Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Durchsuchung ist an einem
Ort durchzuführen, der einen
Sichtkontakt Unbeteiligter nicht
zulässt.“

10. In § 32 Abs. 2 Satz 2 wird vor dem
Wort „Suchtmittel“ das Wort „uner-
laubt“ eingefügt.

11. § 35 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter
„Fluchtgefahr oder die Gefahr“
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durch „die Gefahr der Entwei-
chung,“ ersetzt und nach den
Wörtern „Sachen oder“ die Wörter
„die Gefahr“ gestrichen.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Bei einer Ausführung, Vor-
führung oder beim Transport ist
die Fesselung auch dann zulässig,
wenn die vorgesehene Bewa-
chung durch Bedienstete nicht
ausreicht, die Gefahr einer Ent-
weichung zu beseitigen.“

c) Dem Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Im Interesse der Untersuchungs-
gefangenen kann die Anstaltslei-
tung eine andere Art der Fesse-
lung anordnen.“

d) Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Eine Absonderung von
mehr als vierundzwanzig Stunden
ist nur zulässig, wenn dies aus
Gründen, die in der Person der
Untersuchungsgefangenen liegen,
unerlässlich ist.“

e) Als Abs. 8 wird angefügt:

„(8) Während der Absonderung
oder Unterbringung in einem be-
sonders gesicherten Raum sind die
Untersuchungsgefangenen in be-
sonderem Maße zu betreuen. Sind
die Untersuchungsgefangenen da-
rüber hinaus gefesselt, sind sie
ständig und in unmittelbarem
Sichtkontakt zu beobachten. Eine
Absonderung von mehr als 30 Ta-
gen Dauer oder mehr als drei Mo-
naten innerhalb von zwölf Mona-
ten bedarf der Zustimmung der
Aufsichtsbehörde.“

12. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „unerlaubt“
durch „unerlaubte“ ersetzt.

b) Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6. wiederholt oder schwerwie-
gend gegen sonstige Pflichten
verstoßen, die ihnen durch
dieses Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes auferlegt
sind.“

13. § 41 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Für die Dauer des Arrests werden
die Untersuchungsgefangenen abge-
sondert.“

14. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 98)“ ein Kom-
ma und die Angabe „geändert
durch Gesetz vom 20. Mai 2011
(GVBl. I S. 208),“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Erfassung biometri-
scher Daten von Fingern
und Händen,“

bb) In Nr. 3 wird das Komma
nach dem Wort „Merkmale“
durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Nr. 4 wird aufgehoben.

dd) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4.

c) Als Abs. 5 und 6 werden angefügt:

„(5) Die Anstalt ist befugt, die
Identität aller Personen, die Zu-
gang zur Anstalt begehren, festzu-
stellen.

(6) Soweit dies zur Aufrechter-
haltung von Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt erforderlich ist,
können Außenbereiche der An-
stalt mit technischen Hilfsmitteln
offen optisch überwacht werden.
Auf die Überwachung ist in geeig-
neter Form hinzuweisen. § 26 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.“

15. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Eine Befugnis zur Übermittlung
besteht auch, soweit es die Fest-
stellung betrifft, ob Untersu-
chungsgefangene fähig sind, an
bestimmten vollzuglichen Maß-
nahmen teilzunehmen.“

b) In Abs. 3 wird nach der Angabe
„Abs. 2 Satz 2“ die Angabe „und
3“ eingefügt.

16. § 61 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“
durch „Satz 3“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird die Angabe 
„18. Oktober 1989 (GVBl. I 
S. 270), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. Juli 2007 (GVBl. I 
S. 380),“ durch „26. November
2012 (GVBl. S. 458)“ ersetzt.

17. Dem § 71 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Soweit sich die Aufsichtsbe-
hörde zur Ausübung der Fachaufsicht
fachlicher Beratung bedient, findet 
§ 56 Abs. 6 keine Anwendung, soweit
dieser die Weitergabe von Daten
nach § 57 Abs. 2 und 3 ausschließt.“

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in
Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet

Wiesbaden, den 5. März 2013

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  J u s t i z ,  f ü r  I n t e g r a t i o n  
u n d  E u r o p a

H a h n
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ERSTER TEIL

Entsorgung durch öffentlich-rechtliche
Entsorgungsträger

§ 1

Öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger

(1) Öffentlich-rechtliche Entsorgungs-
träger im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 1 des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Feb-
ruar 2012 (BGBl. I S. 212) sind die kreis-
angehörigen Gemeinden, die kreisfreien
Städte und die Landkreise.

(2) Die kreisangehörigen Gemeinden
und die kreisfreien Städte haben die in
ihrem Gebiet angefallenen und überlas-
senen Abfälle einzusammeln. Innerhalb
ihres Gebietes obliegt die erforderliche
Beförderung dieser Abfälle den kreisan-
gehörigen Gemeinden. Abs. 4 bleibt un-
berührt.

(3) Die kreisfreien Städte und Land-
kreise (Entsorgungspflichtige) haben die
in ihrem Gebiet nach Abs. 2 eingesam-
melten oder die in ihrem Gebiet angefal-
lenen und ihnen angelieferten Abfälle
nach Maßgabe des § 20 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes zu verwerten oder zu be-
seitigen.

(4) Die Entsorgungspflichtigen haben
ferner Kleinmengen gefährlicher Abfälle
getrennt einzusammeln, zu befördern und
zu entsorgen. Je Sammlung oder Sam-
meltag darf ein Abfallbesitzer höchstens
100 Kilogramm anliefern. Bei Kleinmen-
gen aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen können die Ent-
sorgungspflichtigen die angelieferte Men-
ge auf 500 Kilogramm je Abfallerzeuger
und Jahr begrenzen; von diesen Abfaller-
zeugern können Gebühren erhoben wer-
den.

(5) Zur Erfüllung der Aufgaben nach
Abs. 2 bis 4 haben die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger die notwendigen
Sammelsysteme, Einrichtungen und An-
lagen zu schaffen oder bereitzuhalten.
Die Sammlung von Kleinmengen nach
Abs. 4 ist durch ein angemessenes Netz
von ortsfesten oder mobilen Sammelstel-
len sicherzustellen, das jedem Abfallbe-*) FFN 89-37

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Ausführungsgesetz
zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HAKrWG) �*)

Vom 6. März 2013
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sitzer die Abgabe der Kleinmengen min-
destens zweimal im Jahr ermöglicht. Für
die Errichtung und den Betrieb von Sam-
melstellen nach Satz 2 gelten die Anfor-
derungen der nach § 20 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 der Gefahrstoffverordnung vom 
26. November 2010 (BGBl. I S. 1643,
1644), geändert durch Gesetz vom 28. Juli
2011 (BGBl. I S. 1622), aufgestellten Tech-
nischen Regeln für Gefahrstoffe – TRGS
520 „Errichtung und Betrieb von Sammel-
stellen und Zwischenlagern für Kleinmen-
gen gefährlicher Abfälle“ (GMBl. 2012 
S. 102).

(6) Die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger regeln durch Satzung

1. den Anschluss der Grundstücke an die
Sammelsysteme, Einrichtungen und
Anlagen zur Abfallentsorgung und de-
ren Benutzung und

2. unter welchen Voraussetzungen, in
welcher Weise, an welchem Ort und zu
welcher Zeit ihnen die Abfälle zu
überlassen sind.

Dabei kann ein Mindestbehältervolumen
oder eine Mindestanzahl von Einsamm-
lungen festgelegt werden.

§ 2

Wild lagernde Abfälle

Für das Zusammentragen und Bereit-
stellen von Abfällen, die auf tatsächlich
frei zugänglichen Flächen widerrechtlich
lagern und an denen kein Besitz im Sinne
des § 3 Abs. 9 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes besteht (wild lagernde Abfälle), ist
die Verursacherin oder der Verursacher
der Lagerung oder der nach sonstigem
Recht zum Zusammentragen und Bereit-
stellen verpflichtete Dritte verantwortlich.
Soweit Maßnahmen gegen die Verursa-
cherin oder den Verursacher nicht mög-
lich sind und nach sonstigem Recht auch
kein Dritter verantwortlich ist, sind die
kreisangehörigen Gemeinden und kreis-
freien Städte neben ihren Aufgaben nach
§ 1 zum Zusammentragen und Bereitstel-
len der wild lagernden Abfälle verpflich-
tet. Im Falle des Satz 2 können die kreis-
angehörigen Gemeinden und kreisfreien
Städte von der Verursacherin oder dem
Verursacher Ersatz der entstandenen Kos-
ten, einschließlich derjenigen für die wei-
tere Entsorgung, verlangen.

§ 3

Kraftfahrzeuge ohne Kennzeichen

Liegen die Voraussetzungen des § 20
Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes vor, sind die kreisangehö-
rigen Gemeinden und die kreisfreien
Städte zur Anbringung einer Aufforde-
rung nach § 20 Abs. 3 Nr. 3 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes verpflichtet.

§ 4

Kommunale Zusammenarbeit

Die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger können sich zur Erfüllung ih-

rer Aufgaben der Formen kommunaler
Gemeinschaftsarbeit nach Maßgabe des
Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit vom 16. Dezember 1969
(GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBl. I
S. 786), auch dann bedienen, wenn nach
§ 1 Abs. 2 bis 5 die Zuständigkeit nicht al-
ler Beteiligten gegeben ist.

§ 5

Gebühren

(1) Die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger können zur Deckung der
Kosten der Abfallentsorgung nach den
Vorschriften des Gesetzes über kom-
munale Abgaben vom 17. März 1970 
(GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 31. Januar 2005 (GVBl. I 
S. 54), Gebühren erheben. Zu den ansatz-
fähigen Kosten der Abfallentsorgung ge-
hören alle Aufwendungen für die von den
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern
selbst oder in ihrem Auftrag wahrgenom-
menen abfallwirtschaftlichen Aufgaben.
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger können die Erhebung der Gebühren
untereinander durch Vereinbarung gegen
Kostenerstattung übertragen.

(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 ha-
ben die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger für die Ablagerung von Ab-
fällen auf einer Deponie oder für Entsor-
gungsleistungen, die die Ablagerung um-
fassen, Gebühren zu erheben, die alle
Kosten für die Errichtung und den Betrieb
der Deponie abdecken müssen. Zu diesen
Kosten zählen auch die Aufwendungen
für eine vom öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger zu leistende Sicherheit
oder für ein zu erbringendes gleichwerti-
ges Sicherungsmittel sowie die Zufüh-
rung von Rücklagen für die vorhersehba-
ren späteren Kosten der Stilllegung und
der Nachsorge für einen Zeitraum von
mindestens 30 Jahren. Satz 1 und 2 gelten
entsprechend für Langzeitlager nach § 2
Nr. 19 der Deponieverordnung vom 
27. April 2009 (BGBl. I S. 900), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. Februar
2012 (BGBl. I S. 212).

(3) Soweit die öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger während der Betriebs-
phase der Deponie keine ausreichenden
Rücklagen für die Kosten der Stilllegung
und der Nachsorge der Deponie gebildet
haben, können diese Kosten in einem
Übergangszeitraum bis zum 31. Dezem-
ber 2017 auch nach Stilllegung der Depo-
nie in die Abfallgebühren einbezogen
werden. Satz 1 gilt nur für Deponien, die
nach dem 1. Januar 2003 stillgelegt wor-
den sind.

§ 6

Rechtsaufsicht

Kommt ein öffentlich-rechtlicher Ent-
sorgungsträger einer Aufgabe oder Pflicht
als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträ-
ger mit Ausnahme der Gebührenerhe-
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bung nicht nach, stellt die Abfallbehörde
die Pflichtverletzung fest. Satz 1 gilt ent-
sprechend, sofern kreisangehörigen Ge-
meinden, kreisfreien Städten, Landkrei-
sen oder Zweckverbänden Aufgaben
nach den Vorschriften des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit übertra-
gen worden sind.

ZWEITER TEIL

Durchführung der Abfallentsorgung

§ 7

Pflichten der öffentlichen Hand

(1) Die Behörden des Landes, die Ge-
meinden, die Landkreise sowie die der
Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts (öffentliche Hand) tra-
gen in ihrem gesamten Wirkungskreis zur
Förderung der Kreislaufwirtschaft bei. Sie
haben bei der Gestaltung von Arbeitsab-
läufen, der Beschaffung oder Verwen-
dung von Material und Gebrauchsgütern,
bei Bauvorhaben und bei der Erteilung
von Aufträgen Erzeugnissen den Vorzug
zu geben, die

1. mit Rohstoff schonenden oder abfallar-
men Produktionsverfahren hergestellt
sind,

2. durch Vorbereitung zur Wiederver-
wendung oder durch Recycling aus
Abfällen hergestellt worden sind,

3. langlebig und reparaturfreundlich
sind,

4. im Vergleich zu anderen Erzeugnissen
zu weniger oder schadstoffärmeren
Abfällen führen oder

5. sich nach Gebrauch in besonderem
Maße zur umweltverträglichen, insbe-
sondere energiesparenden Wiederver-
wendung oder zum Recycling eignen,

sofern diese mindestens im gleichen Ma-
ße wie andere Erzeugnisse für den vorge-
sehenen Verwendungszweck geeignet
sind und keine unzumutbaren Mehrkos-
ten verursachen.

(2) Die öffentliche Hand wirkt darauf
hin, dass die Gesellschaften des privaten
Rechts, an denen sie beteiligt ist, die Ver-
pflichtungen nach Abs. 1 beachten.

(3) Soweit die öffentliche Hand Ein-
richtungen oder Grundstücke für Veran-
staltungen zur Verfügung stellt, sollen die
Veranstalterinnen und Veranstalter ver-
pflichtet werden, wieder verwendbare Er-
zeugnisse einzusetzen.

§ 8

Abfallwirtschaftskonzepte
und Abfallbilanzen

(1) Die Entsorgungspflichtigen nach 
§ 1 Abs. 3 haben Abfallwirtschaftskon-
zepte nach Abs. 2 und Abfallbilanzen
nach Abs. 3 zu erstellen und der Abfall-
behörde vorzulegen.

(2) Das Abfallwirtschaftskonzept hat
zu enthalten:

1. Angaben über Art, Menge und Ver-
bleib der zu verwertenden oder zu be-
seitigenden Abfälle,

2. eine Darstellung der getroffenen und
geplanten Maßnahmen zur Verwer-
tung oder zur Beseitigung der Abfälle,

3. eine Begründung der Notwendigkeit
der Abfallbeseitigung, insbesondere
Angaben zur mangelnden Verwert-
barkeit aus den in § 7 Abs. 4 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes genann-
ten Gründen,

4. eine Darlegung der vorgesehenen Ent-
sorgungswege für die nächsten sechs
Jahre einschließlich der Angaben zur
notwendigen Standort- und Anlagen-
planung sowie ihrer zeitlichen Abfolge
und

5. eine gesonderte Darstellung der Abfäl-
le nach Nr. 1, die außerhalb der Bun-
desrepublik verwertet oder beseitigt
werden sollen.

Bei der Erstellung des Abfallwirtschafts-
konzepts sind die Vorgaben für Abfall-
wirtschaftspläne nach § 30 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes zu berücksichtigen.
Das Abfallwirtschaftskonzept ist alle
sechs Jahre fortzuschreiben, soweit die
Abfallbehörde im Einzelfall nichts ande-
res bestimmt.

(3) In der Abfallbilanz sind die Art, die
Menge, der Anfall und der Verbleib der
im Bilanzzeitraum verwerteten oder be-
seitigten Abfälle anzugeben. Soweit die
Verwertung oder Beseitigung außerhalb
der Bundesrepublik erfolgt ist, hat eine
gesonderte Darstellung zu erfolgen. So-
weit Abfälle beseitigt werden, ist die
mangelnde Verwertbarkeit dieser Abfälle
zu begründen. Die Abfallbilanz ist für je-
des Kalenderjahr zu erstellen und jeweils
bis zum 1. April des folgenden Jahres vor-
zulegen. Die Abfallbehörde kann die Vor-
lagefrist im Einzelfall verlängern.

(4) Durch Rechtsverordnung können
nähere Anforderungen an Form und In-
halt der nach Abs. 2 und 3 vorzulegenden
Unterlagen bestimmt sowie Ausnahmen
für bestimmte Abfallarten von den in 
Abs. 2 und 3 genannten Pflichten zuge-
lassen werden.

§ 9

Abfallwirtschaftsplan

(1) Das für die Kreislauf- und Abfall-
wirtschaft zuständige Ministerium stellt
im Benehmen mit der obersten Landes-
planungsbehörde den Landesabfallwirt-
schaftsplan nach den §§ 30 bis 32 des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes auf. Es kann
sich bei der Aufstellung nachgeordneter
Dienststellen und geeigneter Dritter be-
dienen. Der Abfallwirtschaftsplan kann in
sachlichen und räumlichen Teilplänen
aufgestellt werden.

(2) Neben den in § 31 Abs. 2 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes Genannten sind
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bei der Aufstellung des Abfallwirtschafts-
planes, soweit ihre Belange berührt sind,
zu beteiligen:

1. die Betreiber zugelassener Abfallbe-
seitigungsanlagen,

2. die kommunalen Spitzenverbände,

3. die Verbände der Abfall erzeugenden
und Abfall entsorgenden Wirtschaft
und

4. Naturschutzvereinigungen, die nach 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148), aner-
kannt sind.

(3) Die Landesregierung stellt die Aus-
weisungen des Abfallwirtschaftsplanes
nach Maßgabe des § 30 Abs. 4 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes durch Rechtsver-
ordnung allgemein verbindlich fest.

(4) Die Abfallbehörde hat auf Antrag
Ausnahmen von den Festlegungen des
Abfallwirtschaftsplans zuzulassen, wenn
dies mit den Zielen und Grundsätzen des
Planes vereinbar ist und das Wohl der All-
gemeinheit nicht entgegensteht. Die Zu-
lassung einer Ausnahme bedarf der Zu-
stimmung des für die Kreislauf- und Ab-
fallwirtschaft zuständigen Ministeriums,
das das Benehmen der obersten Landes-
planungsbehörde einzuholen hat, wenn
Belange der Raumordnung und Landes-
planung berührt sind. Das Verfahren nach
Satz 1 gilt nicht bei grenzüberschreiten-
den Abfallverbringungen.

§ 10

Aufwendungsersatz für 
Entschädigungsleistungen bei 

Vorarbeiten

Leistet die Abfallbehörde nach § 34
Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
Entschädigung für Maßnahmen nach § 34
Abs. 1 oder 2 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes, kann sie von dem Träger des ge-
planten Vorhabens Ersatz ihrer Aufwen-
dungen verlangen.

§ 11

Veränderungssperre

(1) Ab

1. dem Beginn der Auslegung der Pläne
im Planfeststellungsverfahren oder des
Antrags und der Unterlagen im Ge-
nehmigungsverfahren nach § 10 des
Bundes-Immissionsschutz gesetzes in
der Fassung vom 26. September 2002
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 27. Juni 2012 
(BGBl. I S. 1421), oder

2. der Bestimmung der Einwendungsfrist
in den Fällen des § 73 Abs. 3 Satz 2
oder Abs. 4 Satz 2 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes

für eine öffentlich zugängliche Abfallver-
wertungs- oder Abfallbeseitigungsanlage

dürfen bis zum Abschluss des Verfahrens
auf den betroffenen Flächen keine Verän-
derungen durchgeführt werden, die de-
ren Wert wesentlich steigern oder die Er-
richtung der Anlage erheblich erschwe-
ren. Veränderungen, die auf rechtlich zu-
lässige Weise vorher begonnen wurden,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortfüh-
rung einer bisher rechtmäßig ausgeübten
Nutzung werden hiervon nicht berührt.

(2) Ab Beginn der Auslegung der Plä-
ne im Raumordnungsverfahren kann die
Abfallbehörde für die von der geplanten
öffentlich zugänglichen Abfallverwer-
tungs- oder Abfallbeseitigungsanlage be-
troffenen Flächen eine Veränderungs-
sperre anordnen, wenn diese zur Siche-
rung des Standorts erforderlich ist. Abs. 1
gilt entsprechend.

(3) Dauert die Veränderungssperre
länger als vier Jahre, so können die Ei-
gentümerinnen und Eigentümer und die
sonst zur Nutzung Berechtigten für die
dadurch entstandenen Vermögensnach-
teile vom Träger der Abfallverwertungs-
oder Abfallbeseitigungsanlage eine ange-
messene Entschädigung in Geld verlan-
gen. Die Eigentümerinnen und Eigentü-
mer können ferner die Übernahme der
von dem Plan betroffenen Flächen vom
Träger der Abfallverwertungs- oder Ab-
fallbeseitigungsanlage verlangen, wenn
es ihnen mit Rücksicht auf die Verände-
rungssperre wirtschaftlich nicht zuzumu-
ten ist, die Grundstücksflächen in der bis-
herigen oder in einer anderen zulässigen
Art zu nutzen. Kommt eine Einigung über
die Übernahme nicht zustande, so können
die Eigentümerinnen und Eigentümer das
Enteignungsverfahren beantragen. Die
Entscheidung über den Antrag trifft die
Enteignungsbehörde.

(4) Zur Sicherung der Planung neuer
oder der geplanten Erweiterung beste-
hender öffentlich zugänglicher Abfallbe-
seitigungsanlagen kann die Abfallbehör-
de auf der Grundlage des allgemein ver-
bindlich festgestellten Landesabfallwirt-
schaftsplanes Planungsgebiete festlegen.
Für diese gelten Abs. 1 und 3 entspre-
chend. Die Festlegung ist auf höchstens
zwei Jahre zu befristen. Sie ist in den Ge-
meinden, deren Gebiet betroffen wird,
auf ortsübliche Weise bekannt zu ma-
chen. Mit der Bekanntmachung tritt die
Festlegung in Kraft. Planungsgebiete sind
in Karten einzutragen, die in den Ge-
meinden während der Geltungsdauer der
Festlegung zur Einsicht auszulegen sind.

(5) Die Festlegung tritt mit Beginn der
Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren oder des Antrags und der
Unterlagen im Genehmigungsverfahren
nach § 10 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes oder mit der Bestimmung der
Einwendungsfrist in den Fällen des § 73
Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes außer Kraft.
Ihre Dauer ist auf die Vierjahresfrist nach
Abs. 3 Satz 1 anzurechnen.

(6) Die Abfallbehörde kann im Einzel-
fall Ausnahmen von einer Veränderungs-
sperre nach den Abs. 1, 2 oder 4 zulassen,
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wenn keine überwiegenden öffentlichen
Belange entgegenstehen und die Einhal-
tung der Veränderungssperre zu einer
nicht beabsichtigten Härte führen würde.

§ 12

Enteignungsrechtliche Vorwirkung

In dem Planfeststellungsverfahren für
eine Deponie nach § 35 Abs. 2 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes kann die Abfall-
behörde mit bindender Wirkung für das
Enteignungsverfahren zugleich entschei-
den, ob die Deponie dem Wohl der Allge-
meinheit im Sinne des Hessischen Enteig-
nungsgesetzes vom 4. April 1973 (GVBl. I
S. 107), geändert durch Gesetz vom 
6. September 2007 (GVBl. I S. 548), dient.

§ 13

Bauprodukte und Bauarten, Abnahme

(1) Unbeschadet der Rechtsverordnun-
gen nach den §§ 16 und 43 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes gelten für Bauproduk-
te und Bauarten, die bei dem Bau, dem
Betrieb und der Änderung von Deponien
verwendet oder angewendet werden, die
§§ 16 bis 24 der Hessischen Bauordnung
in der Fassung vom 15. Januar 2011
(GVBl. I S. 46, 180) entsprechend.

(2) Deponien und deren Änderungen,
die einer Planfeststellung oder Genehmi-
gung bedürfen, unterliegen der Abnahme
durch die Abfallbehörde. Die Abnahme
kann sowohl abschnittsweise je nach
Baufortschritt erfolgen als auch auf Teile
des Vorhabens beschränkt werden. Der
Träger des Vorhabens hat den Beginn der
Ausführung und die Fertigstellung des
Vorhabens oder von Teilen des Vorhabens
der Abfallbehörde rechtzeitig vor der Ab-
nahme anzuzeigen.

§ 14

Eigenkontrolle von Deponien

(1) Durch Rechtsverordnung kann hin-
sichtlich der nach der Deponieverord-
nung durchzuführenden Eigenkontrollen
der Deponiebetreiber geregelt werden,

1. welche Messungen und Kontrollen
nach § 12 Abs. 3 der Deponieverord-
nung in welchen Bereichen und in
welchen Zeitabständen durchzuführen
und wie die Ergebnisse auszuwerten
sind,

2. dass bestimmte Messungen und Kon-
trollen nach Nr. 1 von staatlichen oder
staatlich anerkannten Stellen durchzu-
führen sind; dabei können auch die
Voraussetzungen und das Verfahren
der staatlichen Anerkennung bestimmt
werden,

3. wie und in welchem Umfang die Ab-
fallbehörde nach § 12 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 1 der Deponieverordnung zu infor-
mieren ist,

4. welche Anforderungen die Jahresbe-
richte nach § 13 Abs. 5 der Deponie-
verordnung zu erfüllen haben, in wel-
cher Form diese der Abfallbehörde
vorzulegen und wie diese der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen sind.

(2) Die Eigentümerinnen, Eigentümer
und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken im Einwirkungsbereich der Deponie
sind verpflichtet, die nach § 12 Abs. 2 und
3 der Deponieverordnung erforderlichen
Maßnahmen zu dulden und den Zugang
zu den Grundstücken zu ermöglichen.
Der Betreiber der Deponie hat hierdurch
verursachte Schäden zu beseitigen oder
auf Verlangen in Geld auszugleichen.

§ 15

Überwachung

(1) Die Abfallbehörden haben darüber
zu wachen, dass die abfallrechtlichen
Vorschriften und die aufgrund dieser Vor-
schriften auferlegten Verpflichtungen er-
füllt werden, und haben insoweit Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung abzuwehren; bei Kontrollen im
öffentlichen Straßenverkehr oder des
Schiffsverkehrs auf Wasserstraßen und in
Häfen sind auch die Polizeibehörden für
die Überwachung zuständig.

(2) Die Abfallbehörden können zur
Wahrnehmung dieser Aufgaben im Rah-
men ihrer sachlichen Zuständigkeit die
erforderlichen Maßnahmen treffen. Die
Vorschriften des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung in der Fassung vom 14. Januar 2005
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 635), finden ergänzend Anwendung.

(3) Anordnungen aufgrund des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes und dieses Geset-
zes können gegen juristische Personen
des öffentlichen Rechts nach den Vor-
schriften des Hessischen Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes in der Fassung
vom 12. Dezember 2008 (GVBl. 2009 I
S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. November 2010 (GVBl. I S. 421), voll-
streckt werden, soweit die Anordnungen
nicht Pflichten und Aufgaben betreffen,
die in ihrer Eigenschaft als öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger begründet
sind.

(4) Die Befugnisse anderer Behörden
bleiben unberührt.

§ 16

Sachverständige

(1) Die Abfallbehörden können im
Rahmen von abfallrechtlichen Zulas-
sungsverfahren, von Überwachungen
nach § 15 Abs. 1 und 2 und von Abnah-
men nach § 13 Abs. 2 Sachverständige
hinzuziehen. Diese gelten als Beauftragte
der zuständigen Behörde im Sinne des 
§ 47 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes.
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(2) Wer eine Zulassung beantragt oder
die Kosten für Überwachungsmaßnahmen
nach § 15 Abs. 1 und 2 zu tragen hat, hat
die Vergütung für Sachverständige als
Auslagen zu erstatten, soweit deren Be-
auftragung unter Berücksichtigung der
fachlichen Kenntnisse und besonderer
Schwierigkeiten der Begutachtung, Prü-
fung und Untersuchung erforderlich ist.

(3) Sachverständige können darüber
hinaus mit Einwilligung und auf Kosten
desjenigen, der ein Zulassungsverfahren
beantragt, herangezogen werden, wenn
zu erwarten ist, dass hierdurch das Zulas-
sungsverfahren beschleunigt wird.

§ 17

Datenverarbeitung

(1) Die für die in Satz 2 genannten
Zwecke notwendigen personenbezoge-
nen Daten dürfen von

1. den Abfall-, Altlasten-, Immissions-
schutz- und Wasserbehörden,

2. dem Landesamt für Umwelt und Geo-
logie,

3. den öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgern sowie

4. a) den Zweckverbänden,

b) den Gemeinden,

c) den Verbänden nach § 72 Abs. 1
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes in
Verbindung mit § 17 Abs. 3 des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes in der bis zum 31. Mai 2012
geltenden Fassung und

d) Dritten nach § 72 Abs. 1 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 2 des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes in
der bis zum 31. Mai 2012 geltenden
Fassung,

soweit diese Aufgaben nach diesem
Gesetz und dem Kreislaufwirtschafts-
gesetz als eigene Pflichten erfüllen,

erhoben und verarbeitet werden. Zwecke
nach Satz 1 sind:

1. Überwachung und Durchführung der
Abfallentsorgung,

2. Durchführung der Abfallwirtschafts-
planung,

3. Durchführung von Anzeige-, Geneh-
migungs-, Planfeststellungs- und sonsti-
gen Zulassungsverfahren, die im Zu-
sammenhang mit den Zwecken nach
Nr. 1 und 2 stehen.

Soweit die Überwachungs- und Kontroll-
befugnisse nach den unmittelbar gelten-
den Rechtsvorschriften der Europäischen
Union sowie den Bundes- und Landesge-
setzen im Bereich der Abfallwirtschaft,
diesem Gesetz und den aufgrund dieser
Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen
nicht abschließend geregelt sind, ist eine
Erhebung personenbezogener Daten
auch ohne Kenntnis des Betroffenen zu-
lässig, wenn andernfalls die Erfüllung der

Aufgaben für die in Satz 2 genannten
Zwecke gefährdet würde. Die zu einem
der in Satz 2 genannten Zwecke verarbei-
teten personenbezogenen Daten dürfen
auch ohne Vorliegen der Voraussetzun-
gen des § 13 Abs. 2 des Hessischen Da-
tenschutzgesetzes in der Fassung vom 
7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I
S. 208), zu jedem anderen in Satz 2 ge-
nannten Zweck weiterverarbeitet werden.

(2) Im Übrigen bleiben die Vorschriften
des Hessischen Datenschutzgesetzes un-
berührt.

DRITTER TEIL

Zuständigkeiten

§ 18

Abfallbehörden

Abfallbehörden sind

1. das für die Kreislauf- und Abfallwirt-
schaft zuständige Ministerium,

2. das Regierungspräsidium und

3. in den Fällen des § 20 Abs. 1 Satz 1
der Gemeindevorstand oder der Ma-
gistrat.

§ 19

Sachliche Zuständigkeit

(1) Zuständige Behörde zur Ausfüh-
rung der unmittelbar geltenden Rechts-
vorschriften der Europäischen Union, der
Bundesgesetze im Bereich der Abfallwirt-
schaft einschließlich der Anerkennungen
nach § 56 Abs. 6 Satz 2 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes, dieses Gesetzes und der
aufgrund dieser Gesetze erlassenen
Rechtsverordnungen ist das Regierungs-
präsidium, soweit nachfolgend nichts an-
deres bestimmt ist. Bei der Durchführung
von Planfeststellungsverfahren ist es An-
hörungs- und Planfeststellungsbehörde.
Sollen Abfälle unter Tage oder in Verbin-
dung mit einem der Bergaufsicht unterlie-
genden laufenden Betrieb über Tage ent-
sorgt werden, entscheidet das Regie-
rungspräsidium als Bergbehörde.

(2) Abweichend von Abs. 1 ist das Re-
gierungspräsidium Darmstadt zuständig
für die 

1. Anerkennung der Lehrgänge nach

a) § 3 Abs. 1 Nr. 2 der Beförderungser-
laubnisverordnung vom 10. Sep-
tember 1996 (BGBl. I S. 1411, 1997 I
S. 2861), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012
(BGBl. I S. 212),

b) § 4 Nr. 2 der Deponieverordnung,

2. Anzeigen nach § 53 Abs. 1 Satz 1 und
Erlaubnisse nach § 54 Abs. 1 Satz 1
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, wenn
die Sammlerin, der Sammler, die Be-
förderin, der Beförderer, die Händlerin,
der Händler, die Maklerin oder der
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Makler keinen Hauptsitz oder keine
Niederlassung in der Bundesrepublik
hat,

3. Entscheidungen nach § 56 Abs. 5 
Satz 3 und Abs. 6 Satz 2 sowie die
Maßnahmen aufgrund der nach § 57
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnung,

4. Überwachung der Stoffverbote nach 
§ 5 Abs. 1 des Elektro- und Elektronik-
gerätegesetzes vom 16. März 2005
(BGBl. I S. 762), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I
S. 212).

§ 20

Abfallrechtliche Zuständigkeiten
der Gemeinden

(1) Abweichend von § 19 Abs. 1 ist in
Gemeinden der Gemeindevorstand, in
Städten der Magistrat für die abfallrecht-
liche Überwachung von Abfällen außer-
halb von Deponien sowie außerhalb von
sonstigen zulassungs- oder genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen zuständig, so-
weit die Abfälle ausschließlich gelagert
oder abgelagert werden. Ausgenommen
von Satz 1 sind die Aufgaben nach den 
§§ 49 bis 52 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes in Verbindung mit der Nach-
weisverordnung vom 20. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2298), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212), nach den unmittelbar geltenden
Rechtsvorschriften der Europäischen Ge-
meinschaft im Bereich der Abfallwirt-
schaft sowie dem Abfallverbringungsge-
setz vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212).

(2) In den Fällen des Abs. 1 Satz 1 ist
der Gemeindevorstand oder der Magistrat
zugleich Widerspruchsbehörde.

(3) Abweichend von Abs. 1 ist das Re-
gierungspräsidium zuständig, wenn

1. die Gemeinde oder die kreisfreie Stadt
oder

2. eine Gesellschaft oder Vereinigung mit
eigener Rechtspersönlichkeit, an der
die Gemeinde oder die kreisfreie Stadt
mehrheitlich beteiligt ist,

die Lagerung oder Ablagerung nach Abs. 1
Satz 1 verursacht hat.

(4) Die Aufgaben nach Abs. 1 Satz 1
werden den Gemeinden und den kreis-
freien Städten zur Erfüllung nach Wei-
sung übertragen. Weisungen kann das für
die Kreislauf- und Abfallwirtschaft zu-
ständige Ministerium im Rahmen der
Fachaufsicht erteilen. Die Weisungen sol-
len sich auf allgemeine Anordnungen be-
schränken und in der Regel nicht in die
Einzelausführung eingreifen.

(5) Verwaltungskosten, Geldbußen
und Zwangsgelder, die durch Bescheid
des Gemeindevorstandes oder des Magis-
trats im Falle der Aufgabenwahrnehmung
nach Abs. 1 und § 25 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1

festgesetzt worden sind, fließen der je-
weiligen Gemeinde zu. Satz 1 gilt auch
für erhobene Verwarnungsgelder.

§ 21

Örtliche Zuständigkeit

(1) Die örtliche Zuständigkeit richtet
sich

1. für die Zulassung, Überwachung und
Stilllegung von Deponien nach dem
Standort der Anlage,

2. für die Überwachung stoffbezogener
Anforderungen in Bezug auf die Ent-
sorgung in Anlagen nach dem Stand-
ort der Anlage,

3. für Maßnahmen nach den unmittelbar
geltenden Rechtsvorschriften der Eu-
ropäischen Gemeinschaft im Bereich
der Abfallwirtschaft sowie dem Abfall-
verbringungsgesetz bei Abfallverbrin-
gungen

a) in den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes nach dem Ort, an dem die
Abfälle erstmals behandelt, gela-
gert oder abgelagert werden sollen,

b) aus dem Geltungsbereich dieses
Gesetzes nach dem Ort, an dem die
Beförderung beginnt,

4. nach dem Ort des Anfallens der Abfäl-
le, soweit sich aus Nr. 1 bis 3 nichts an-
deres ergibt.

(2) Ist in derselben Sache die örtliche
Zuständigkeit mehrerer Abfallbehörden
begründet oder ist es zweckmäßig, eine
Angelegenheit in benachbarten Zustän-
digkeitsbezirken einheitlich zu regeln,
kann die gemeinsame nächsthöhere Ab-
fallbehörde die zuständige Abfallbehörde
bestimmen.

§ 22

Hessisches Landesamt für Umwelt
und Geologie

(1) Dem Hessischen Landesamt für
Umwelt und Geologie obliegen folgende
Aufgaben:

1. Sammlung und Auswertung von Ab-
falldaten, insbesondere zur Erfüllung
von Berichtspflichten gegenüber der
Europäischen Union,

2. Führen eines Emissionskatasters auf
der Grundlage der ausgewerteten Jah-
resberichte nach § 13 Abs. 5 der Depo-
nieverordnung.

Darüber hinaus nimmt das Hessische
Landesamt für Umwelt und Geologie
übergeordnete fachliche Aufgaben der
Abfallwirtschaft nach Weisung des für die
Kreislauf- und Abfallwirtschaft zuständi-
gen Ministeriums wahr.

(2) Die Abfallbehörden werden in Ein-
zelfällen bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben durch das Hessische Landesamt
für Umwelt und Geologie unterstützt, so-
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weit dies unter Berücksichtigung spezifi-
scher Fachkenntnisse und besonderer
Schwierigkeiten der Begutachtung, Prü-
fung und Untersuchung erforderlich ist.
Das Hessische Landesamt für Umwelt
und Geologie entwickelt dabei fachliche
Grundsätze und wirkt auf deren einheitli-
che Anwendung hin.

§ 23

Hessisches Landeslabor

(1) Das Hessische Landeslabor führt
übergeordnete wissenschaftlich-fachliche
Laboruntersuchungen und Aufgaben im
Bereich der Abfallanalytik nach Weisung
des für die Kreislauf- und Abfallwirtschaft
zuständigen Ministeriums durch und un-
terstützt die Abfallbehörden bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Bereich
der Untersuchung von Abfällen.

(2) Das Hessische Landeslabor prüft
die Kompetenz von Prüflaboren und
Messstellen und erteilt Kompetenznach-
weise als Kompetenzfeststellungsstelle für
Zulassungen einschließlich Benennungen
von Untersuchungsstellen nach dem
Kreislaufwirtschaftsgesetz und nach den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen.

§ 24

Übertragung von Zuständigkeiten

Die Zuständigkeiten können im Ein-
vernehmen mit der Ministerin oder dem
Minister des Innern durch Rechtsverord-
nung abweichend von den §§ 18 bis 23
geregelt werden. Die Landesregierung
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
bestimmte Aufgaben nach § 19 Abs. 1 auf
die Landkreise und die kreisfreien Städte
zur Erfüllung nach Weisung zu übertra-
gen. In diesen Fällen sollen sich die Wei-
sungen auf allgemeine Anordnungen be-
schränken und in der Regel nicht in die
Einzelausführung eingreifen. Soweit ein
Landkreis oder eine kreisfreie Stadt selbst
Unternehmerin oder unmittelbar Betroffe-
ne einer Anordnung ist, nimmt das Regie-
rungspräsidium die Aufgaben der zustän-
digen Behörde wahr; das Gleiche gilt,
wenn der Landkreis oder die kreisfreie
Stadt an einer Gesellschaft oder Vereini-
gung mit eigener Rechtspersönlichkeit
mehrheitlich beteiligt ist.

VIERTER TEIL

Schlussvorschriften

§ 25

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1, auch in
Verbindung mit Abs. 2 oder 4 Satz 1

und 2, Veränderungen vornimmt, die
die Errichtung einer Abfallverwer-
tungs- oder Abfallbeseitigungsanlage
erheblich erschweren,

2. einer Rechtsverordnung nach § 14
Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für
einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bußgeldvorschrift verweist,

3. einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend
Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach

1. Abs. 1,

2. § 69 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung,

3. § 18 des Abfallverbringungsgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung,

4. § 23 des Elektro- und Elektronikgerä-
tegesetzes in der jeweils geltenden
Fassung und

5. § 22 des Batteriegesetzes vom 25. Juni
2009 (BGBl. I S. 1582), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Februar 2012
(BGBl. I S. 212), in der jeweils gelten-
den Fassung

ist das Regierungspräsidium. Abweichend
von Satz 1 ist zuständig für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten nach

1. Abs. 1 Nr. 3 sowie nach § 69 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 Nr. 4, 5 und 7 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung im Falle des § 20
Abs. 1 Satz 1 der Gemeindevorstand
oder der Magistrat,

2. § 23 Abs. 1 Nr. 1 des Elektro- und
Elektronikgerätegesetzes in der je-
weils geltenden Fassung das Regie-
rungspräsidium Darmstadt.

Die Zuständigkeit kann im Einvernehmen
mit der Ministerin oder dem Minister des
Innern durch Rechtsverordnung abwei-
chend geregelt werden.

§ 26

Erlass von Rechtsverordnungen und
Technischen Regeln

(1) Rechtsverordnungen nach § 8 
Abs. 4, § 14 Abs. 1, § 24 Satz 1 und § 25
Abs. 3 Satz 3 erlässt die für die Kreislauf-
und Abfallwirtschaft zuständige Ministe-
rin oder der hierfür zuständige Minister.

(2) Das für die Kreislauf- und Abfall-
wirtschaft zuständige Ministerium kann
Technische Regeln durch öffentliche Be-
kanntmachung im Staatsanzeiger für das
Land Hessen einführen. Bei der Bekannt-
machung kann hinsichtlich des Inhalts
auf die Fund- oder Bezugsstelle verwie-
sen werden.
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§ 27

Aufhebung bisherigen Rechts,
Fortgeltung

(1) Es werden aufgehoben:

1. das Hessische Ausführungsgesetz zum
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
in der Fassung vom 20. Juli 2004
(GVBl. I S. 252)1), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 13. Dezember 2012
(GVBl. S. 622),

2. die Kleinmengen-Verordnung vom 
6. Juli 1990 (GVBl. I S. 422)2),

3. die Trägerbestimmungs-Verordnung
vom 12. Juni 1997 (GVBl. I S. 196)3),

4. die Andienungs- und Zuweisungsver-
ordnung vom 4. Dezember 1998
(GVBl. I S. 554)4),

5. die Abfallwirtschaftsplan-Verordnung
vom 30. August 2010 (GVBl. I S. 322)5).

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 6. März 2013

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t , E n e r g i e ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d
Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

P u t t r i c h

(2) Abweichend von Abs. 1 gelten bis
zum 30. Juni 2014 fort:

1. die Regelungen zur Andienungspflicht
an den Zentralen Träger nach § 4 
Abs. 4 Satz 1 und nach den §§ 11 bis
13 in Verbindung mit § 3 Abs. 2, § 14
Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 und 3, § 26
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, § 29 Abs. 1 Nr. 3,
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und § 30 Abs. 1 des
Hessischen Ausführungsgesetzes zum
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz,

2. § 3 der Kleinmengen-Verordnung.

§ 28

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 tritt § 27 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 am 
1. Juli 2014 in Kraft.

1) Hebt auf FFN 89-22
2) Hebt auf FFN 89-10
3) Hebt auf FFN 89-23
4) Hebt auf FFN 89-24
5) Hebt auf FFN 89-35
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Artikel 11)

Änderung der Verordnung zur 
Bestimmung der zuständigen 

Vollstreckungsbehörden für die 
Vollstreckung von Verwaltungsakten

der ärztlichen Stellen

Aufgrund des § 17 Abs. 1 Satz 3 des
Hessischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2008 (GVBl. 2009 I S. 2), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. November
2012 (GVBl. S. 430), verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport im Beneh-
men mit dem Ministerium der Finanzen,
dem Ministerium für Umwelt, Energie,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
und dem Sozialministerium:

§ 3 der Verordnung zur Bestimmung
der zuständigen Vollstreckungsbehörden
für die Vollstreckung von Verwaltungsak-
ten der ärztlichen Stellen vom 4. Dezem-
ber 2008 (GVBl. I S. 1022) wird wie folgt
geändert:

1. In der Überschrift werden das Komma
und das Wort „Außerkrafttreten“ ge-
strichen.

2. Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 22)

Änderung der Verordnung zur 
Bestimmung der zuständigen

kommunalen Vollstreckungsbehörden
nach § 17 Abs. 1 Satz 3 des Hessischen

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Aufgrund des § 17 Abs. 1 Satz 3 des
Hessischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2008 (GVBl.  2009 I S. 2), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 21. November
2012 (GVBl. S. 430), verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport im Beneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung, dem
Ministerium für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz und
dem Sozialministerium:

§ 5 der Verordnung zur Bestimmung
der zuständigen kommunalen Vollstre-
ckungsbehörden nach § 17 Abs. 1 Satz 3
des Hessischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes vom 18. August 2009
(GVBl. I S. 382) wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden das Komma
und das Wort „Außerkrafttreten“ ge-
strichen.

2. Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 33)

Änderung der Werkfeuerwehraus-
bildungs- und Prüfungsverordnung

Aufgrund des § 69 Nr. 1 des Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember
2010 (GVBl. I S. 502) verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport:

Die Werkfeuerwehrausbildungs- und
Prüfungsverordnung vom 3. November
2005 (GVBl. I S. 739), geändert durch Ver-
ordnung vom 29. September 2010 
(GVBl. I S. 482), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Anga-
be zu § 30 wie folgt gefasst:

„§ 30 Inkrafttreten“

2. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Kom-
ma und das Wort „Außerkrafttre-
ten“ gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 44)

Änderung der Verordnung über den 
Landesbeirat für Brandschutz, 

Allgemeine Hilfe und
Katastrophenschutz

Aufgrund des § 69 Nr. 5 des Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember
2010 (GVBl. I S. 502) verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport:

In § 4 Satz 2 der Verordnung über den
Landesbeirat für Brandschutz, Allgemei-
ne Hilfe und Katastrophenschutz vom 
25. Mai 2009 (GVBl. I S. 229) wird die An-
gabe „2014“ durch „2017“ ersetzt.

Artikel 55)

Änderung der
Gefahrenverhütungsschauverordnung

Aufgrund des § 69 Nr. 3 des Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember
2010 (GVBl. I S. 502) verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport:

In § 7 Satz 2 der Gefahrenverhütungs-
schauverordnung vom 28. Januar 2011
(GVBl. I S. 140) wird die Angabe „2016“
durch „2019“ ersetzt.

1) Ändert FFN 304-29
2) Ändert FFN 304-30
3) Ändert FFN 312-18
4) Ändert FFN 312-21
5) Ändert FFN 312-22

Verordnung
zur Entfristung und zur Veränderung der Geltungsdauer befristeter

Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich des Hessischen Ministeriums
des Innern und für Sport 

Vom 21. Februar 2013
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Artikel 66)

Änderung der Hessischen
Kommunalbesoldungsverordnung

Aufgrund des § 21 Abs. 2 und Abs. 3
des Bundesbesoldungsgesetzes in der
Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3020) in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung und des § 1 Abs. 1 Nr. 1
und 2 der Verordnung zur Übertragung
von Ermächtigungen zum Erlass von
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet des
Besoldungsrechts vom 28. September
1976 (GVBl. I S. 399), geändert durch Ver-
ordnung vom 23. Januar 1979 (GVBl. I 
S. 33), verordnet der Minister des Innern
und für Sport:

§ 11 der Hessischen Kommunalbesol-
dungsverordnung vom 20. September
1979 (GVBl. I S. 219), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 3. November 2011
(GVBl. I S. 733), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Außerkrafttreten“

2. Die Angabe „2016“ wird durch „2019“
ersetzt.

Artikel 77)

Änderung der Verordnung über die
Laufbahnen des hessischen 

Polizeivollzugsdienstes

Aufgrund des § 187 Abs. 2 und 3 und
des § 187a Abs. 5 des Hessischen Beam-
tengesetzes in der Fassung vom 11. Janu-
ar 1989 (GVBl. I S. 25), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. November 2010
(GVBl. I S. 410), verordnet der Minister
des Innern und für Sport im Einverneh-
men mit dem Direktor des Landesperso-
nalamtes:

Die Verordnung über die Laufbahnen
des hessischen Polizeivollzugsdienstes

vom 27. September 2002 (GVBl. I S. 629),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
16. Dezember 2009 (GVBl. I S. 751), wird
wie folgt geändert:

1. In der Übersicht wird die Angabe zu 
§ 28 wie folgt gefasst:

„§ 28 Inkrafttreten“

2. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 28

Inkrafttreten“

b) Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 88)

Änderung der Hessischen 
Polizeiarbeitszeitverordnung

Aufgrund des § 85 Abs. 1 Satz 2 des
Hessischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 25),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. November 2010 (GVBl. I S. 410), ver-
ordnet der Minister des Innern und für
Sport:

§ 9 der Hessischen Polizeiarbeitszeit-
verordnung vom 11. Dezember 2009
(GVBl. I S. 749) wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden das Komma
und das Wort „Außerkrafttreten“ ge-
strichen.

2. Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 9

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 21. Februar 2013

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n

6) Ändert FFN 321-30
7) Ändert FFN 322-121
8) Ändert FFN 324-46
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Aufgrund des § 3 Abs. 3 Satz 5 und
Abs. 4 Satz 2 und 4, des § 4 Abs. 7, des 
§ 9 Abs. 4 Satz 2, des § 13 Abs. 11, der 
§§ 16, 34, 40, 40a Abs. 3, des § 41 Abs. 7,
des § 42 Abs. 4, der §§ 54, 57a, 61 Abs. 6,
des § 65 Abs. 3 sowie des § 66 Abs. 6 je-
weils in Verbindung mit § 68 Abs. 1 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes in der
Fassung vom 28. September 2011 (GVBl. I
S. 590), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Dezember 2012 (GVBl. S. 581),
verordnet die Kultusministerin:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes vom
28. September 2011 (GVBl. I S. 615), ge-
ändert durch Gesetz vom 27. September
2012 (GVBl. S. 299), wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Inhaltsübersicht werden die
Angaben zum zehnten Teil wie folgt
gefasst:

„ZEHNTER TEIL

ÜBERTRAGUNG VON 
BEFUGNISSEN, ÜBERGANGS- UND

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 82 Übertragung der Befugnis zur
Anerkennung von außerhalb
Hessens oder in anderen 
Ausbildungsgängen 
erworbenen Befähigungen

§ 83 Übertragung der Befugnis zur
Erteilung der Unterrichtser-
laubnis an Personen, die die
Befähigung zum Lehramt
oder die Lehrbefähigung in
arbeitstechnischen Fächern
nicht besitzen

§ 84 Aufhebung bisheriger 
Vorschriften

§ 85 Übergangsvorschrift

§ 86 Inkrafttreten“

2. In § 11 Abs. 3 Satz 1 werden die Wör-
ter „dem Amt für Lehrerbildung“
durch „der Ausbildungsbehörde“ er-
setzt.

3. In § 29 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 werden die
Wörter „vom Amt für Lehrerbildung“
jeweils durch „von der Ausbildungs-
behörde“ ersetzt.

4. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Nr. 3 werden die Wörter
„in der Regel nicht höher als“
durch „höchstens“ ersetzt.

b) Nach Abs. 3 wird als neuer Abs. 4
eingefügt:

„(4) Die Altersgrenze von 40 Jah-
ren erhöht sich für Bewerberinnen
und Bewerber, welche

1. die Betreuung mindestens ei-
nes mit ihnen in häuslicher
Gemeinschaft lebenden Kin-
des unter achtzehn Jahren,

2. die tatsächliche Pflege eines
nach ärztlichem Gutachten
pflegebedürftigen nahen An-
gehörigen oder

3. einen Dienst im Sinne des 
§ 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4

nachweisen, um die tatsächliche
Dauer der Betreuung, der Pflege
und des Dienstes. Entsprechende
Bescheinigungen sind den Bewer-
bungsunterlagen beizufügen. Ins-
gesamt darf eine Höchstalters-
grenze von 45 Jahren nicht über-
schritten werden.“

c) Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden
die Abs. 5 bis 8.

d) Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Der Überprüfungsausschuss er-
stellt nach Abschluss des Verfah-
rens eine Rangliste der geeigneten
Bewerberinnen und Bewerber und
leitet diese der Ausbildungsbehör-
de zu.“

5. § 38 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter
„dem Amt für Lehrerbildung“
durch „der Ausbildungsbehörde“
ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 werden die
Wörter „von in der Regel“ gestri-
chen.

c) Nach Abs. 2 wird als neuer Abs. 3
eingefügt:

„(3) § 37 Abs. 4 gilt entspre-
chend.“

d) Die bisherigen Abs. 3 bis 8 werden
die Abs. 4 bis 9.

6. In § 46 Abs. 3 Satz 4 werden die Wör-
ter „Das Amt für Lehrerbildung“
durch „Die Ausbildungsbehörde“ er-
setzt.*) Ändert FFN 322-135

Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Hessischen

Lehrerbildungsgesetzes (HLbGDV)*)

Vom 7. Februar 2013
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7. In § 54 Abs. 4 Satz 7 werden die Wör-
ter „das Amt für Lehrerbildung“
durch „die Ausbildungsbehörde“ er-
setzt.

8. § 57 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 6 Satz 1 werden die Wörter
„das Amt für Lehrerbildung“
durch „die Ausbildungsbehörde“
ersetzt.

b) In Abs. 7 Nr. 4 werden die Wörter
„vom Amt für Lehrerbildung“
durch „von der Ausbildungsbe-
hörde“ ersetzt.

9. In § 66 Abs. 2 werden die Wörter
„beim Amt für Lehrerbildung“ durch
„bei der Ausbildungsbehörde“ er-
setzt.

10. Die Überschrift des zehnten Teils
wird wie folgt gefasst:

„ZEHNTER TEIL

ÜBERTRAGUNG VON 
BEFUGNISSEN, ÜBERGANGS- UND

SCHLUSSBESTIMMUNGEN“

11. Nach der Überschrift des zehnten
Teils werden als neue §§ 82 und 83
eingefügt:

„§ 82

Übertragung der Befugnis zur 
Anerkennung von außerhalb Hessens
oder in anderen Ausbildungsgängen

erworbenen Befähigungen

Der Ausbildungsbehörde wird die
Befugnis nach § 59 Abs. 2 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes über-
tragen, eine andere außerhalb Hes-
sens oder in anderen Ausbildungs-
gängen erworbene Befähigung als
Befähigung zum Lehramt oder als
Lehrbefähigung anzuerkennen.

§ 83

Übertragung der Befugnis zur 
Erteilung der Unterrichtserlaubnis an

Personen, die die Befähigung zum
Lehramt oder die Lehrbefähigung in

arbeitstechnischen Fächern nicht 
besitzen

Dem Landesschulamt wird die Be-
fugnis nach § 62 Abs. 1 Satz 3 

des Hessischen Lehrerbildungsgeset-
zes übertragen für Bewerberinnen
und Bewerber, die

1. gegen Stundenvergütung oder im
Angestelltenverhältnis beschäftigt
werden sollen und eine Erste
Staatsprüfung für ein Lehramt
oder beide Staatsprüfungen für
ein Lehramt in anderen Bundes-
ländern abgelegt haben, sofern
diese Prüfungen den in Hessen
vorgeschriebenen gleichwertig
sind und die Beschäftigung in der
Schulform erfolgt, für die die Prü-
fung abgelegt wurde,

2. die Eignung für einen Unterrichts-
einsatz in einzelnen Fächern
durch den Nachweis ihrer fachli-
chen Qualifikation, insbesondere
durch die Teilnahme an besonde-
ren Fort- oder Weiterbildungsver-
anstaltungen oder durch Überprü-
fung ihrer unterrichtlichen Fähig-
keiten in Hessen erbracht haben
oder

3. gegen Stundenvergütung oder im
Angestelltenverhältnis beschäftigt
werden sollen und die Vorausset-
zungen der Nr. 1 und 2 nicht erfül-
len, wenn ein unabweisbares Un-
terrichtsbedürfnis vorliegt und
nachhaltige Bemühungen zur Ge-
winnung einer ausgebildeten
Lehrkraft ohne Ergebnis geblie-
ben sind.“

12. Die bisherigen §§ 82 bis 84 werden
die §§ 84 bis 86.

13. In § 85 wird die Angabe „§ 90 Nr. 5“
durch „§ 84 Nr. 5“ ersetzt.

14. § 86 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 86

Inkrafttreten“

b) Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 7. Februar 2013

D i e  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r i n

B e e r


